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Abstract 

Die Zeit der Klimaklagen ist jetzt. In den Jahren 2020 bis 2022 wurden weltweit etwa 500 Kli-
maklagen eingereicht, dies entspricht einem Viertel der Gesamtzahl von Klimaklagen (Setzer et 
al. 2022). Klimaklagen sind eine der vielen politischen Herausforderungen der kommenden Jahre, 
denn sie werden als Instrument eingesetzt, um wirksamen Klimaschutz sowohl von staatlichen 
als auch von privatwirtschaftlichen Akteur*innen einzufordern (Rodi & Kalis 2022). Dass ihre 
Anzahl weiter steigen wird, ist erwartbar. Nicht zuletzt, weil sich eine „Community of Practice“ 
(Higham et al. 2023:28) herausgebildet hat, die sich international über Strategien und Anknüp-
fungspunkte für Klimaklagen austauscht (:28). Bahnbrechende Gerichtsentscheidungen wie das 
letztinstanzliche Urteil gegen die Niederlande (Urgenda Case) oder das erstinstanzliche Urteil 
gegen den Energiekonzern Shell beginnen erst ihre direkten und indirekten Wirkungen zu ent-
falten. Unter Rückbezug auf die Anticipatory Governance wurden in einem zweistufigen empiri-
schen Forschungsdesign (Futures Wheel und Delphi) mögliche Folgewirkungen von Klimaklagen 
für die Jahre 2026 bis 2040 auf Staat, Wirtschaft und Gesellschaft untersucht. Ergebnisse der 
Zukunftsstudie waren einerseits Impulse für eine zukunftsorientierte Politikgestaltung 
(Muiderman et al. 2020:14), mit denen die Resilienz gegenüber möglichen Folgewirkungen von 
erwartbaren, aber in ihrem Inhalt ungewissen Gerichtsentscheidungen (Wegener 2019) erhöht 
werden könnte, und andererseits die Erkenntnis, dass sich die Futures Wheel-Methode (Glenn 
2009) durch ihr intuitives Design für die Zukunftsanalyse und Antizipation als erster Schritt der 
vorausschauenden Regierungsführung (Quay 2010:498) eignet, um alternative Möglichkeits-
räume konkreter politischer Herausforderungen zu explorieren. 

The time for climate lawsuits is now. Between 2020 and 2022, around 500 climate lawsuits 
were filed worldwide, representing a quarter of the total number of climate lawsuits (Setzer 
et al. 2022). Climate litigation is one of the many policy challenges of the coming years, as it 
will be used as a tool to demand effective climate action from both state and private actors 
(Rodi & Kalis 2022). It is expected that their number will continue to grow. This is not least 
because a 'community of practice' (Higham et al. 2023:28) has formed, sharing strategies and 
approaches to climate disputes internationally (:28). Groundbreaking court decisions such as 
the last-instance judgment against the Netherlands (Urgenda Case) or the first-instance judg-

ment against the energy company Shell are only just beginning to have their direct and indirect 
effects. Concerning anticipatory governance, a two-stage empirical research design (Futures 
Wheel and Delphi) was used to examine the possible consequences of climate lawsuits for 

the years 2026 to 2040 for the state, the economy, and society.The results of the futures 
study were, on the one hand, impulses for a future-oriented policy design (Muiderman et al. 
2020:14), which could be used to increase resilience to possible consequences of expected 

but uncertain court decisions (Wegener 2019), and, on the other hand, the realisation that 
the Futures Wheel method (Glenn 2009), due to its intuitive design, is suitable for future 
analysis and anticipation as a first step in anticipatory governance (Quay 2010:498) in order 
to explore alternative spaces of possibility for concrete policy challenges. 
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Zur      Schriftenreihe 

Mit dieser Schriftenreihe veröffentlicht das Institut Futur Arbeitsergebnisse und Analysen, die im 
Kontext des Instituts entstanden sind – insbesondere Abschlussarbeiten von Studierenden des 
weiterbildenden Masterstudiengangs Zukunftsforschung. Die Palette der Themen ist entspre-
chend breit gehalten. Vieles hat explorativen Charakter. Das hat zwei Gründe: Erstens basiert 
die Zukunftsforschung bisher kaum auf einem konsolidierten wissenschaftlichen Fundament. Ihre 
Qualitäts- und Gütekriterien sind ebenso in der Diskussion wie ihre wissenschafts- und erkennt-
nistheoretischen Implikationen. Zweitens ist ihr Gegenstand so allumfassend, dass sich das Feld 
kaum ab-, geschweige denn eingrenzen lässt. Technologische Vorausschau gehört ebenso dazu 
wie Forschungen zum sozialen Wandel, zur Veränderung von Wirtschaftsstrukturen, zur Verän-
derung der Umwelt, zur Geschichte der Zukunftsvorstellungen, zur Bedeutung von Design, zu 
Wünschen und Bedürfnissen, zu den Forschungsmethoden und zu Fragen der Kontingenz künf-
tiger Entwicklungen wie deren Vorhersage – um nur einige prägnante aktuelle Themenfelder zu 
benennen. Entsprechend offen ist das Konzept dieser Schriftenreihe. Sie bietet Facetten der Re-
flexion zu speziellen Themen, Analysen und Impulse für weitere Forschungsfragen, aber auch 
Ergebnisse aus empirischen Studien – immer mit Blick auf mögliche künftige Entwicklungen, Ge-
staltungsoptionen und Erwartungen.  
Bei aller Offenheit und Heterogenität existiert für die Publikationen dennoch eine Rahmung. 
Zunächst sind einige der üblichen Kriterien von Wissenschaftlichkeit selbstverständlich Grund-
lage für die Beiträge: Transparenz, Nachvollziehbarkeit von Argumentationen, Zitationsmodi etc. 
folgen den wissenschaftlichen Gepflogenheiten. Darüber hinaus orientieren sich die Beiträge ers-
tens erkenntnis- bzw. wissenschaftstheoretisch implizit oder explizit an konstruktivistischem 
Denken. Es scheint der Auseinandersetzung mit Zukunft generell angemessen, sie als konstruiert 
zu betrachten, da über sie schwerlich als Tatsache oder gar als Wirklichkeit gesprochen werden 
kann. Mit konstruktivistischen Ansätzen wird erkennbar, dass Wirklichkeiten geschaffen werden 
– das gilt schon für jegliche Gegenwartsdiagnose und für den Entwurf von Zukünften allemal. 
Zweitens folgen die Beiträge sozialwissenschaftlich in der Regel einem Verständnis von Gesell-
schaft, wie es im Kontext der Theorien zur zweiten oder reflexiven Moderne formuliert wird. 
Das bedeutet etwa, nicht mehr von eindeutigen Grenzen zwischen Natur und Gesellschaft aus-
zugehen, sondern anzuerkennen, dass wir im Anthropozän leben. Wissen und Nichtwissen wer-
den als eng miteinander verbunden angesehen. Auch sind eindeutige Trennungen zwischen sozi-
alen Sphären immer weniger möglich. Ungewissheiten, Risiken und Wagnisse und das Unerwar-
tete werden nicht als wegzuarbeitende Phänomene, sondern als Quellen für die Zukunftsfor-
schung akzeptiert und genutzt, um Zukunft als gestaltbar darzustellen. Ob mit der hier gewählten 
erkenntnistheoretischen und gesellschaftstheoretischen Orientierung ein haltbarer Rahmen für 
die Schriftenreihe und darüber hinaus auch für die Zukunftsforschung gefunden wird, wird sich 
erweisen. Die Herausgabe der IF-Schriftenreihe dient u.a. als ein Beitrag zu dieser Diskussion. 

 
Gerhard de Haan 
- Herausgeber - 
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1. Einleitung 
Klimaklagen werden als direktes Mittel eingesetzt, um Klimaschutzmaßnahmen einzufordern. 
Das Urgenda-Urteil gegen die Niederlande war die erste Gerichtsentscheidung, die einen Staat zu 
mehr Klimaschutzmaßnahmen verpflichtete (Mayer 2022:2). Das Übereinkommen von Paris1 (UN-
FCC 2015) liefert relevante rechtliche Argumente, mit denen Staaten vor nationalen Gerichten 
für die Umsetzung ihrer Klimaschutzverpflichtungen zur Rechenschaft gezogen werden können. 
Damit kommt dieser internationalen Übereinkunft eine entscheidende Rolle bei der Begründung 
von Klimaklagen zu (Desaules 2022:4). 

Die Entwicklung der weltweiten Klimaklagen zeigt (Abb.1), dass bis September 2022 insgesamt 
etwas mehr als 2.000 Klimaklagen erfasst wurden, davon zwischen 2015 und 2020 etwa 700 und 
zwischen 2020 und 2022 etwas mehr 550 Klimaklagen (Setzer & Higham 2022:1). Damit ist ein 
Viertel aller Klimaklagen in den letzten drei Jahren eingereicht worden.  

 

Ein wesentlicher Teil der Klimaklagen wird strategisch aus einer zunehmend spezialisierten 
Gruppe eingereicht, die einerseits ihr Wissen und ihre Erfahrungen zu Klimaklagen untereinan-
der teilen und andererseits über zunehmende Ressourcen verfügen (Higham et al. 2023:8). Diese 
strategischen Klagen werden sowohl gegen staatliche Akteure als auch gegen Unternehmen, ins-
besondere, jene mit extrem hohen Emissionen, sog. Carbon Major2 (Heede 2014) eingesetzt. Die 
Klimaklagen gegen die Energiekonzerne RWE (Luciano Lliuya v. RWE AG, Climatecasechart 2015c) 
und gegen Shell (Milieudefensie et al. gegen Royal Dutch Shell plc., Climatecasechart 2019a), sowie 

 
1  Mit dem Übereinkommen von Paris (12.12.2015) hat sich ein großer Teil der internationalen Staaten-

gemeinschaft darauf verständigt, Maßnahmen zu ergreifen, damit die Erderwärmung auf nicht mehr 
als 1,5°C, aber maximal 2°C ansteigt und weltweit bis spätestens 2050 Klimaneutralität erreicht wird. 
Das internationale Abkommen wurde auf der 21. UN-Klimakonferenz (COP21) in Paris verabschiedet. 

2  Die Bezeichnung ‚Carbon Major‘ wurde von Richard Heede (2014) geprägt. Er untersuchte, welchen 
Einfluss die größten THG-Emittenten auf den Klimawandel haben. 

Abbildung 1: Entwicklung der Anzahl von Klimaklagen weltweit  
aus Setzer, Narulla, Higham und Bradeen 2022:5 
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gegen den Baustoffhersteller Holcim (Asmania et al. vs Holcim, Climatecasechart 2023), sind Bei-
spiele dafür. Mit den Klagen bezwecken die Kläger*innen, dass die Konzerne einerseits teilweise 
für Anpassungsmaßnahmen zum Schutz ihrer Lebensgrundlage aufkommen und andererseits Ent-
schädigungszahlungen leisten (Kodiveri et al. 2023:10). Auch der Klima-Beschluss des Bundesver-
fassungsgerichtes zählt zu den strategischen Fällen (Neubauer et al. v. Germany, Climatecasechart 
2020a). Er wird im Kontext der strategischen Vorausschau international als ein wichtiges Signal 
wahrgenommen (Warnke et al. 2022:41) und kann als Wegweiser für den Umgang mit der fort-
schreitenden Klimakrise und den Klimaschutzverpflichtungen der gegenwärtigen Generationen 
verstanden werden (Calliess 2021:355-356). Solange das politische Handeln den Verpflichtungen 
nicht in ausreichendem Maße gerecht wird, werden diese Versäumnisse absehbar in Klimaklagen 
verhandelt. Eine weitere Zunahme der Anzahl der Klimaklagen ist absehbar. Dies und Diversifi-
zierung von Klimaklagen führen zu einem steigenden politischen Handlungsdruck (Golnaraghi et 
al. 2021:13-17). Aktuelle Entwicklungen wie die Klimaklagen der Klimaseniorinnen gegen die 
Schweiz (Climatecasechart 2020b) und Duarte Agostinho und anderen gegen die Mitglieder des 
Europarates (Climatecasechart 2020c), die Ende März 2023 vor dem Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte (folgend EGMR) eröffnet wurden, haben das Potenzial die gerichtliche Ein-
flussnahme auf Klimaschutzpolitik weiter zu verstärken. Nach Keller und Heri (2022) ziehen die 
Kläger*innen wegen staatlicher Untätigkeit im Bereich des Klimawandels vor Gericht (:154). Ein 
Erfolg dieser Klagen vor dem EGMR könnte eine Strahlkraft auf die weiteren Mitgliedstaaten des 
Europarates entfalten (Kring 2022b), die sich sowohl im Kontext von Policy-Entscheidungen, als 
auch in Bezug auf die Entwicklung weiterer Klimaklagen auswirken würde (Wank 2023). Neue 
Anspruchsgrundlagen, auf die sich Kläger*innen zukünftig berufen könnten, um stärkeren staat-
lichen Klimaschutz einzufordern, ergeben sich aus dem Fit-for-55-Paket3 der Europäischen Kom-
mission (Higham et al. 2023:1). Im April 2023 wurden erste Rechtsakte zur Reduktion von Treib-
hausgasemissionen vom Europäischen Parlament verabschiedet und vom Europäischen Rat for-
mell angenommen (Rat der EU 2023). Basierend auf diesen Verordnungen wird es überdies 
möglich sein, dass EU-Mitgliedstaaten von der Europäischen Kommission vor dem Europäischen 
Gerichtshof in Vertragsverletzungsverfahren auf Einhaltung der Klimaschutzvorgaben verklagt 
werden können (Higham et al. 2023:18). 

Im Sinne der strategischen Vorausschau kann plausibel begründet werden, dass es sinnvoll ist 
sich mit dem gesellschaftspolitischen Phänomen der Klimaklagen auseinanderzusetzen. Der 
Klima-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts hatte direkte Auswirkungen auf die Gesetzgebung. 
Die Urteile gegen die Niederlande im sog. Urgenda-Fall (Climatecasechart 2015b) und gegen den 
Energiekonzern Shell (Climatecasechart 2019a) verpflichteten diese zu konkreten Emissionsre-
duktionszielen (Wegener 2019:3-4; Rodi & Kalis 2022:6). Die Umsetzung von wirksamem 

 
3  Mit dem „Fit-for-55-Paket“ werden Rechtsvorhaben und -reformen auf Ebene der Europäischen Union 

beschrieben, mit denen erreicht werden soll, dass bis zum Jahr 2030 55 Prozent der Emissionen im 
Vergleich zu 1990 reduziert werden. Es umfasst zahlreiche Bereiche wie z.B. das Emissionshandels-
system der EU, das CO₂-Grenzausgleichssystem, Emissionsreduktionsvorgaben für zahlreiche Sekto-
ren, als auch konkrete Emissionsreduktionsziele für die Mitgliedstaaten u.w. (Rat der EU (o.A.). 
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Klimaschutz wird dadurch nicht nur zu einer politischen und rechtlichen, sondern auch zu einer 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Aufgabe. Eine zukunftsorientierte Politikgestaltung kann 
zu einer höheren Anpassungsfähigkeit an externe Schocks oder unerwartete Veränderungen, die 
von zukünftigen Urteilen ausgehen könnten, führen und damit die Resilienz erhöhen (Fuerth 
2009:20). In der Übersetzung für die vorliegende Forschungsarbeit wurde der Ansatz der Anti-
cipatory Governance (folgend AG) als Bezugsrahmen gewählt. Die AG versteht sich als eine 
Form der Regierungsführung, die darauf ausgerichtet ist zukünftige Entwicklungen und Heraus-
forderungen frühzeitig zu erkennen und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um auf diese vorbe-
reitet zu sein (Fuerth 2009). Über die Vorausschau hinaus wird insofern nicht nur antizipiert, 
welche zukünftigen Entwicklungen sich aus der zunehmenden Anzahl an Klimaklagen ergeben 
könnten, sondern ein Vorgehen angewendet mit dem denkbare politische Reaktionen antizipiert 
und nach Wahrscheinlichkeit und Relevanz bewertet wurden. Gemäß den theoretischen Grund-
lagen der AG ist das Ziel politische Maßnahmen zu antizipieren, mit denen Einfluss auf die er-
kannten zukünftigen Entwicklungen genommen werden könnte. Mit Vorschlägen zur politischen 
Agenda werden Probleme adressiert, die zukünftig aufkommen könnten und deren Inhalt sowie 
Umfang aufgrund der Unvorhersehbarkeit von Verfahren und Ergebnissen von hoher Unsicher-
heit geprägt sind. Überdies ermöglicht die Auseinandersetzung mit alternativen Zukünften das 
Entwickeln eines breiteren Repertoires politischer Lösungsvorschläge und die Etablierung be-
lastbarer Strukturen, auf die jederzeit zurückgegriffen werden könnte (Vervoort & Gupta 
2018:105-106). Die vorausschauende Politikgestaltung leistet damit einen Beitrag zur Risikomin-
derung und verbessert die Fähigkeit frühzeitig auf Ereignisse zu reagieren (Fuerth 2009:29). 

Die vorliegende Arbeit geht auf dieser Grundlage der Forschungsfrage nach, welche Entwicklun-
gen angesichts der zunehmenden Anzahl an Klimaklagen im Zeitraum 2026 bis 2040 denkbar 
sind und welche Auswirkungen diese Entwicklungen auf die Politik der Bundesregierung haben 
könnten? 

Die Entscheidung den Untersuchungszeitraum auf die Jahre 2026 bis 2040 zu legen, begründet 
sich, erstens, entlang der nationalen Klimaschutzziele aus dem §3 Bundesklimaschutzgesetzes 
(folgend KSG), in dem die Klimaschutzziele des Staates beschrieben werden. Im ausgewählten 
Untersuchungszeitraum liegen die nationalen Klimaschutzziele für die Jahre 2030 und 2040. 
Demnach soll bis 2030 eine Reduktion der Treibhausgasemissionen um mindestens 65 Prozent 
und bis zum Jahr 2040 um mindestens 88 Prozent erreicht worden sein (Bundesministerium der 
Justiz KSG). Zweitens werden, ab dem Jahr 2026, fünf Jahre nach dem Klima-Beschluss vergangen 
sein. Die gegenwärtige zeitliche Nähe zu diesem Beschluss wurde im Kontext der Klimaklage 
gegen Mercedes-Benz sowie in den Verfassungsbeschwerden gegen die Landesklimaschutzge-
setze vor dem Bundesverfassungsgericht in der Entscheidungsbegründung herangezogen. Danach 
müsse der Bundesregierung noch Zeit gegeben werden, um die Ziele des KSG zu erreichen, ehe 
Gerichte regulierend eingreifen sollten (Zeit Online 2022; Bundesverfassungsgericht 2022: Rn. 
6, 13-17). Drittens könnten in den Jahren bis 2030 die ersten Klagen gegen die deutschen Carbon 
Majors (Heede 2014) in Revisionsverfahren vor höheren Gerichten verhandelt werden. Und 
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viertens ist erwartbar, dass die europäische Richtlinie zu Lieferkettensorgfaltspflichten (Rat der 
EU 2022a und b) bis zum Ende dieses Jahrzehnts in nationales Recht umgesetzt sein wird. 

Diese Annahmen zusammengetragen, liegt das Erkenntnisinteresse der vorliegenden Arbeit da-
rin, systematisch zu antizipieren, welche Folgewirkungen sich angesichts der steigenden Anzahl 
von Klimaklagen für die Politik der Bundesregierung ergeben könnten. Dazu wird ein zweistufiges 
empirisches Studiendesign entwickelt (Gerhold 2015:112-114), mit dem Akteur*innen aus den 
Rechtswissenschaften, der politischen Exekutive und Nichtregierungsorganisationen zunächst in 
einem Futures Wheel-Workshop (Glenn 2009) alternative Folgewirkungen der zunehmenden 
Anzahl von Klimaklagen antizipieren. Aufbauend auf den Ergebnissen des Workshops werden 
Entwicklungspfade herausgearbeitet, die in der zweiten Stufe in einem Real-Time Delphi (Gor-
don & Pease 2005) nach der Wahrscheinlichkeit des Eintritts der antizipierten Reaktion und der 
Relevanz bereits für die aktuelle Bundesregierung bewertet werden. Mit der Anwendung dieser 
beiden Methoden der Zukunftsforschung sollen Aussagen über Zukünfte wissenschaftlich er-
zeugt werden (Gerhold et al. 2012:206). Dieses Vorgehen kann darüber hinaus einem bewuss-
teren Umgang mit zukünftigen Entwicklungen beim Handeln in der Gegenwart dienen und Al-
ternativen aufzeigen, indem Zukunftsannahmen hinterfragt und weitergedacht werden. Explora-
tiv untersucht werden dazu Klimaklagen, die im Zeitraum 2026 bis 2040 gegen staatliche Akteure 
im Kontext der Einhaltung der Pariser Klimaschutzziele und des KSG, sowie Klimaklagen gegen 
privatwirtschaftliche Akteure einerseits hinsichtlich extrem hoher Emissionen sowie anderer-
seits im Kontext von Lieferkettensorgfaltspflichten, in Deutschland eingereicht werden könnten. 

Diese Arbeit gliedert sich in sieben Kapitel. Im zweiten Kapitel wird zuerst die Theorie der 
Anticipatory Governance und danach die wissenschaftliche Diskussion im Feld der Klimaklagen 
skizziert, um die theoretisch-konzeptionellen und wissenschaftlich-inhaltlichen Grundlagen die-
ser Arbeit vorzustellen. Die Auseinandersetzung mit dem Forschungsdesign erfolgt im dritten 
Kapitel. Dort werden in den jeweiligen Unterkapiteln die Grundzüge des Futures Wheel (Glenn 
2009) und der Delphi-Methode (Dalkey & Helmer 1962) beschrieben und jeweils auf die Ope-
rationalisierung, das Expert*innenpanel und die Durchführung im Rahmen des Forschungsvorha-
bens eingegangen. Die Ergebnisse aus dem Futures Wheel-Workshop werden im vierten Kapitel 
vorgestellt und im fünften Kapitel erfolgt die Präsentation der Ergebnisse der Delphi-Befragung. 
Im Anschluss daran werden die Gesamtergebnisse im sechsten Kapitel reflektiert und diskutiert. 
Das Abschlusskapitel umfasst das Fazit der Arbeit und schließt mit einem Ausblick auf mögliche 
künftige Forschungsvorhaben. 
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2. Theoretischer Hintergrund: Anticipatory Governance und 
Klimaklagen 

Die vorliegende Arbeit konzentriert sich auf die prospektive Analyse möglicher politischer Aus-
wirkungen von möglichen zukünftigen Klimaklagen. Über den Untersuchungsgegenstand kann 
insofern kein gesichertes Wissen bestehen. Aus diesem Grund ist es von wissenschaftlicher Re-
levanz, dass alle Verfahrensentscheidungen systematisch entlang einer theoretischen Grundlage 
getroffen werden (Schüll 2015:100).  Diese Arbeit orientiert sich theoretisch am Konzept der 
Anticipatory Governance und inhaltlich an der Entwicklung von Klimaklagen. Dazu wird versucht, 
den wissenschaftlichen Diskurs zu Klimaklagen zusammenzufassen, um auf dieser Grundlage die 
Entwicklungen im Feld der Klimaklagen zu erfassen und für den Futures-Wheel-Workshop auf-
zubereiten. Eine Analyse der Publikationsdynamik zum Fachbegriff climate (change) litigation weist 
auf ein exponentielles Wachstum hin (Abb. 2). 

In der Zielsetzung des empirischen Forschungsdesigns orientiert sich die vorliegende Arbeit the-
oretisch am Konzept der AG. Diese versteht antizipierendes Regieren als ein Regieren in der 
Gegenwart, das sich auf unsichere Zukünfte einlässt, um sich diesen anzupassen oder sie zu 
gestalten (Muiderman et al. 2020:2). Dabei arbeitet die AG mit Zukunftsvorstellungen und deren 
Auswirkungen auf das Regieren in der Gegenwart. Es gilt die Annahme, dass die Zukunft unsicher 
und komplex ist, sowie dass jede Annahme zukünftiger Entwicklungen nur eine von vielen mög-
lichen Zukünften darstellt (Quay 2010:498). 

Dieses Kapitel gibt einen Überblick über die theoretisch-konzeptionellen (Anticipatory Gover-
nance) und inhaltlich-wissenschaftlichen (Klimaklagen) Grundlagen des vorliegenden Forschungs-
vorhabens. Zunächst wird in Kapitel 2.1 das Konzept der AG vorgestellt. In Kapitel 2.2 werden 
die Definition von Klimaklagen für diese Arbeit genannt, die Entwicklung der wissenschaftlichen 
Auseinandersetzung mit Klimaklagen skizziert und mögliche Auswirkungen von Klimaklagen dar-
gestellt. 

 

2.1 Anticipatory Governance 
Das Konzept der Anticipatory Governance wurde unter anderem von Fuerth (2009) und Quay 
(2010) geprägt. Quay (2010) definiert es als ein Modell zur politischen Entscheidungsfindung 

unter hoher Unsicherheit, das ein breites Spektrum möglicher Zukünfte nutzt, um Anpassungs-
strategien unter Berücksichtigung möglicher Veränderungen zu antizipieren (Quay 2010:496). 

Wesentlicher Gegenstand dieser Form der politischen Steuerung, die unter Berücksichtigung 
von Veränderungs- oder Wandlungstendenzen erfolgt, ist, dass ihr ein flexibler und schrittweiser 
Entscheidungsfindungsrahmen zu Grunde liegt (Quay 2010:505). Dabei ist die Annahme, dass die 
Zukunft als solche nicht bekannt ist und jede Annahme zukünftiger Entwicklungen nur eine von 
vielen möglichen Zukünften darstellt, zentral (Quay 2010:498). 
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Fuerth (2009) erkennt in der Vorausschau ein Instrument, das sowohl dazu genutzt werden kann 
sich alternative Zukünfte vorzustellen, als auch zur gedanklichen Erprobung von Handlungsopti-
onen vor ihrer Umsetzung (Fuerth 2009:29). Fuerth, der als Mitarbeiter im Stab des US-Vize-
präsidenten Al Gore mit Fragen der nationalen Sicherheit befasst war, hat die wissenschaftliche 
Diskussion um die politische Vorausschau als Teil von Regierungsarbeit entscheidend mitgeprägt. 
Fuerth (2009) beschreibt vorausschauendes Regieren als eine Form der Entscheidungsfindung, 
die aufmerksam prüft, ob sich im Umfeld des Entscheidungskontextes Veränderungen abzeich-
nen auf die mit Verhaltensänderungen und Strategieanpassungen reagiert werden sollte (:30). 
Bezugnehmend auf Fuerth (2009) formuliert Quay (2010) drei grundlegende Schritte, die eine 
vorausschauende Regierungsführung kennzeichnen. Diese sind 1) Antizipation und Zukunftsana-
lyse, 2) Entwicklung flexibler Anpassungsstrategien und 3) Durchführung und Monitoring von 
Maßnahmen (Quay 2010:498). Zentral für die Zukunftsforschung ist der erste der drei genannten 
Schritte - die Antizipation und Zukunftsanalyse. 

Poli rückt 2019 nach zahlreichen Aufsätzen, in denen er sich mit den theoretischen Grundlagen 
der Beschäftigung mit Zukünften und konkret mit antizipatorischen Prozessen auseinandersetzte 
(u.a. Poli 2009; Poli 2010; Poli 2015; Poli 2017), die Antizipation angesichts der aktuellen Debat-
ten vom Klimawandel bis zur wirtschaftlichen Instabilität, ins Zentrum gesellschaftlicher Diskurse 
(Poli 2019:13). Der antizipatorische Prozess ermöglicht, dass die Zukunft zum Teil der Gegen-
wart wird. Dabei können Zukünfte generiert und konsumiert werden. Diese Möglichkeit eröffnet 
neue Wege für Forschung und Handeln (:4). Die Antizipation selbst unterscheidet er nach dem 
Grad des Bewusstseins über die getroffenen Zukunftsannahmen in explizit und implizit (:2). Er 
schreibt antizipatorischen Fähigkeiten einen hohen Wert für die Verbesserung der Entschei-
dungsfindung und Strategiebildung zu, wodurch auch die gesellschaftliche Resilienz erhöht wer-
den kann (:13). Bezugnehmend auf Beckert (2013) und Gergen (2015) hält Poli fest, dass Antizi-
pation durch die Entwicklung von Bildern zukünftiger Situationen eine Orientierungsfunktion 
erfüllt und in der Auseinandersetzung mit ungewissen Zukünften Gestaltungsoptionen offenlegen 
kann (Poli 2019:5-6).  

Bisherige Arbeiten beschäftigten sich beispielsweise mit physikalischen Veränderungen durch den 
Klimawandel und deren politischer Bewältigung (u.a. Quay 2010; Oldham et al. 2014; Vervoort 
und Gupta 2018), mit der Antizipation unintendierter Auswirkungen von technologischen Inno-
vationen (u.a. Selin 2011; Davies und Selin 2012; Cohen et al. 2018) oder auch mit AG im Kon-
text von Responsible Research and Innovation4 (u.a. Rutting et al. 2022a; Lehoux et al. 2020; 
Reber 2018). Im Vergleich dazu ergänzt die vorliegende Arbeit die Anwendungsbereiche um die 

 
4  Responsible Research and Innovation beschreibt einen Forschungsansatz in der Innovationsforschung 

der aus dem Europäischen Forschungsrahmenprogramm Horizon 2020 hervorging. Forschungsvorha-
ben, die dem RRI folgen, kennzeichnen sich u.a. durch einen bewussten Umgang mit Fragen der (öko-
logischen und ökonomischen) Nachhaltigkeit der Produkte, der Partizipation von Nutzer*innen, Trans-
parenz (Von Schomberg, Rene (2013). 
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Untersuchung indirekter Wirkungen von Gerichtsentscheidungen im Kontext von Klimaklagen 
und kann dabei an das folgende Zitat von Quay (2010) anschließen. 

„We are used to believing that we can know the future because we know the past, but to 
remain resilient in the face of climate change, society must be prepared to adapt over a long 
time period to a future that can be anticipated, but not known.“ Quay 2010:507 

2.1.1 Anticipatory Governance als Instrument der Klima(wandel)politik 

Quay (2010) setzt die Anticipatory Governance als Instrument ein mit dem den Herausforde-
rungen der Anpassung an den Klimawandel auf politischer Ebene begegnet werden sollten. Mit 
seiner Arbeit begründete er eine Forschungsrichtung im Bereich der AG, die seit 2014 stetig 
wächst. Arbeiten im Bereich Anpassung und Resilienz machen etwa ein Viertel der Publikationen 
zu AG aus.5 Die zentralen Autor*innen sind Joost Vervoort, Karlijn Muiderman, Aarti Gupta, 
Emily Boyd, Astrid Mangnus, Peter Driessen, Frank Biermann und Ray Quay. Sie beschäftigen 
sich mit AG als einem Konzept für den Umgang mit der durch den Klimawandel von Unsicherheit 
geprägten Zukunft und messen der Antizipation einen entscheidenden Einfluss für den Aufbau 
von Resilienz bei (Boyd et al. 2015:152). Vervoort und Gupta (2018) betonen die Relevanz der 
bewussten Antizipation als „reflexive sense-making“ (:106) für die Zukunft mit dem Verständnis, 
dass jeder Planungsprozess per se zukunftsorientiert ist. Es werden Annahmen über mögliche 
Entwicklungen formuliert, Strategien entwickelt und Maßnahmen festgelegt (:106). 

Mudierman und andere (2020) führten im Rahmen einer sozialwissenschaftlichen Untersuchung 
eine Literaturanalyse mit konkretem Bezug zum Klimawandel und den Anpassungsherausforde-
rungen durch. Ihre Ergebnisse veröffentlichten sie unter dem Titel: Four approaches to anticipatory 
climate governance: Different conceptions of the future and implications for the present (Muiderman 
et al. 2020). Sie stützen sich auf eine umfassende Analyse von 144 Publikationen, die sich mit 
vorausschauender Politikgestaltung in den Bereichen Klima und Nachhaltigkeit befassen. Diese 
Analyse ist insbesondere für die Einordnung der vorliegenden Forschungsarbeit in den Korpus 
der wissenschaftlichen Arbeiten im Feld der AG hilfreich. 

Die Untersuchung von Muiderman und anderen (2020) zeichnet sich dadurch aus, dass sie auch 
Publikationen in ihre Analyse einbezogen haben, die den Begriff AG nicht explizit verwenden. Sie 
bezogen eine repräsentative Auswahl von Publikationen ein, die antizipatorische und zukunfts-
orientierte Governance abdecken (:2). Als Ergebnis ihrer Literaturanalyse entwickeln sie vier 
AG-Ansätze, die sich zum einen durch das zugrunde liegende Zukunftsverständnis (:6-10) und 
zum anderen durch die methodische und operative Herangehensweise an die Antizipation un-
terscheiden (:11-13). Die Arbeiten, die dem ersten Ansatz zugeordnet wurden, gehen davon aus, 
dass Zukünfte antizipiert werden können und diese alternativen zukünftigen Entwicklungen 

 
5  Zu diesem Ergebnis führt ein Vergleich der Anzahl aller Publikationen im Web of Science unter dem 

Suchterm: ALL=Anticipatory+Govern* OR ALL=Anticipatory+Democr* (150 Publikationen) und der 
Anzahl der Publikationen die zusätzlich entweder noch ALL=Climat* oder ALL=resil* enthalten (41 
Publikationen). https://www.webofscience.com/wos/woscc/summary/cac56995-b270-48a8-941d-
b78e2b864bd5-8f72db10/date-ascending/1. Stand 4.6.2023 

https://www.webofscience.com/wos/woscc/summary/cac56995-b270-48a8-941d-b78e2b864bd5-8f72db10/date-ascending/1
https://www.webofscience.com/wos/woscc/summary/cac56995-b270-48a8-941d-b78e2b864bd5-8f72db10/date-ascending/1
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hinsichtlich ihrer Wahrscheinlichkeit bewertet werden können. Darüber hinaus verfolgen Ar-
beiten dieses Ansatzes die Idee, dass auf der Grundlage der antizipierten Entwicklungen Maß-
nahmen zur Reduktion, der mit ihnen einhergehenden Risiken identifiziert werden können (:6-7 
und 11). Diesem Ansatz der wahrscheinlichen und unwahrscheinlichen Zukünfte ist auch der For-
schungsansatz der vorliegenden Arbeit unterzuordnen. Die weiteren Ansätze, die Muiderman 
und andere (2020) identifizieren, befassen sich mit plausiblen Zukünften (Ansatz 2), pluralistischen 
Zukünften (Ansatz 3) und performativen Zukünften (Ansatz 4). Im zweiten Ansatz stehen die ver-
besserte Vorbereitung und der Umgang mit Unsicherheit im Mittelpunkt der Anwendung von 
AG. Ziel ist es, auf alternative Zukünfte vorbereitet zu sein, um flexibel und reflexiv auf sie 
reagieren zu können. Arbeiten, die auf der Annahme pluralistischer Zukünfte beruhen (Ansatz 3), 
stellen die gesellschaftliche Mobilisierung und aktive Mitgestaltung zukünftiger Entwicklungen in 
den Fokus. Grundannahme dieses Ansatzes ist, dass es nicht nur eine wünschbare Zukunft gibt. 
Durch Antizipation werden wünschenswerte Zukünfte entwickelt, die durch Mobilisierung ge-
sellschaftlicher Gruppen in der Gegenwart erreicht werden sollen. In Publikationen, die perfor-
mative Zukünfte diskutieren (Ansatz 4), stehen die kritische Hinterfragung und die politischen 
Implikationen der Zukunftsvorstellungen selbst, z.B. in Form politischer Programme, im Zent-
rum. In diesen Arbeiten wird die Gestaltungsmacht von Zukunftskonstruktionen auf die Gegen-
wart untersucht (:11-13). 

2.1.2 Anticipatory Governance in der Befassung mit Folgewirkungen  
von Klimaklagen 

Die vorliegende Arbeit untersucht die möglichen Auswirkungen einer zunehmenden Anzahl von 
Klimaklagen und ihren Folgen auf die Politik der Bundesregierung im Zeitraum 2026 bis 2040. 
Als theoretischer Rahmen dient die Anticipatory Governance. Entsprechend des, von 
Muiderman und anderen (2020), identifizierten ersten Ansatzes (Kap. 2.1.1) verfolgt auch die 
geplante Zukunftsstudie das Ziel wahrscheinliche und unwahrscheinliche Zukünfte zu antizipie-
ren, um darauf aufbauend Maßnahmen zur Bewältigung der angenommenen Herausforderungen 
zu sammeln und für die strategische Planung in der Gegenwart zu priorisieren (:7). Im Sinne von 
Boyd und anderen (2015) sowie Muiderman und anderen (2020) geht es um die Entwicklung 
politischer Anpassungsstrategien und den Aufbau resilienter Entscheidungsstrukturen (:5), um 
Ereignissen, die sich aus Gerichtsurteilen zu Klimaklagen ergeben könnten, vorbereitet zu be-
gegnen und damit das Risiko von Krisen zu reduzieren (Boyd et al. 2015:153). Der Ansatz findet 
seine häufigste Anwendung in Kontexten von politischer Planung und wird in Publikationen ex-
plizit mit dem Begriff AG bezeichnet. Grundsätzlich stellen Forschungsvorhaben nach diesem 
Ansatz keine normativen Prozesse dar. Durch die Analyse von Mustern aus der Vergangenheit 
werden alternative Zukünfte systematisch exploriert. Auf Basis einer Priorisierung möglicher 
Entwicklungen bietet dieser Ansatz politischen Entscheidungsträger*innen eine Orientierungs-

hilfe für die programmatische Planung der Gegenwart zur Sicherung gesellschaftlicher und auch 
wirtschaftlicher Interessen in der Zukunft (Muiderman et al. 2020:7). 
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„Thus, the future is conceived as containing reducible risks, which can be acted upon in the 
present through improved knowledge infrastructures and strategic planning processes.“ 
(Muiderman et al. 2020:7) 

 
 

2.2 Klimaklagen – Ein neues Phänomen mit ungewissen  
Folgewirkungen 

In diesem Kapitel soll entlang der Auseinandersetzung mit der Genese von Klimaklagen darge-
stellt werden, dass, anknüpfend an Quay (2010), eine Zunahme der Anzahl von Klimaklagen 
erwartbar ist, deren Folgewirkungen jedoch ungewiss sind. Hierbei liegen die Gründe zum einem 
darin, dass es sich um ein neues Phänomen handelt und zum anderen in der Unvorhersehbarkeit 
der richterlichen Entscheidungen (Wegener 2019:12-13). Die bisher relevantesten Gerichtsent-
scheidungen sind in den letzten vier Jahren ergangen, weswegen ihre Folgewirkungen noch nicht 
vollständig absehbar sind. Hinzu kommt, dass die in immer mehr Ländern auftretenden Kli-
maschäden eine Zunahme von Klimaklagen, beispielsweise auf Basis der Menschenrechte, wahr-
scheinlich macht. Setzer und Higham (2021) kommen zu der Erkenntnis, dass sich ein Menschen-
recht auf ein stabiles Klima abzeichnet, was insbesondere für den Aspekt der Begründetheit6 der 
Klagen von hoher Relevanz ist (:32-34). 

Für das geplante Forschungsvorhaben wurde die enge Definition für Klimaklagen von Peel und 
Osofsky (2020) zugrunde gelegt. Als Klimaklagen werden demnach Gerichtsverfahren bezeich-
net, deren zentrales Thema Maßnahmen zur Abschwächung des Klimawandels und/oder zur An-
passung an den Klimawandel sind und die sich auf wissenschaftliche Erkenntnisse zur Erderwär-
mung und ihre Folgen beziehen (:23-24). Sie werden als Instrument zur Herbeiführung politischer 
Veränderungen eingesetzt, indem sie darauf abzielen, zur Sicherung von Freiheit, Gesundheit, 
Eigentum und Leben beizutragen (Rodi & Kalis 2022:5-6). Im Beitrag der Arbeitsgruppe III zum 
sechsten Sachstandsbericht des Intergovernmental Panel on Climate Change (folgend IPCC), die sich 
mit der Minderung des Klimawandels befasst, wurden Klimaklagen erstmals als ein Mittel ge-
nannt, das Einfluss auf Klimaschutzmaßnahmen hat (IPCC 2022:50). Klimaklagen richten sich ge-
gen staatliche und privatwirtschaftliche Akteure, um diese zur Einhaltung von Klimaschutzvorga-
ben zu verpflichten (Bouwer & Setzer 2020:3). Daneben bezwecken die Kläger*innen, systemi-
sche Problemlagen aufzuzeigen und eine öffentliche Auseinandersetzung anzustoßen. In diesen 
Fällen spricht man von strategischen Klagen (Ganguly et al., 2018:843), die in der Regel von 
Nichtregierungsorganisationen unterstützt und mit öffentlichkeitswirksamen Kampagnen beglei-
tet werden (Setzer & Higham 2021:32). 

 
6  Mit der Begründetheit prüft das Gericht, ob die Klage inhaltlich begründet ist, ob also die materiell-

rechtlichen Voraussetzungen der Anspruchsgrundlage bestehen und das Gericht in diesem Fall eine 
Entscheidung treffen kann. Bevor das Gericht die Begründetheit prüft, erfolgt zunächst eine Prüfung 
der Zulässigkeit der Klage. Mit der Prüfung der Zulässigkeit werden die formellen Prozessvorausset-
zungen geprüft, also ob das angerufene Gericht bezüglich des vorgetragenen Sachverhalts überhaupt 
eine Entscheidung treffen kann. 
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Die dieser Arbeit zugrunde liegende Annahme einer zunehmenden Anzahl von Klimaklagen 
stützt sich auf die Entwicklungen der letzten Jahre, die im Folgenden umrissen werden. Während 
Klimaklagen bis 2007 zunächst in den USA und Australien, und seit 2007 auch in den europäi-
schen Ländern, hauptsächlich als Verwaltungsklagen eingereicht wurden, mit denen die jeweiligen 
Regierungen zum Erlass von Klimaschutznormen aufgefordert wurden, ist ab 2015 einerseits 
eine globale Ausweitung und andererseits eine Diversifizierung der Klimaklagen hinsichtlich der 
von den Gerichten zu klärenden Fragestellungen zu beobachten (Golnaraghi et al. 2021:13-17). 
In diese Welle fielen auch die ersten Schadensersatzklagen wegen klimabedingter Schäden gegen 
Carbon Majors (Heede 2014). In ihren Klageschriften nahmen die Kläger*innen Bezug auf die 
Analyse von Heede, der den CO2-Ausstoß der 90 größten Kohlenstoffemittenten für die Zeit 
von 1854 bis 2010 quantitativ untersuchte (Ganguly et al. 2018:849-850). Erkennbar ist in dieser 
Klagewelle auch eine Zunahme strategischer Klimaklagen, die unter starkem Einfluss des Pariser 
Klimaabkommens (UNFCC 2015) entstanden sind (Desaules 2022:4; Golnaraghi et al. 2021:13-
17; Burger et al. 2017:40). 

Im Folgenden wird zunächst ein Überblick über den wissenschaftlichen Diskurs im Forschungs-
feld der Klimaklagen gegeben (Kap. 2.2.1). Im Anschluss daran werden einerseits vier Fälle, die 
rechtsfortbildende Wirkung hatten (Kap. 2.2.2) und andererseits aktuell in Deutschland anhän-
gige Klimaklagen (Kap. 2.2.3) vorgestellt. Danach erfolgt eine Darstellung von Klimaklagentrends 
(Kap. 2.2.4) und eine Übersicht möglicher Folgewirkungen von Klimaklagen (Kap. 2.2.5). 

2.2.1 Wissenschaftlicher Diskurs im Forschungsfeld Klimaklagen 

Zur Erfassung des wissenschaftlichen Diskurses wurde eine Analyse der Publikationsdynamik 
zum Thema Klimaklagen mit bibliometrischen Daten des Web of Science durchgeführt. Dazu 
wurden Publikationen gesucht, die die Begriffskombination climate litigation oder climate change 
litigation im Titel oder Abstrakt enthielten. Die Ergebnisse der Analyse zeigen, dass die Befassung 
mit dem Themenfeld in den frühen 2000er-Jahren begonnen hat, die wissenschaftliche Auseinan-
dersetzung aber erst ab 2017 breiter geführt wurde (Abb. 2).  

Abbildung 2: Publikationsdynamik Klimaklagen 
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Wichtige Publikationen in der Zeit bis 2017 wurden von Osofsky sowie Heidari und Pearce 
veröffentlicht. Osofsky (2007) untersucht, motiviert durch den vergleichsweise starken Anstieg 
von Klimaklagen seit 2004, zwei Fallstudien zu Klimaklagen und erörtert die Möglichkeiten, die 
das Recht für Klagen im Kontext der Folgen des Klimawandels bietet und wie es weiterentwi-
ckelt werden sollte. Heidari und Pearce (2016) führten eine Analyse des Potenzials von Klima-
klagen und der Methoden zur Quantifizierung der Schadenshaftung bei Folgen des Klimawandels 
durch. Sie trugen Anspruchsgrundlagen und potenzielle Kläger*innen zusammen und kamen zu 
dem Ergebnis, dass es grundsätzlich möglich ist Entschädigungen von Emittenten einzuklagen 
(:902-904). Die Publikationen aus den Jahren 2017 und 2018 befassen sich vor allem mit Unter-
suchungen zu Klimaklagen an sich und tragen in Analysen zusammen, welche Kläger*innen vor 
welchen Gerichtsbarkeiten unter welchen Bedingungen gegen welche Entitäten geklagt haben 
(u.a. Setzer & Vanhala 2019), welchen Mehrwert politische Klimaschutzversprechen, wie z.B. das 
Übereinkommen von Paris, für Klimaklagen haben (u.a. Peel & Lin 2019:683), wie sich Klimakla-
gen in der Zukunft entwickeln und welche direkten und indirekten Auswirkungen sie auf politi-
sches Handeln über alle Ebenen hinweg haben könnten (Bouwer 2018). Seit dem Jahr 2019 haben 
die Veröffentlichungen in diesem Themenfeld stark zugenommen. Unter den häufig zitierten Bei-
trägen dominieren die Themen Menschenrechte (u.a. Beauregard et al. 2021), insbesondere die 
Rechte junger und zukünftiger Generationen (Bogojevic 2020) sowie Analysen zur Attribution 
und in dem Zusammenhang Schadensersatzklagen (Toussaint 2021). Überdies hinaus entstanden 
in diesem Zeitraum Arbeiten internationaler Forschungsgruppen, die analysieren, wie Klagen 
formuliert und vorgebracht werden sollten, damit sie erfolgreich sein können und welche Aus-
wirkungen sie haben können. So tragen beispielsweise Maxwell, Mead und van Berkel (2021) in 
ihrem Artikel Standards for Adjudicating the Next Generation of Urgenda-Style Climate Cases zusam-
men, was die Urgenda-Klage erfolgreich gemacht hat und wie die Strategie auf andere Länder 
übertragen werden könnte. Zu den Auswirkungen von Klimaklagen haben Peel, Palmer und 
Markey-Towler (2022) in einer umfangreichen Literaturanalyse die unmittelbaren und mittelba-
ren Folgewirkungen von Klimaklagen herausgearbeitet. Als wichtigste Autor*innen des For-
schungsfeldes haben sich Jacqueline Peel, Hari M. Osofsky, Joana Setzer und Catherine Higham 
etabliert. Seit 2017 erscheint jährlich der Global trends in climate change litigation Snapshot Report 
von Joana Setzer und ihren Kolleg*innen des Grantham Research Institute on Climate Change and 
the Environment and Centre for Climate Change Economics and Policy. In diesen Berichten werden 
neue Klimaklagen quantitativ ausgewertet, die relevantesten Urteile vorgestellt, wichtige For-
schungsbeiträge hervorgehoben und Trends im Kontext der globalen Klimaklagenentwicklung 
diskutiert (Nachmany et. al 2017; Nachmany & Setzer 2018; Setzer & Byrnes 2019 und 2020; 
Setzer & Higham 2021 und 2022). 

Im deutschsprachigen rechtswissenschaftlichen Diskurs hat sich im Nachgang des Klima-Beschlus-
ses des Bundesverfassungsgerichts mit dem Klimarecht ein neues, eigenständiges Feld neben dem 
Umweltrecht etabliert (Rodi & Schäfer-Stradowsky 2022:1).  
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Für das vorliegende Forschungsvorhaben wurde eine umfangreiche Literaturanalyse durchge-
führt, in der Meilensteine, bahnbrechende Urteile mit rechtsfortbildender Wirkung und Trends 
für zukünftige Klimaklagen identifiziert wurden. Die Erkenntnisse dienten als inhaltliche Grund-
lage für die Vorbereitung des Futures Wheel-Workshop. 

2.2.2 Bahnbrechende Urteile mit rechtsfortbildender Wirkung 

In diesem Kapitel werden vier Urteile vorgestellt, die für die Rechtsentwicklung im Kontext des 
internationalen Klimaschutzes von besonderer Bedeutung waren. Diese Gerichtsentscheidungen 
dienen einerseits als Inspiration für künftige Klimaklagen und bilden andererseits, durch die mit 
ihnen einhergehenden Rechtsentwicklungen, die Grundlage für weitere Klagen (Sinder 
2021:1087). Für die zukunftsorientierte Befassung mit möglichen Auswirkungen von Klimaklagen 
werden diese Urteile in den Antizipationsprozess einbezogen. Es handelt sich um die Entschei-
dung Juliana gegen die USA (Juliana v. United States, Climatecasechart 2015a), das Urgenda-
Urteil gegen die Niederlande (Urgenda Foundation v. State of the Netherlands, Climatecasechart 
2015b) sowie das Urteil gegen Shell (Milieudefensie et al. v. Royal Dutch Shell plc, Climate-
casechart 2019a) sowie den Klima-Beschluss des deutschen Bundesverfassungsgerichts zur teil-
weisen Verfassungswidrigkeit des KSG (Neubauer, et al. v. Germany, Climatecasechart 2020a). 

Die Juliana Klage wurde 2019 zwar aufgrund der institutionellen Zuständigkeit und der Nicht-
Justiziabilität abgewiesen, aber das Gericht erkannte an, dass die US-Regierung nicht nur durch 
Untätigkeit, sondern auch durch die Förderung der Nutzung fossiler Brennstoffe zum Klimawan-
del beiträgt (Setzer & Higham 2021:29). Bezugnehmend auf die international vereinbarte Pflicht 
eines jeden Staates zur Reduktion von Treibhausgasemissionen beizutragen, erreichten die Klä-
ger*innen mit dem Urgenda-Urteil gegen die Niederlande im Dezember 2019 die weltweit erste 
Entscheidung in der ein nationales Gericht letztinstanzlich die Pflicht eines Staates zur Emissi-
onsreduktion auf ein absolutes Minimum feststellte und den Staat zu deutlich stärkerem Klima-
schutz verpflichtete. Das Urteil bildet seither die Grundlage für ähnliche Klagen gegen Staaten 
weltweit (Setzer & Byrnes 2020:15-17; Setzer & van Berkel 2019). Ebenfalls in Den Haag wurde 
im Mai 2021 mit Shell erstmals ein Carbon Major (Heede 2014) zu mehr Klimaschutz verurteilt. 
Demnach muss der Konzern seine eigenen Emissionen bis 2030 um 45 Prozent gegenüber 2019 
reduzieren und sich um die Reduktion der weiteren, mit seinen Produkten in Verbindung ste-
henden, Emissionen bemühen (Ekardt 2022:15). Bedeutsam für die Rechtsentwicklung und damit 
mögliche zukünftige Klimaklagen ist dieser Fall, weil das Gericht alle Emissionen, die bei der 
Produktion und Nutzung der Erzeugnisse des Energieunternehmens entstehen, nach dem Scope-
Konzept7 (WRI/WBCSD 2006; Bhatia et al. 2011) einbezogen hat. Im gleichen Jahr schrieb das 
Bundesverfassungsgericht mit der Entscheidung zur Verfassungsbeschwerde von Neubauer und 
anderen Rechtsgeschichte, als es das Bundesklimaschutzgesetz für teilweise verfassungswidrig 

 
7  Scope 1 Emissionen sind jene Emissionen, die das Unternehmen selbst emittiert, Scope 2 Emissionen 

sind jene Emissionen, die von den Zulieferern ausgestoßen werden und Scope 3 Emissionen umfassen 
jene Emissionen, die bei der Nutzung der Produkte ausgestoßen werden. Im Fall von Shell sind dies 
insofern auch jene Emissionen, die durch die Nutzung der Erdölerzeugnisse ausgestoßen werden 
(WRI/WBCSD 2006, Bhatia et al. 2011). 
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erklärte. In seiner Entscheidung forderte das Gericht die Bundesregierung dazu auf, das KSG 
dahingehend anzupassen, dass auch für die Zeit nach dem Jahr 2030 konkrete CO2-Budgets 
festgelegt werden (BVerfG 2021a, Rn.183 und Rn. 266; Rodi & Kalis 2022:6). Die bahnbrechende 
Rechtsentwicklung in diesem Fall ist einerseits, dass das BVerfG den intertemporalen Freiheits-
schutz zum Gegenstand seines Beschlusses gemacht hat, mit dem insbesondere die Rechte der 
jungen und zukünftigen Generationen geschützt werden sollen (BVerfG 2021a, Rn.116-123; Rodi 
& Kalis 2022:8; Calliess 2021). In der Begründung des Ersten Senats des Bundesverfassungsge-
richts heißt es dazu: 

„[...] einer Generation [darf nicht] zugestanden werden, unter vergleichsweise milder Reduk-

tionslast große Teile des CO2-Budgets zu verbrauchen, wenn damit zugleich den nachfolgen-
den Generationen eine radikale Reduktionslast überlassen und deren Leben umfassenden Frei-
heitseinbußen ausgesetzt würde“ (BVerfG 2021a, Rn. 192). 

Rodi und Kalis (2022) fassen zusammen, dass künftige Generationen mit diesem „Freiheitsschutz 
[…] über die Zeit im Sinne einer intertemporalen Freiheitssicherung […] vor irreversiblen und 
ernsthaften, drohenden Beeinträchtigungen“ (:8) geschützt werden sollen. 

Andererseits war der Beschluss des BVerfG aufgrund der Voraussicht, dass das relative Gewicht 
des Klimaschutzgebotes aus Art. 20a GG bei fortschreitendem Klimawandel im Konfliktfall mit 
anderen Verfassungsrechtsgütern - und Prinzipien weiter zunimmt bahnbrechend (BVerfG 
2021a, Leitsatz 2a). Bedeutsam für zukünftige Klimaklagen ist diesbezüglich, dass die Richter*in-
nen die wissenschaftlichen Erkenntnisse des IPCC sowie die Restbudgetrechnung für den Aus-
stoß von Treibhausgasemissionen als Entscheidungsgrundlage heranziehen (Bundesverfassungs-
gericht 2021a: Rn. 221, Rn. 223 und Rn. 234; Kreuter-Kirchhof 2022:45). Die Kombination dieser 
Aspekte lässt erwarten, dass mit der erwartbaren Zunahme der Erderwärmung, wie sie auch 
den letzten Berichterstattungen des IPCC zu entnehmen ist (IPCC 2023a und b), auch die Klagen 
zum Schutz von Leib und Leben zunehmen werden. Wenngleich festgehalten werden muss, dass 
die Berichte des IPCC keine justiziable Grundlage darstellen, spielen sie doch eine wichtige Rolle 
bei der Untermauerung rechtlicher Argumente vor Gericht (Desaules 2022:4). 

2.2.3 In Deutschland anhängige Klagen 

Dieses Kapitel gibt eine Übersicht über Klimaklagen, die aktuell vor deutschen Gerichten ver-
handelt werden. Wie auch von den rechtsfortbildenden Gerichtsentscheidungen, können von 
anhängigen Klimaklagen mögliche Implikationen für die Politik der Bundesregierung abgeleitet 
werden. 

Aufbauend auf den Gerichtsentscheidungen zu Shell und dem Klima-Beschluss wurden im Herbst 
2021 Klimaklagen gegen deutsche Großemittenten vor den zuständigen Landgerichten (folgend 
LG) eingereicht.8 Die Kläger*innen beziehen sich in ihrer Argumentation auf die, von den 

 
8  Gegen die VW AG vor dem LG Detmold und dem LG Braunschweig (Climatecasechart 2021a), gegen 

die BMW AG vor dem LG München (Climatecasechart 2021b) gegen Mercedes-Benz AG vor dem LG 
Stuttgart (Climatecasechart 2021c) und gegen Wintershall Dea vor dem LG Kassel (Climatecasechart 
2021d). 
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Konzernen nicht plausibel gemachten, Geschäftsstrategien zur Eindämmung der klimaschädlichen 
Emissionen und machen in den zivilrechtlichen Verfahren den Schutz ihrer persönlichen Frei-
heits- und Eigentumsrechte geltend. Mit der Forderung nach einem Ausstieg aus dem Verkauf 
von Fahrzeugen mit Verbrennermotor bis zum Jahr 2030 bzw. dem Ende der Erschließung neuer 
Erdgas- und Erdölfelder zielen sie, wie auch die Kläger*innen gegen Shell, auf eine deutliche Re-
duktion der Emissionen nach Scope 1, 2 und 3 (Climatecasechart 2021a-d; Greenpeace 2022; 
Deutsche Umwelthilfe o.A.). Anfang des Jahres 2023 scheiterten die Verfahren an der fehlenden 
Begründetheit in erster Instanz vor den Landgerichten. Mit Ausnahme des LG Stuttgart im Fall 
gegen Mercedes-Benz, wurden die Klagen aber für zulässig erklärt, womit den Kläger*innen die 
Möglichkeit von Revisionsverfahren offen steht und eine weitere Hürde für zukünftige Klimakla-
gen in Zivilrechtsverfahren genommen wurde. Die Klageabweisung des LG Stuttgart steht dem 
gegenüber. Das Gericht verwies darauf, dass nicht das Gericht in einem zivilrechtlichen Verfah-
ren, sondern der Gesetzgeber auf Bundesebene über die erforderlichen Maßnahmen zum Kli-
maschutz zu entscheiden habe (Landesgericht Stuttgart 2022; Markt und Mittelstand 2022). 

Die erste Klimaklage, die derzeit in zweiter Instanz in Deutschland anhängig ist, ist die Klage 
Luciano Lliuya gegen RWE AG. Sie wurde im Jahr 2015 vor dem LG Essen eingereicht und dort 
abgelehnt. Seit 2017 wird sie nach einer Revisionsentscheidung vor dem Oberlandesgericht 
Hamm weiterverhandelt. Der Kläger, ein Einwohner Perus, verklagte den Energiekonzern mit 
der Begründung, dass RWE durch seine Emissionen zum Abschmelzen des Gletschers, der in 
der Nähe seines Wohnortes in Huaraz gelegen ist, beigetragen habe. Durch das starke Ab-
schmelzen steigt die Gefahr, dass von dem Gletschersee Palcacocha eine Flutwelle ausgelöst 
wird, die das Dorf zerstören könnte. Mit der Klimaklage bezweckt der Kläger, dass RWE Siche-
rungsmaßnahmen zum Schutz des Dorfes vorzunehmen habe (Oberlandesgericht Hamm 2017; 
Climatecasechart 2015c). Zur Klärung des Sachverhalts, ob der Energiekonzern eine (anteilige) 
Verantwortung für das Abschmelzen des Gletschers trägt, erfolgte im Sommer 2022 eine Be-
weisaufnahme vor Ort in Peru (Oberlandesgericht Hamm 2022). In keiner anderen Verhandlung 
einer Klimaklage kam es bisher dazu, dass eine vor Ort-Beweisaufnahme angeordnet wurde, um 
die vermeintlichen Schäden des Klimawandels zu überprüfen und aufzunehmen (Germanwatch 
o.A.).9 

Darüber hinaus ist eine Klimaklage der Deutschen Umwelthilfe gegen die Bundesregierung vor 
dem Oberlandesgericht Berlin-Brandenburg anhängig. Sie richtet sich gegen das im Juli 2022 vom 
Bundesministerium für Digitales und Verkehr vorgelegte Sofortprogramm zur Einhaltung der Kli-
maziele im Verkehrssektor. Die Prüfung des Programms durch den Sachverständigenrat ergab, dass  

  

 
9  Der Bericht zur Beweisaufnahme wurde bisher nicht veröffentlicht (Germanwatch 2023). 



THEORETISCHER HINTERGRUND: ANTICIPATORY GOVERNANCE UND KLIMAKLAGEN 

15 Schriftenreihe 02/24 

die vorgeschlagenen Maßnahmen nicht ausreichen, um § 8 Abs. 1 KSG zu erfüllen (Expertenrat 
für Klimafragen 2022:5). Die Kläger*innen berufen sich in ihrer Klageschrift auf dieses Prüfungs-
ergebnis und fordern die Umsetzung eines Sofortprogramms10, das geeignet ist, die Ziele des 
KSG zu erreichen (Climatecasechart 2022a; Deutsche Umwelthilfe 2022). 

2.2.4 Klimaklagentrends 

In den beiden vorangegangenen Kapiteln wurden abgeschlossene und anhängige Klimaklagen als 
Ausgangspunkte für die Untersuchung möglicher Auswirkungen auf die Politik der Bundesregie-
rung behandelt. Mit diesem Kapitel sollen Klimaklagentrends ergänzt werden. Sie geben wichtige 
Hinweise darauf, welche Klimaklagen in Deutschland zukünftig eingereicht werden könnten, und 
dienen damit als weitere Grundlage für die Antizipation möglicher Folgewirkungen einer zuneh-
menden Anzahl von Klimaklagen. 

Dazu gehören Klimaklagen gegen Staaten und private Akteure, die ihre Argumentation verstärkt 
auf die Kompensation von Verlusten und Schäden ausrichten (Setzer & Higham 2022:43; Kodiveri 
et al. 2023). Ebenfalls von Relevanz für mögliche künftige Klimaklagen vor allem gegen staatliche 
Akteure sind solche, die sich auf den Schutz der Menschenrechte stützen (Setzer & Higham 
2021:32; Savaresi & Setzer 2021; Iyengar 2023). Dazu zählt die Klage der Klimaseniorinnen gegen 
den Schweizer Bundesrat, die seit dem 29. März 2023 vor dem EGMR verhandelt wird (Climate-
casechart 2020b). Die Klägerinnen sind vor den Gerichten in der Schweiz gescheitert. Mit ihrem 
Schritt in die nächste Instanz vor den EGMR haben sie die Möglichkeit auf supranationaler Ebene 
vorzutragen, dass sie durch Hitzewellen besonders gefährdet sind. Mit dem Verweis auf die Ver-
letzung des Rechts auf Leben aus Art. 2 Abs. 1 der Europäischen Menschenrechtskonvention 
(folgend EMRK) sowie des Rechts auf Privat- und Familienleben aus Art. 8 EMRK bezwecken die 
Klägerinnen, dass die Schweiz zu wirksameren Klimaschutzmaßnahmen verpflichtet werden soll 
um das 1,5-Grad-Ziel zu erreichen (Bähr et al. 2018:201-205; Climatecasechart 2020b). Der Fall 
der Klimaseniorinnen ist, zusammen mit einer weiteren Klimaklage von sechs jungen Portugies*in-
nen, die ebenfalls vor dem EGMR vorgetragen wurde und gegen die Mitgliedstaaten der EU sowie 
weitere Staaten des Europarates gerichtet ist, die erste Klimaklage vor diesem Gerichtshof 
(Kring 2023). Von beiden Urteilen kann eine Signalwirkung ausgehen. Sollte die Große Kammer 
zu dem Urteil kommen, dass die Schweiz nicht genug zur Erreichung der Pariser Klimaziele un-
ternimmt, würde diese Entscheidung zwar nur unmittelbar für die Schweizer Regierung gelten, 
die Wirkung eines solchen Urteils würde sich aber indirekt auf weitere Klagen vor dem Ge-
richtshof, das für die Einhaltung der EMRK zuständig ist, auswirken (Eckart 2023:93). Damit 
könnte es auch Strahlkraft auf die Regierungen der weiteren Länder ausüben, die sich zur Ein-
haltung der EMRK verpflichtet haben (Wank 2023). 

 
10  Im Bundesklimaschutzgesetz sind für die Sektoren (Energiewirtschaft, Industrie, Verkehr, Gebäude, 

Landwirtschaft, Abfallwirtschaft und Sonstiges) Jahresemissionsmengen geregelt. Nach §8 KSG ist die 
Bundesregierung dazu verpflichtet bei Überschreitung der Jahresemissionsmengen ein Sofortpro-
gramm vorzulegen, das die Einhaltung der Jahresemissionsmengen des Sektors für die folgenden Jahre 
sicherstellt. 
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Außerdem ist damit zu rechnen, dass Klimaklagen im Kontext der Lieferkettensorgfaltspflichten 
zunehmen werden (Setzer & Higham 2022:15 und 21; 2021:34). In den Niederlanden und Frank-
reich sind bereits Klimaklagen auf dieser Anspruchsgrundlage vorgebracht worden, z.B. die be-
reits erwähnte Klimaklage gegen Shell (Climatecasechart 2015b). Die Klimaklagen gegen die fran-
zösischen Unternehmen Total (Climatecasechart 2019b) und Casino (Climatecasechart 2021e) 
berufen sich auf das 2017 in Kraft getretene französische Sorgfaltspflichtengesetz (Legifrance 
2017). Bei einer absehbaren Verschärfung der nationalen Normen durch die europäische Richt-
linie zu Lieferkettensorgfaltspflichten (Rat der EU 2022a), würde die zivilrechtliche Klagemög-
lichkeit, die im deutschen Lieferkettengesetz bisher ausgeschlossen ist (Bundesministerium der 
Justiz LkSG), auch Klagen zur Verantwortung der Unternehmen für ihre Subunternehmer*innen 
vor deutschen Gerichten möglich machen und dabei ganz konkret auch den Klimaschutz im Rah-
men der Pariser Klimaschutzziele adressieren (Rat der EU 2022b; Süddeutsche Zeitung 2022; 
Schrader & Schmidt 2022; Deutschlandfunk 2022: Minute 1:19-2:55). 

2.2.5 Folgewirkungen von Klimaklagen in sechs Kategorien 

Auswirkungen von Klimaklagen umfassen ein breites Spektrum von direkten und indirekten Fol-
gen. Peel, Palmer und Markey-Towler (2022) analysierten Publikationen, die im Zeitraum von 
2000 bis 2021 zum Thema Auswirkungen von Klimaklagen veröffentlicht wurden. Der Fokus der 
Analyse lag auf 20 ausgewählten Klimaklagen zu denen im Zeitraum 2017 bis 2021 weltweit 
Gerichtsentscheidungen getroffen wurden. Darunter befinden sich auch die folgenden für diese 
Arbeit herangezogenen Klagen: Juliana, Urgenda, RWE, Neubauer, Shell und Klimaseniorinnen (:4). 
Basierend auf den Ergebnissen dieser Studie wurden für die vorliegende Arbeit sechs Kategorien 
unterschiedlicher Wirkungen identifiziert, die im Folgenden vorgestellt und mit Beispielen direk-
ter und indirekter Auswirkungen illustriert und untermauert werden.11 

Die erste Kategorie umfasst Entwicklungen, die eine weitere Zunahme der Anzahl von Klima-
klagen begünstigen. Dazu gehören die Verbesserung von Klagestrategien und die Inspiration 
durch erfolgreiche Klimaklagen, auch wenn diese nicht erfolgreich waren (Higham et al. 2023:7). 
Über dies ist der Austausch und die Vernetzung von beteiligten Akteur*innen (Cameron & Wey-
man 2021:196), insbesondere zwischen den Rechtswissenschaften und Klimaschutzverbänden 
eine direkte Folge von Klimaklagen. Außerdem zählt auch die Weiterentwicklung des Rechts 
dazu, auf dessen Grundlage neue Klagemöglichkeiten entstehen (Peel et al. 2022:6 und 24; 
Desaules 2022:13; White & O'Callaghan-White 2021:15-16). Ein Beispiel dafür ist der intertem-
porale Freiheitsschutz aus dem Klima-Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes (Calliess 
2021:355). 

Die zweite Kategorie umfasst die regulierungsfördernde Wirkung von Klimaklagen. Gerichtliche 
Entscheidungen können unmittelbare Wirkung entfalten, wenn sie die Änderung von Gesetzen, 

wie im Fall Neubauer und andere verlangen (Markus, Gebauer und Calliess 2021:577; White & 

 
11  Die Übersicht zu den sechs Impact-Kategorien wurde den Teilnehmer*innen des Futures Wheel-Work-

shops im Handout zur Verfügung gestellt (Kap. 3.2.4). 
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O'Callaghan-White 2021:14), oder auch wenn sie die Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen 
bzw. das Aufsetzen von Klimaschutzprogrammen wie beim Urgenda-Fall einfordern (Peel et al. 
2022:21; Mayer 2022; Wegener 2019:4). 

Die dritte Kategorie umfasst direkte und indirekte Auswirkungen auf das Verhalten und die 
Strategien von Unternehmen (Peel et al. 2022:7; Weller & Tran 2022; Batros 2020:5). Direkte 
Auswirkungen sind z.B. Entschädigungsverpflichtungen oder auch Emissionsreduktionsvorgaben. 
Ein Beispiel für solche direkten Auswirkungen von Urteilen auf Unternehmen ist das Urteil gegen 
Shell (Gailhofer 2023:226-227). Ein indirekter Effekt, der sich aus der Zunahme von Klimaklagen 
und Urteilen gegen Unternehmen ergibt, ist die Erhöhung des Klagerisikos für die Unternehmen 
(Peel et al. 2022:15). 

Für die vierte Kategorie wurden Auswirkungen auf das öffentliche Bewusstsein, die Medienbe-
richterstattung und das Wissen über den Klimawandel in der Gesellschaft identifiziert (Peel et 
al. 2022:6; Desaules 2022:13; McCormick et al. 2018:832). Klimaklagen werden oftmals von öf-
fentlichkeitswirksamen Kampagnen begleitet (Peel et al. 2022:26; Gordhan 2020:574-575), diese 
können indirekte Auswirkungen auf einen sozialen Wandel haben (Peel et al. 2022:23; Batros 
und Khan 2022; Armeni 2021:89). Darüber hinaus lässt sich erkennen, dass eine ansteigende 
mediale Aufmerksamkeit indirekte Auswirkungen auf die Regierungspolitik haben kann (White 
& O'Callaghan-White 2021: 13-15). Beispielsweise erkennen Setzer und andere (2019), dass der 
Climate Case Ireland (Climatecasechart 2017) zwar keinen direkten Einfluss auf konkrete politi-
sche Entscheidungen hatte, der Fall aber dazu beigetragen hat den Prozess zum Klimaaktionsplan 
zu beschleunigen (Setzer et al. 2019:45). 

Die fünfte Kategorie umfasst indirekte Auswirkungen auf das politische Gefüge. Dazu zählen 
mögliche Kompetenzerweiterungen der Judikative gegenüber der Legislative und damit einher-
gehend eine Veränderung der Rolle von Gerichten (Peel et al. 2022:23; Wegener 2019:11). Kli-
maklagen werden zur Herbeiführung politischer Veränderungen eingesetzt, indem die Kläger*in-
nen, den Weg des politischen Konsens umgehen und verbesserte Klimaschutzmaßnahmen ein-

fordern. Sie werden eingesetzt, um den Druck auf politische Entscheidungsträger*innen indirekt 
zu erhöhen (Desaules 2022:3; Rodi & Kalis 2022:10). 

Die letzte Kategorie umfasst die Erkenntnis, dass mit Klimaklagen selbst die Klimakrise nicht 
gelöst wird, sondern dass sie strategisch eingesetzt werden, um mittels direkter als auch indi-
rekter Auswirkungen eine effektive Klimapolitik zu fördern und fordern (Setzer & Byrnes 
2019:10). Nur wenn politische und wirtschaftliche Entscheidungsträger*innen Klimaschutzmaß-
nahmen konsequent umsetzen, kann die Reduktion von Treibhausgasen gelingen und damit die 
international vereinbarten Klimaschutzziele erreicht werden (Peel et al. 2022:6). 
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3. Methodik 
Unter Anwendung eines empirischen Forschungsdesigns verfolgt die vorliegende Arbeit das Ziel, 
unter Beteiligung ausgewiesener Expert*innen herauszuarbeiten, welche Folgewirkungen sich 
von Klimaklagen im Zeitraum 2026 bis 2040 ergeben könnten und wie künftige Bundesregierun-
gen darauf reagieren könnten. Inhaltlich baut das Forschungsdesign auf den Erkenntnissen der 
vorangegangenen Kapitel zu bahnbrechenden Klimaurteilen (Kap. 2.2.2), anhängigen Klagen (Kap. 
2.2.3) sowie Trends (Kap. 2.2.4) und möglichen Implikationen von Klimaklagen (Kap. 2.2.5) auf. 
Für die Durchführung wird auf die Methoden des Futures Wheels (Glenn 2009) und der Delphi-
Befragung (Dalkey & Helmer 1962) zurückgegriffen. Mit diesem Vorgehen soll Orientierungswis-
sen generiert werden, das es ermöglicht bereits in der Gegenwart politische Handlungs- und 
Entscheidungspfade einzuschlagen, um möglichen zukünftigen Entwicklungen vorbereitet zu be-
gegnen oder ihre Auswirkungen bereits im Vorfeld abzumildern. 

Im Folgenden wird in Kapitel 3.1 das zweistufige empirische Forschungsdesign begründet. Da-
nach wird in Kapitel 3.2 auf die erste Stufe und die Methode des Futures Wheels und in Kapitel 
3.3 auf die zweite Stufe und die Delphi-Methode eingegangen. 

 

3.1 Empirisches Forschungsdesign in zwei Stufen 
Zur Beantwortung der Forschungsfrage wird eine zweistufige Expert*innenbefragung durchge-
führt. Im ersten Schritt werden mögliche unmittelbare und mittelbare Auswirkungen einer Zu-
nahme von Klimaklagen identifiziert und darauf aufbauend mögliche Reaktionen zukünftiger Bun-
desregierungen auf ebendiese Kausalketten antizipiert. Um diese Zielstellung zu erreichen, 
wurde die Methode des Futures Wheels nach Glenn gewählt. Sie kennzeichnet sich dadurch, 
dass sie eine Art systematisches Brainstorming darstellt, das ausgehend von einer angenommen 
zukünftigen Veränderung durchgeführt wird. Anschließend werden die Ergebnisse des Futures 
Wheels-Workshops als Entwicklungspfade ausformuliert und in Vorbereitung auf die Entwick-
lung des Delphi-Fragebogens, unter den Gesichtspunkten der kausalen Konsistenz und der Ent-
scheidungskompetenz der Bundesregierung, geprüft. Anschließend werden diejenigen Entwick-
lungspfade, die für die Beantwortung der Forschungsfrage geeignet sind, in das Itemdesign über-
tragen und ein Pretest mit einer ausgewählten Gruppe von Ministerialbeamt*innen und angehen-
den Zukunftsforscher*innen durchgeführt. In der zweiten Stufe erfolgt die Durchführung des 
Real-Time Delphi mit einem größeren, transdisziplinären Expert*innenpanel, um mögliche zu-
künftige Entwicklungen unter Berücksichtigung alternativer Zukunftsannahmen zu bewerten. Aus 
den Ergebnissen des Real-Time Delphis wird abschließend eine  Liste möglicher Entwicklungen 
erarbeitet, die Orientierungswissen über mögliche politische, wirtschaftliche und gesellschaftli-
che Auswirkungen von Klimaklagen in der Zukunft liefert und als Ansatzpunkt für politische 
Handlungsfelder dienen kann. 
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3.2 Explorative Untersuchung möglicher Auswirkungen  
von Klimaklagen 

Für die interdisziplinäre Antizipation möglicher Folgewirkungen einer zunehmenden Zahl von 
Klimaklagen wurde die Methode des Futures Wheel gewählt, weil sie für die Beantwortung der 
Forschungsfrage besonders gut geeignet ist. Sie ermöglicht es, ausgehend von der angenomme-
nen zukünftigen Veränderung alternative Konsequenzen und Folgen systematisch zu antizipieren. 
Die Antizipation alternativer Zukünfte erfolgt dabei schrittweise über die Antizipation direkter 
und indirekter Auswirkungen, die von der angenommenen Veränderung ausgehen könnten. 
Diese Zielsetzung entspricht damit den Arbeiten, die von Muiderman und anderen (2020) unter 
dem ersten Ansatz (wahrscheinliche und unwahrscheinliche Zukünfte) zusammengetragen worden 
sind (Kap. 2.1). Sie zeichnen sich dadurch aus, dass es sich um explorative Untersuchungen han-
delt, die aus der Analyse von Mustern der Vergangenheit alternative Zukünfte antizipieren und 
mittels einer Priorisierung der vermuteten Folgen Orientierungswissen für politische Entschei-
dungsträger*innen generieren (Muiderman et al. 2020:7). 

In den folgenden Unterkapiteln wird zunächst die Methodik vorgestellt (Kap. 3.2.1), die Opera-
tionalisierung des Workshops präsentiert (Kap. 3.2.2) und die Expert*innenauswahl begründet 
(Kap. 3.2.3). Danach erfolgt ein Überblick über die Durchführung des Workshops (Kap. 3.2.4). 
Abschließend erfolgt eine Reflexion zur Durchführung des Workshops (Kap. 3.2.5). 

3.2.1 Futures Wheel nach Jerome Glenn 

Die Futures Wheel-Methode wurde 1971 von Jerome Glenn entwickelt, um direkte und indi-
rekte Auswirkungen von Veränderungen zu antizipieren, zu strukturieren und zu visualisieren 
(Glenn 2009:1). Es handelt sich um eine qualitative Methode, die als strukturiertes Brainstorming 
beschrieben werden kann (:2). Ausgehend von einer angenommenen oder tatsächlichen Verän-
derung werden mittels Ursache-Wirkungs-Beziehungen Folgewirkungen zusammengetragen (:8). 
Mit der Methode werden die Nutzer*innen dazu angehalten Kausalketten zu entwickeln. In auf-
einanderfolgenden Runden tragen die Teilnehmer*innen alle Konsequenzen zusammengetragen 
und antizipierten in der darauffolgenden Runde die jeweils nächsten Folgewirkungen (Toivonen 
2021:153). Durch die Rundenlogik werden lineare Denkprozesse unterbrochen und mögliche 
Entwicklungen aufgedeckt, die bei linearem Denken gegebenenfalls übersehen worden wären. 
Das Futures Wheel zeichnet sich dadurch aus, dass es die Auseinandersetzung mit einem kom-
plexen Thema vereinfacht, indem es jeder antizipierten Folgewirkung in der Anordnung des Ra-
des einen gleichberechtigten Raum lässt und damit die Komplexität, die Folgenabschätzungen 
inhärent ist, reduziert. Die Methode eignet sich unter anderem zum Ermitteln potenzieller zu-
künftiger Ereignisse, zur Visualisierung komplexer Zusammenhänge in Themenfeldern, die von 
hoher Unsicherheit geprägt sind, und sie ermöglicht ein „encouraging to a futures-conscious 
perspective“ (Glenn 2009:2). So entsteht ein umfassendes Bild (mental map) vermuteter Konse-
quenzen bzw. antizipierter Auswirkungen. Diese “mental map” (:2) enthält keine Aussagen über 
die jeweiligen Wahrscheinlichkeiten der Konsequenzen, bietet aber einen Überblick über den 
Möglichkeitsraum alternativer Entwicklungen (:9). Die “mental map” erleichtert Planungen und 
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Entscheidungen, die unter den Bedingungen der Unsicherheit zukünftiger Entwicklungen getrof-
fen werden. Gleichzeitig fördert die Methode des Futures Wheels vernetztes und systemisches 
Denken, indem lineare Zukunftsannahmen hinterfragt und durch Alternativen ergänzt werden. 
Implizites Wissen wird im Prozess des strukturierten Austauschs zu explizitem Wissen (Ruesch 
et al. 2018). 

3.2.2 Operationalisierung des Futures Wheels-Workshops 

Ziel der geplanten explorativen Untersuchung ist es, unmittelbare und mittelbare Folgewirkun-
gen einer zunehmenden Anzahl von Klimaklagen zu identifizieren und daraus Entwicklungspfade 
für die zweite Stufe des Forschungsdesigns abzuleiten. Die Futures Wheel-Methode wurde dazu 
in einem transdisziplinären Expert*innen-Workshop eingesetzt. Aufbauend auf der Erkenntnis, 
dass in den letzten Jahren eine Diversifizierung von Klimaklagen entlang der Anspruchsgrundla-
gen zu beobachten ist (Kap. 2.2), wurde für die Operationalisierung des vorliegenden For-
schungsvorhabens entschieden, die Zunahme von Klimaklagen getrennt nach den jeweiligen 
Rechtsgebieten zu untersuchen. Dazu werden die Teilnehmer*innen des Workshops in drei 
Gruppen aufgeteilt. Die erste Gruppe befasste sich mit der Annahme einer steigenden Anzahl 
von Klimaklagen gegen Unternehmen mit extrem hohen Emissionen (CM-Gruppe), die zweite 
Gruppe adressierte Klimaklagen gegen staatliche Akteure im Kontext des Klimaschutzgesetzes 
und der Pariser Klimaschutzziele (KSG-Gruppe) und die dritte Gruppe mit Klimaklagen gegen 
Unternehmen im Kontext der Lieferkettensorgfaltspflichten (LkS-Gruppe). Jede Gruppe wurde 
jeweils mit Expert*innen aus den Bundesministerien, Rechtswissenschaften und Nichtregierungs-
organisationen besetzt. 

Die Exploration wurde in drei Runden durchgeführt. Für den Abschluss der Arbeit in den Grup-
pen wurde, angelehnt an ein Vorgehen von Heinonen und anderen (2017) eine individuelle Re-
flexionsphase eingebaut, in der die Teilnehmer*innen das Ergebnis ihrer eigenen Gruppe mit 
Haftnotizen ergänzen und kommentieren konnten (:31 und 55). 

Für die Moderation der einzelnen Runden wurden die folgenden Fragestellungen und Zielsetzun-
gen verwendet: 

Tabelle 1: Rundenmoderation Futures Wheel Workshop  

Runde 1 Welche unmittelbaren (Aus-)Wirkungen/Konsequenzen sind denkbar, wenn 
die Anzahl der Klimaklagen in Eurem Bereich ansteigt? 

Zielsetzung Mittels Brainstorming unmittelbare Konsequenzen identifizieren. 

Runde 2 Was passiert, wenn [die in Runde 1 identifizierte unmittelbare Folge] eintritt? 

Zielsetzung Diskursive Antizipation möglicher Folgewirkungen. 

Runde 3 Mit welchen Maßnahmen könnte eine zukünftige Bundesregierung auf [diese 
Folgewirkung] reagieren? 
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Zielsetzung Diskursive Antizipation möglicher politischer Reaktionen. 

Runde 4 Jede*r Teilnehmer*in schaut für sich selbst auf die gesamte Karte und kann 
diese ergänzen und verändern. 

Zielsetzung Qualitätssteigerung durch Differenzierung und Kommentierung des 
Gesamtbildes. 

 

3.2.3 Expert*innenpanel mit juristischem Fach- und politischem Praxiswissen 

Für die explorative Untersuchung möglicher Folgewirkungen von Klimaklagen und deren Policy-
Impacts wurden ein transdisziplinäres Expert*innenpanel mit spezifischem Fach- und Erfahrungs-
wissen zusammengestellt, das im Rahmen des Austausch innerhalb der Gruppe in der Lage sein 
sollte, politische, gesellschaftliche sowie wirtschaftliche Folgewirkungen einer zunehmenden An-
zahl von Klimaklagen zu antizipieren und in politische Konsequenzen zukünftiger Bundesregie-
rungen zu übersetzen (Peperhove & Bernasconi 2015:123). Dazu wurden Expert*innen aus den 
Bundesministerialverwaltungen und dem Bundestag, den Rechtswissenschaften und der Zivilge-
sellschaft erreicht, damit der Workshop von einer heterogenen Expert*innengruppe mit vielfäl-
tigen Perspektiven und Erfahrungshintergründen profitieren konnte. 

Die Akquise erfolgte für den Bereich der Expert*innen aus den Bundesministerien über das per-
sönliche Netzwerk der Autorin. Für die Akquise der Expert*innen aus den für Klimaklagen re-
levanten Nichtregierungsorganisationen wurde sowohl auf das persönliche Netzwerk zurückge-
griffen und als auch über online-Recherchen relevante Expert*innen identifiziert. Die Expert*in-
nen aus den Rechtswissenschaften wurden über die vorangegangene Literaturanalyse identifiziert 
und zur Teilnahme eingeladen. 

Aufgrund der Tatsache, dass die Einladung zum Futures Wheel-Workshop sehr spezifisch und 
direkt ausgerichtet an den jeweiligen Expert*innen und ihren Beschäftigungsfeldern erfolgte, 
wurde die gewünschte Zusammensetzung des Panels erreicht. Insgesamt wurden 20 Personen 
aus den Bereichen Rechtswissenschaften, Nichtregierungsorganisationen sowie Exekutive bzw. 
Legislative angefragt. Zur Vorabinformation über den Workshop wurde den Expert*innen je-
weils einzeln ein Gespräch angeboten. Zwölf Expert*innen nahmen dieses an. Zentral war dabei 
die Kommunikation, dass der Workshop in einem informellen Rahmen stattfinden wird, das 
heißt, dass die Teilnehmer*innen nicht als Vertreter*in ihrer Institution mitwirken, sondern als 
Expert*innen mit persönlichem Erfahrungsschatz; dass es sich um eine Masterarbeit der Zu-
kunftsforschung handelt; und dass die jeweiligen Expert*innen mit ihrem spezifischen Fachwissen 
als Teil der Gruppe zum Gelingen des Workshops beitragen können. 

An dem Workshop nahmen 15 Expert*innen teil, darunter sieben weiblich gelesene Personen 
und acht männlich gelesene Personen. Acht von ihnen sind Jurist*innen. 
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3.2.4 Durchführung des Futures Wheels-Workshops 

Der Futures Wheel-Workshop war auf drei Stunden angesetzt und fand am 22. Februar 2023 
im Futurium (Berlin) statt. Er umfasste neben der Einführung in die Methode und das Thema (20 
Min.), drei Runden (1. 25 Min., 2. 40 Min., 3. 50 Min.) und eine individuelle Reflexionsphase (10 
Min.) sowie abschließend eine kurze Feedbackrunde (10 Min.). 

Die Einführung in das Thema beinhaltete, orientiert an den Erkenntnissen aus Kapitel 2.2, eine 
allgemeine Darstellung der weltweiten Entwicklung von Klimaklagen, inklusive der Vorstellung 
der rechtsfortbildenden Urteile weltweit sowie der aktuell anhängigen Klimaklagen in Deutsch-
land und den Klimaklagentrends. Diese thematischen Schwerpunkte wurden für die Einleitung 
gewählt, um den Expert*innen eine gemeinsame Grundlage zur Befassung mit möglichen Aus-
wirkungen von Klimaklagen zu geben. Die rechtsfortbildenden Fälle dienten einem Überblick 
darüber, wie die Richter*innen die jeweiligen Fälle entschieden hatten. Außerdem diente die 
Darstellung der aktuell in Deutschland anhängigen Klagen dazu, dass sich die Expert*innen ein 
Bild von konkreten Fällen machen konnten, die in den nächsten Jahren zu politischen Auswir-
kungen in der Bundesrepublik Deutschland führen könnten. Über die Einführung hinaus erhielten 
die Teilnehmer*innen ein Handout mit Informationen zum jeweiligen Untersuchungsgegenstand 
ihrer Gruppe sowie einer Übersicht möglicher Implikationen von Klimaklagen. 

In der ersten Runde wurden ausgehend von der Frage Welche unmittelbaren (Aus-)Wirkungen/Kon-
sequenzen sind denkbar, wenn die Anzahl der Klimaklagen in Eurem Bereich ansteigt? unmittelbare 
Auswirkungen und Konsequenzen von den Gruppen zusammengetragen. Diese Runde war auf 
25 Minuten angesetzt und wurde um 10 Minuten verlängert, um den Arbeitsfluss nicht zu unter-
brechen. Die zweite Runde erfolgte direkt im Anschluss an die erste Runde. Für diese Runde 
wurde die Ursprungsannahme abgedeckt, da sich die Beantwortung der Frage Was passiert, wenn 
[die in Runde 1 identifizierte unmittelbare Folge] eintritt?, jeweils nur auf die einzelnen unmittelbaren 
Folgen bezog und die Antizipation unabhängig von der Ursprungsannahme erfolgen sollte. Für 
die zweite Runde wurden 40 Minuten veranschlagt, die von den Gruppen vollständig ausge-
schöpft wurden. In der dritten Runde antizipierten die Gruppen, ausgehend von der Frage Mit 
welchen Maßnahmen könnte eine zukünftige Bundesregierung auf [diese Folgewirkung] reagieren? 
mögliche Reaktionen zukünftiger Bundesregierungen. Für diese Runde blieb die Ursprungsan-
nahme weiterhin abgedeckt, da sich die Beantwortung der Fragestellung wiederum nur auf die 
einzelnen mittelbaren Folgewirkungen aus der zweiten Runde bezog und die Antizipation unab-

hängig von der Ursprungsannahme durchgeführt werden sollte. Für die dritte Runde waren 45 
Minuten vorgesehen, die ausgeschöpft wurden. In jeder Runde erfolgte ein paar Mal der Hinweis, 
nochmal konkret an mögliche gegensätzliche Entwicklungen zu denken. Nach Abschluss der drit-

ten Runde erfolgte die individuelle Reflexionsphase. Für diese wurde die Abdeckung von der 
Ursprungsannahme abgenommen, um den Expert*innen zu ermöglichen, die von ihnen generier-
ten Kausalketten als vollständiges systemisches Bild wahrzunehmen und die antizipierten Aus-

wirkungen in der Komplexität des systemischen Zusammenhangs zu reflektieren. Den Expert*in-
nen wurden Haftnotizblöcke zur Verfügung gestellt, mit denen sie das Zukunftsrad ihrer Gruppe 
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durch ihre individuellen Einschätzungen und Anpassungen in Stillarbeit ergänzen konnten. Für 
diese Runde wurden zehn Minuten veranschlagt, diese Zeit wurde nicht ausgeschöpft. Die Ex-
pert*innen begannen nach etwa sieben Minuten mit dem Austausch untereinander und auch 
zwischen den Gruppen. Zum Abschluss des Workshops wurde eine Feedbackrunde durchge-
führt. 

3.2.5 Reflexion der Durchführung des Futures Wheel-Workshops 

Es kann festgehalten werden, dass eine wesentliche Stärke der Futures Wheel-Methode darin 
liegt, dass die generierten Daten ermöglichen, eine systemische und komplexere Sichtweise auf 
ein Phänomen einzunehmen. Die intuitive Anwendung dieser explorativen Methode ermöglicht 
es, auch in einem kurzen Workshop wertvolle Erkenntnisse über zukünftige Möglichkeitsräume 
zu generieren. Die Durchführung hat gezeigt, dass für den Austausch zwischen den transdiszip-
linären Expert*innen in der ersten Runde mehr Zeit zum Finden einer gemeinsamen Sprache, 
eingeplant werden sollte. Darüber hinaus hätte der Workshop mit festen Moderationen an den 
Gruppentischen möglicherweise zu präziseren Ergebnissen und lückenloseren Kausalketten ge-
führt. Diesbezüglich kann festgehalten werden, dass es sinnvoll sein kann, bspw. durch eine Prä-
sentationsfolie, in jeder Runde darauf hinzuweisen, dass jede antizipierte Konsequenz eine di-
rekte Auswirkung des betrachteten Ereignisses sein muss und sie im Indikativ Präsens also als 
Tatsache formuliert werden soll. Das Handout mit der Übersicht über mögliche Implikationen 
von Klimaklagen als Inspiration war hilfreich um das Spektrum möglicher unmittelbarer Konse-
quenzen zu erweitern. Abschließend lässt sich festhalten, dass die individuelle Reflexion vor allem 
für jene Teilnehmer*innen, die in der Gruppenarbeit etwas stiller waren, geeignet war, um den 
Zukunftsrädern eigene Anmerkungen hinzuzufügen. 

 

3.3 Synthetisierung von Expert*innenwissen zur Generierung  
von Orientierungswissen 

Unter Rückbezug auf die Forschungsfrage wurde für die zweite Stufe des Forschungsdesigns die 
Delphi-Methode ausgewählt. Diese zeichnet sich dadurch aus, dass in einem iterativen und ano-
nymen Prozess Expert*innenmeinungen zu möglichen zukünftigen Entwicklungen synthetisiert 

werden und Orientierungswissen generiert wird (Gordon & Pease 2005:321; Seeger 1979:10). 
Nach Gordon und Pease (2005) ist die Delphi-Methode eine der zentralen Methoden der Zu-
kunftsforschung (:322), die Anwendung in politischen Planungsprozessen und strategischen Ent-
scheidungsfindungen entlang konkreter, von Unsicherheit geprägter Fragestellungen findet (:323) 
sowie für die Auseinandersetzung mit zukünftigen Entwicklungen im Bereich der Technologie 
und Gesellschaft herangezogen wird (Gordon & Helmer 1964:2). Die Delphi-Methode findet 
nach den Erkenntnissen von Muiderman und anderen (2020) in jenen AG-Studien häufige An-
wendung, die sich mit wahrscheinlichen und unwahrscheinlichen Zukünften befassen (Kap. 2.1). 
Sie dient dazu Entscheidungsträger*innen und Planer*innen zu befähigen zukünftige Entwicklun-
gen abzuschätzen und zu analysieren. (:11) 
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In den folgenden Kapiteln wird zunächst die Delphi-Methode vorgestellt (Kap. 3.3.1) und die 
Operationalisierung der Delphi-Befragung erläutert (Kap. 3.3.2). Anschließend wird die Ex-
pert*innenauswahl vorgestellt und begründet (Kap. 3.3.3). Danach erfolgt ein Überblick über die 
Durchführung der Delphi-Befragung (Kap. 3.3.4) und abschließend werden Schwierigkeiten, die 
im Prozess auftauchten, dargestellt (Kap. 3.3.5). 

3.3.1 Delphi-Methode nach Helmer, Dalkey, Gordon und Pease 

Die Delphi-Methode wurde 1948 von Olaf Helmer, Norman Dalkey, Theodore Gordon und 
weiteren entwickelt (Dalkey & Helmer 1962; Seeger 1979:53; Häder 2009:15). Sie ist dadurch 
gekennzeichnet, dass ausgewählte Expert*innen zu einem von Unsicherheiten geprägten Sach-
verhalt in einem iterativen Prozess befragt werden (Gordon & Pease 2005:321-322). Die Befra-
gung erfolgt im Rahmen der klassischen Delphi-Befragung anonym (Häder 2009:24-25). Dies ist 
insbesondere für die Bewertung von noch nicht gefestigtem Wissen –  wozu die Befassung mit 
zukünftigen Entwicklungen per se gehört  –  von entscheidender Bedeutung, weil die Befragten 
in die Lage versetzt werden auch Gedanken zu äußern, die auf Vermutungen und Antizipation 
beruhen (Gordon & Helmer 1964:5; Seeger 1979: 7, 118-120; Häder 2009:62). Weitere Merk-
male des klassischen Delphis sind die Verwendung eines formalisierten Fragebogens, die Ermitt-
lung einer statistischen Gruppenantwort, die Rückkopplung dieser an das Expert*innenpanel so-
wie die Durchführung mehrerer (mindestens zwei) Runden (Häder 2009:24-25). Nach Häder 
(2009) entspricht die Rückmeldung einem Informations- bzw. Kontextgewinn, der zu einer Ver-
besserung der Studienergebnisse führen kann (:41-50 und 60-61). Auf Basis der aggregierten 
Gruppenmeinung in Form von gemittelten quantitativen Werten können die Expert*innen eine 
erneute faktenbasierte Schätzung und damit eine Reflexion der eigenen Meinung zum Sachverhalt 
oder auch der Erwartung zukünftiger Entwicklungen vornehmen (:46). 

Gordon und Pease (2005) entwickelten eine Online-Anwendung zur Echtzeit-Durchführung von 
Delphi-Befragungen. Hintergrund war ein Auftrag der Defense Advanced Research Project 
Agency (DARPA)12 zur Entwicklung eines Vorgehens, mit dem in Situationen, die taktische Ent-
scheidungen erfordern, Gruppenerkenntnisse auf Basis der Delphi-Methode schneller und effizi-
enter zusammengetragen werden können (:322). Mit der Online-Anwendung wird dieses Ziel 
erfüllt und eine unmittelbare Rückkopplung der statistischen Gruppenantwort ermöglicht. 

3.3.2 Operationalisierung der Delphi-Befragung 

Für die Umsetzung des geplanten Forschungsvorhabens wurde die Real-Time Ausführung ge-
wählt, da die Anwendung eines Online-Tools zur Expert*innen-Befragung grundsätzlich Vorteile 
hinsichtlich der orts- und zeitunabhängigen Teilnahme bietet. Darüber hinaus kann im Rahmen 
der Echtzeit-Anwendung, auch für den Fall, dass die Expert*innen es beispielsweise aufgrund 

zeitlicher Engpässe nur einmal schaffen, sich an der Befragung zu beteiligen, mit der unmittelba-
ren Rückkopplung der Zwischenergebnisse gewährleistet werden, dass der iterative Prozess, der 
der Delphi-Methode inhärent ist, realisiert wird. Hinzu kommt, dass es nicht im 

 
12  Forschungseinrichtung des Verteidigungsministeriums der Vereinigten Staaten (www.darpa.mil). 

http://www.darpa.mil/
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Forschungsinteresse liegt, die Entwicklungen der Gruppenmeinung über den Befragungszeitraum 
zu untersuchen, weswegen auf eine Durchführung in der klassischen Rundenlogik der Delphi-
Befragung verzichtet werden konnte. 

Ziel der Delphi-Befragung war es, eine Bewertung der Entwicklungspfade, die aufbauend auf den 
Ergebnissen des Futures Wheels erarbeitet wurden, durchzuführen. Die Bewertung sollte nach 
zwei Dimensionen erfolgen. Zum einen danach, für wie wahrscheinlich die verschiedenen Aus-
wirkungen einer zunehmenden Anzahl an Klimaklagen eingeschätzt wrden. Und zum anderen 
danach, welche der politischen Maßnahmen, vor dem Hintergrund der antizipierten Auswirkun-
gen, bereits in der laufenden Legislaturperiode angegangen werden sollten. Mit diesem Vorgehen 
wurde die Bewertung der antizipierten Policy-Auswirkungen von Klimaklagen im Zeitraum 2026 
bis 2040 methodisch fundiert und von einem ausgewählten Expert*innenpanel praxisnah durch-
geführt. Dies dient im Kontext der AG dazu, Orientierungswissen zu erzeugen, um politische 
Entscheidungsträger*innen zu befähigen, von kurzfristigem Reagieren zu längerfristigem Gestal-
ten überzugehen, bei dem sie Entscheidungen unter Rückbezug auf alternative Zukünfte treffen 
(Muiderman et al. 2020:4-6). 

Um mit der Befragung verwertbare quantitative Daten zu erheben und damit neue Erkenntnisse 
hinsichtlich der Forschungsfrage zu generieren, ist es notwendig, die methodischen Standards 
einzuhalten und die Operationalisierung entlang der Forschungsfrage auszurichten, um die not-
wendige prozedurale Transparenz einzuhalten (Grunwald 2015:45). Das Fragebogendesign kon-
zentrierte sich auf die Bewertung der zehn Entwicklungspfade. Neben der Einwilligung in die 
Datenverarbeitung (vor der Teilnahme an der Befragung), wurden die Expert*innen am Ende der 
Befragung um eine Selbsteinschätzung ihrer Kompetenz bezüglich der Beantwortung der Fragen, 
ihres Zukunftsdenkens und des Umfangs ihrer eigenen Beschäftigung mit Klimaklagen gebeten. 

Die Operationalisierung des Fragebogens orientierte sich an der Forschungsfrage. Daher wurden 
zum einen die Wahrscheinlichkeit des Eintritts und die Relevanz in Bezug auf die gegenwärtige, 
aber zukunftsorientierte Politikgestaltung abgefragt (Muiderman et al. 2020:7). 

 

Abbildung 3: Beispiel-Item aus der Delphi Befragung zur Veranschaulichung des Itemdesigns. 

Das Itemdesign der Untersuchung (Abb. 3) folgte der Logik, dass die unmittelbaren und mittel-
baren Wirkungen (antizipierte Konsequenzen aus der ersten und zweiten Runde des 
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Zukunftsrades) als Annahme zusammengefasst werden. Die antizipierten Reaktionen zukünftiger 
Bundesregierungen aus der dritten Runde des Futures Wheels wurden für die Items als Fragen 
zur Wahrscheinlichkeit des Eintritts in der Zukunft und der Relevanz, dass sich bereits die aktu-
elle Bundesregierung in der laufenden Legislaturperiode mit der identifizierten Maßnahme befas-
sen sollte, ausformuliert (Abb. 3). Umgesetzt wurde dies mit der Itemoption Live-2D mit dem 
eDelphi-Tool (Kap. 3.3.4). Bei diesem Itemdesign konnten sich die Expert*innen, wie auch von 
Gordon und Pease (2005) beschrieben, über die Anzeige des Medianwertes, der Interquartils-
werte und der Anzahl der bereits gegebenen Antworten einen Überblick über die weiteren 
Expert*innenurteile verschaffen und ihre eigene Einschätzung in Korrelation zu den weiteren 
Bewertungen reflektieren (:323). Darüber hinaus hatten die Expert*innen an dieser Stelle die 
Möglichkeit, ihre eigene Bewertung zu verändern und sich der Gruppenantwort anzunähern o-
der sich weiter von ihr zu entfernen. 

3.3.3 Expert*innenpanel mit spezifischem Fach- und politisch-praktischem  
Erfahrungswissen 

Da es sich bei der Delphi-Methode um eine Expert*innenbefragung handelt, ist es entscheidend, 
dass die Expert*innen entlang der Fachexpertise und der zu untersuchenden Fragestellung aus-
gewählt werden (Gordon & Pease 2005:322). Darüber hinaus zeichnen sich Expert*innen 
dadurch aus, dass sie nicht nur über spezifisches Fach- und Erfahrungswissen verfügen (Bogner 
& Menz 2002:43), sondern auch über aktuelle Entwicklungen informiert sind, was sie dazu befä-
higt, kompetente Urteile zu fällen und zukünftige Entwicklungen zu antizipieren (Cuhls 2000:29). 
Insofern sollte die Zusammensetzung des Panels nicht zufällig erfolgen, sondern die Auswahl der 
Expert*innen in Abhängigkeit vom Forschungsdesign vorgenommen werden (Häder 2009:60-62 
und 92-115). 

Das vorliegende Forschungsvorhaben fragt nach der Bewertung künftiger politischer Folgewir-
kungen von angenommen Veränderungen ausgelöst durch den Anstieg der Anzahl an Klimakla-
gen. Die Beantwortung erfordert daher einerseits ein Verständnis politischer Entscheidungspro-
zesse und der politischen Kultur. Andererseits braucht es einen breiten Informationsstand über 
bestehende klimapolitische Normen und aktuelle klimapolitische Entwicklungen, sowie die Fä-
higkeit, politische Machbarkeiten im Kontext von klimawandelbedingten Notwendigkeiten zu 
analysieren. Für das Expert*innenpanel bestand die Aufgabe bei der Beantwortung des Fragebo-
gens darin, die Wahrscheinlichkeit der antizipierten Folgewirkungen, mit den als Reaktion zu-
künftiger Bundesregierungen identifizierten Maßnahmen in Relation zu setzen und mit Blick auf 
zukünftige Entwicklungen zu bewerten. Ausgehend von diesen Anforderungen wurde versucht, 
eine heterogene Zusammensetzung des Panels zu erreichen, die die Bewertung der Entwick-
lungspfade praxisnah aus den Perspektiven der Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft 
ermöglicht. 

Dazu wurden 252 Expert*innen aus der Exekutive, der Legislative, dem TAB (Technikfolgen-
Abschätzung beim Deutschen Bundestag), den Politik- und Klimapolitikwissenschaften, dem Jour-
nalismus, aus Nichtregierungsorganisationen sowie Verbänden und Stiftungen recherchiert. 
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Davon 102 weiblich gelesene und 150 männlich gelesene Personen (Abb. 4). Die Recherche 
erfolgte über LinkedIn zur Identifizierung von Mitarbeiter*innen thematisch ausgewählter Bun-
desministerien13. Über die Webseite des Deutschen Bundestages zur Identifizierung der Ob-
leute, der für das Forschungsziel der Studie ausgewählten Ausschüsse14.  Und über Wissen-
schaftsdatenbanken zu Identifizierung von Autor*innen und Wissenschaftler*innen zum Themen-
feld Klimaklagen und deren politischen Auswirkungen. Über die Google-News-Suche wurden 
mit den Stichworten Klimaklagen und Klimapolitik relevante Journalist*innen recherchiert sowie 
über die einfache Online-Recherche zum Stichwort Klimapolitik weitere relevante Akteur*innen 
und Expert*innen im Feld der Klimapolitik aus Stiftungen, Verbänden und Forschungseinrichtun-
gen identifiziert. 

 

Abbildung 4: Verteilung eingeladene Expert*innen nach Sektor und Gender (gelesen) 

Im nächsten Schritt wurden die identifizierten Expert*innen persönlich per Mail (oder Nachricht 
bei LinkedIn) angeschrieben und zur Teilnahme an der Delphi-Befragung eingeladen. Auf diese 
Einladung haben 70 Expert*innen zustimmend reagiert, von denen 52 an der Befragung teilge-

nommen haben. 

 
13  Auswärtiges Amt, Bundesministerium für Digitales und Verkehr, Bundesministerium der Justiz, Bun-

desministerium für Wirtschaft und Klimaschutz und Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung. 

14  Ausschuss für Inneres und Heimat, Ausschuss für Klimaschutz und Energie, Ausschuss für Umwelt, 
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz, Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung, Finanzausschuss, Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung, Rechts-
ausschuss, Wirtschaftsausschuss. 
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Abbildung 5: Verteilung teilnehmende Expert*innen nach Sektor und Gender (gelesen) 

Die Übersichten zur Sektorverteilung der eingeladenen Expert*innen (Abb. 4) und jener 
der Expert*innen, die an der Befragung teilgenommen haben (Abb. 5), zeigen, dass das 
Delphi-Panel sowohl die theoretisch-wissenschaftliche als auch die politisch-praktische 
Perspektive abdeckte und damit eine dem Forschungsvorhaben angemessene Meinungs-
diversität umfasst (Seeger 1979:77-85). 

3.3.4 Durchführung der Real-Time-Delphi-Befragung 

Für die Durchführung der Befragung wurde das Survey-Tool eDelphi verwendet. Dieses wurde 
1998 in Zusammenarbeit mit finnischen Zukunftsforschungsinstituten aufgesetzt und seitdem 
stetig weiterentwickelt (eDelphi 2020). Zur Operationalisierung des eigenen Forschungsvorha-
bens stehen den Nutzer*innen verschiedene Itemdesigns zur Verfügung. In der durchgeführten 
Befragung wurden ausschließlich Daten erhoben, die im Rahmen der Studie zur Beantwortung 
der Forschungsfrage benötigt wurden. Dies waren die Bewertungen der zehn Entwicklungspfade 
nach den Dimensionen Wahrscheinlichkeit und Relevanz, sowie die drei Fragen zur Selbstein-
schätzung. Dazu wurden ausschließlich Items zur Erhebung quantitativer Daten eingesetzt. 

Im Vorfeld der Befragung wurde vom 10. bis zum 20. März 2023 ein Pretest mit fünf Teilneh-
mer*innen durchgeführt. Aufbauend auf den Ergebnissen wurde die Anzahl der Entwicklungs-
pfade von 14 auf zehn reduziert und Präzisierungen im Hinblick auf die Verständlichkeit der 
einzelnen Items vorgenommen. Darüber hinaus wurde der Pretest genutzt, um in Erfahrung zu 
bringen, ob die Dauer der Befragung und die Gesamtstruktur von den Teilnehmer*innen als 
angemessen empfunden wurden (Häder 2009:139). 

Die Delphi-Befragung wurde vom 23. März bis zum 4. April 2023 durchgeführt. Den Zugang zur 
Befragung erhielten die Expert*innen über automatisch personalisierte Zugangslinks, die aus-
schließlich über das eDelphi-Tool an die Expert*innen versendet wurden. Zu Beginn der Befra-
gung erhielten die Teilnehmer*innen eine Datenschutzinformation in der sie darüber aufgeklärt 
wurden, welche Daten zum Zwecke der Studie erhoben, verarbeitet und für welchen Zeitraum 
gespeichert werden. Außerdem wurden sie darüber informiert, wer Zugriff auf die Daten hat, 
und wer die Ansprechpartner*innen für Datenschutzangelegenheiten sind. Sie wurden darüber 
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aufgeklärt, dass die Teilnahme freiwillig ist und die Veröffentlichung der Ergebnisse in anonymi-
sierter Form erfolgt. Über den Zugangslink konnten die Expert*innen während des Befragungs-
zeitraums jederzeit zum Fragebogen zurückkehren. Dabei wurden ihre jeweils letzten Antwor-
ten zu den einzelnen Items über ihren Teilnehmer*innen-Account gespeichert. Für die Modera-
tion waren die Datenreihen der einzelnen Teilnehmer*innen einsehbar, sodass nachvollzogen 
werden konnte, welche Antworten über den gesamten Fragebogen gegeben worden waren. Die 
Verknüpfung der Datenreihen mit den E-Mail-Adressen der Teilnehmer*innen ist aber zu keinem 
Zeitpunkt einsehbar. Damit wird die Anonymität während des gesamten Prozesses gewährleis-
tet. 

Die Rückmeldung der kumulierten Gruppenantwort nach Quartils- und Medianwerten sowie 
der Anzahl der bis dahin abgegebenen Antworten, erfolgte unmittelbar nachdem die Expert*in-
nen ihre eigene Einschätzung abgegeben hatten. Die Expert*innen erhielten einerseits die statis-
tischen Werte und andererseits wurden ihnen die Einschätzungen der anderen Expert*innen 
anonymisiert, in demselben Streudiagramm angezeigt, in das sie auch ihre Bewertung eingegeben 
hatten. Exemplarisch für die Expert*innenansicht zeigt die Abbildung 6 das Streudiagramm zum 
abgefragten Entwicklungspfad Steigerung der Ressourcen für die Gerichte. 

  

Abbildung 6: Beispielansicht Live2D-Item – Entwicklungspfad 1. Steigerung der Ressourcen für die  
Gerichte (Onlineansicht vom 3. April 2023). 

Im Laufe der Feldphase wurden drei Erinnerungsmails an die Teilnehmer*innen verschickt. Die 
erste beinhaltete eine Erinnerung an die Teilnahme. Sie wurde am 31. März an jene Expert*innen 
versendet, die der Einladung noch nicht gefolgt waren. Zwei weitere Erinnerungen wurden am 
3. April an alle 70 Expert*innen, die sich zu einer Teilnahme bereit erklärt hatten, verschickt. 
Diese Erinnerungen enthielten den Hinweis auf die bereits erfolgte Teilnahme von 33 Expert*in-
nen und luden dazu ein, sich entweder noch oder wieder einzuloggen, um die bisherigen Ergeb-
nisse anzusehen und die eigene Einschätzung unter dem Eindruck der weiteren Bewertungen zu 
reflektieren oder auch erstmals teilzunehmen. Dieser Einladung sind 19 Expert*innen gefolgt, 
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von denen allerdings nur vier Expert*innen auch schon vor der Erinnerung teilgenommen hatten. 
Diese zielgerichteten Reminder konnten aufgrund der personalisierten Zugangscodes an die ent-
sprechenden Expert*innen verschickt werden. 

Die Panelmortalität, die bei Delphi-Befragungen, die der klassischen Rundenlogik folgen, beo-
bachtet werden kann (Häder 2009:157-159), ist bei Real-Time Delphis nicht nachvollziehbar. 
Während in klassischen Delphi-Befragungen die Rückmeldung der kumulierten Gruppenantwort 
erst in der jeweils folgenden Runde erfolgt, bekommen die Teilnehmer*innen eines Real-Time 
Delphis diese Informationen unmittelbar. Es ist insofern möglich, dass die Expert*innen ihre ei-
genen Antworten direkt reflektieren und verändern. Dies lässt sich mit dem eDelphi-Tool aber 
nicht untersuchen. Ebenfalls lässt sich über das eDelphi-Tool nicht systematisch feststellen, ob 
Teilnehmer*innen zur Studie zurückkehren. Da jeweils nur die letzten Daten zu den einzelnen 
Accounts gespeichert werden und keine chronologische Übersicht erstellt wird. Aus diesem 
Grund wurde im Rahmen der durchgeführten Studie an zwei Tagen (31.3. und 3.4.) mittels eines 
Monitorings der Teilnehmer*innen im Backend des eDelphi-Tools analog festgehalten, welche Ex-
pert*innen jeweils bis zu dem Tag an der Studie teilgenommen hatten. Demnach hatten bis zum 
31. März 33 Expert*innen teilgenommen, von diesen haben vier Expert*innen nach dem 3. April 
nochmals teilgenommen. Nach dem 3. April haben weitere 19 Expert*innen an der Studie teil-
genommen, die zuvor noch nicht teilgenommen hatten. 

3.3.5 Prozessuale Schwierigkeiten im Rahmen der Delphi-Befragung 

Bei der Durchführung der Delphi-Befragung konnten drei Schwierigkeiten identifiziert werden. 
Erstens ist es herausfordernd Mitarbeiter*innen der Bundesministerien zu identifizieren. Sämtli-
che Publikationen und Webseitenbeiträge der Bundesministerien werden ohne die Nennung von 
Autor*innen veröffentlicht. Dies führt dazu, dass die jeweiligen Expert*innen nicht nachvollzogen 
werden können. Hinzu kommt, dass die Mitarbeiter*innen der Häuser nicht zentral vermerkt 
sind. In den Organigrammen der Häuser finden sich jeweils nur die leitenden Personen. Für die 
durchgeführte Studie waren aber vor allem die Fachreferent*innen mit ihrem spezifischen Wis-
sen gefragt. Ein Teil der Expert*innen aus den Bundesministerien konnte über das Netzwerk der 
Autorin gewonnen werden, der weitere Teil wurde über eine aufwendige Recherchearbeit in 
dem sozialen Netzwerk LinkedIn, das als Karrierenetzwerk verstanden werden kann, akquiriert. 
Bei LinkedIn ist es möglich sich alle Personen anzeigen zu lassen, die angegeben haben in den 
jeweiligen Bundesministerien zu arbeiten. Die Prüfung der Eignung als Expert*in für die Delphi-
Befragung wurde dann entlang der, von den einzelnen Personen selbst veröffentlichten, Karrie-
reschritte vorgenommen. Auf diesem Weg wurden 34 Expert*innen identifiziert und über den 
LinkedIn-Messenger kontaktiert. 

Die zweite Herausforderung knüpft an die Schwierigkeiten bei der Expert*innenrecherche an. 
Die aktuelle Bundesregierung befindet sich seit Beginn der Legislaturperiode im Krisenmodus. 
Für die Befassung mit möglichen zukünftigen Auswirkungen einer angenommenen Anzahl von 
Klimaklagen im Zeitraum 2026 bis 2040, noch dazu im Rahmen einer Masterarbeit, sind aus 
diversen Gründen keine Kapazitäten bei den Mitarbeiter*innen der Bundesministerien und 
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Bundestagsbüros übrig. Auf die verschickten Delphi-Einladungen gab es einige Absagen. Der grö-
ßere Teil der Expert*innen hat jedoch nicht geantwortet. Von den Expert*innen, die ihre Teil-
nahme zugesagt haben, hat ein Anteil von etwa 25 Prozent letztlich doch nicht an der Befragung 
teilgenommen. 

Die dritte Schwierigkeit bei der Durchführung der Delphi-Befragung ist technischer Natur. Teil-
weise wurden die Mails, die mit der Absenderadresse noreply@mg.edelphi.org über das eDelphi-
Tool verschickt wurden, automatisch in den Spam-Ordner verschoben oder vollständig blo-
ckiert, was dazu führte, dass ein Teil der Expert*innen erst nach persönlicher Nachfrage an der 
Befragung teilnahm. 
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Abbildung 7: Futures Wheel CM-Gruppe - Klimaklagen gegen Unternehmen 
mit extrem hohen THG-Emissionen 
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Abbildung 8: Futures Wheel KSG-Gruppe - Klimaklagen gegen staatliche Akteure  
im Kontext des Klimaschutzgesetzes und den Pariser Klimaschutzzielen 
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Abbildung 9: Futures Wheel LkS-Gruppe - Klimaklagen gegen Unternehmen im Kontext von 
 Lieferkettensorgfaltspflichten 
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Abbildung 10: Kausalketten CM-Gruppe - Klimaklagen gegen Unternehmen  
mit extrem hohen THG-Emissionen 
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Abbildung 11: Kausalketten KSG-Gruppe - Klimaklagen gegen staatliche Akteure im Kontext des KSG 
und den Pariser Klimaschutzzielen 
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Abbildung 12: Kausalketten LkS-Gruppe - Klimaklagen gegen Unternehmen im Kontext  
von Lieferkettensorgfaltspflichten 
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4. Ergebnisse des Futures Wheel-Workshops 
In diesem Kapitel erfolgt eine Darstellung der Ergebnisse des Futures-Wheels-Workshops, der 
im Februar 2023 unter Beteiligung von 15 Expert*innen stattfand. Zunächst werden in Kapitel 
4.1 die Zukunftsräder als Ergebnisse des Workshops vorgestellt. Danach wird in Kapitel 4.2 die 
Weiterverarbeitung der Zukunftsräder beschrieben und abschließend in Kapitel 4.3 die Auswahl 
der Entwicklungspfade für die Delphi-Befragung begründet. 

 

4.1 Zukunftsräder zu den Auswirkungen von Klimaklagen 
Die Futures Wheels wurden im Rahmen des Workshops auf Flipchartpapier mit unterschiedli-
chen Moderationskarten erstellt. Zur besseren Verarbeitung für die Arbeit wurden die Ergeb-
nisse digitalisiert. Die Abbildungen 7-12 sind Digitalisierungen der Zukunftsräder der drei Grup-
pen (CM-Gruppe, KSG-Gruppe und LkS-Gruppe, Kap 3.2.2). An den Erscheinungsbildern der 
angefertigten Zukunftsräder ist zu erkennen, dass die drei Gruppen die Idee eines Rades unter-
schiedlich umgesetzt haben. 

Die CM-Gruppe identifizierte 13 unmittelbare und 17 mittelbare Folgen zunehmender Klimakla-
gen gegen Unternehmen mit extrem hohen Emissionen. Zu diesen antizipierte sie 16 Reaktionen 
zukünftiger Bundesregierungen auf die jeweils identifizierten Entwicklungen (Abb. 7). Die KSG-
Gruppe identifizierte 13 unmittelbare und 19 mittelbare Folgen zunehmender Klimaklagen gegen 
staatliche Akteure. Zu diesen antizipierte sie 15 Reaktionen zukünftiger Bundesregierungen auf 
die jeweils identifizierten Entwicklungen (Abb. 8). Die LkS-Gruppe identifizierte acht unmittel-
bare und 15 mittelbare Folgen zunehmender Klimaklagen gegen Unternehmen im Kontext von 
Lieferkettensorgfaltspflichten. Zu diesen antizipierte sie zwölf Reaktionen zukünftiger Bundesre-
gierungen auf die jeweils identifizierten Entwicklungen (Abb. 9). 

Im Laufe des Workshops haben die Expert*innen alternative Zukunftsentwicklungen in Form 
von verschiedenen Kausalitätsketten identifiziert und damit eine systemische Veranschaulichung 
der verschiedenen Auswirkungen entwickelt. Die Ergebnisse des Futures-Wheel-Workshops 
umfassen somit mögliche zukünftige Auswirkungen einer zunehmenden Anzahl von Klimaklagen. 
Die Ergebnisse des Workshops decken sich mit Erkenntnissen, die u.a. von Benckendorff (2007) 
in seiner Studie zur Anwendung der Futures-Wheel-Methode in der Tourismusbranche (:32), 
von Barbosa (2022) in seiner Studie zur Zukunft der Arbeit nach Covid-19, in der er die Futures-
Wheel-Methode als einen von mehreren Forschungsschritten in das fünfstufige Design inte-
grierte (:3), aber auch von Toivonen (2021) in seiner Metastudie zur Anwendung der Futures-
Wheel-Methode in der Immobilienbranche ermittelt worden sind (:158).  
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4.2 Weiterverarbeitung der Kausalitätsketten 
Für die Weiterverarbeitung der Ergebnisse des Workshops wurde von den digitalisierten Fu-
tures Wheels jeweils eine Kopie erstellt und in dieser die Herausarbeitung möglicher Entwick-
lungspfade vorgenommen. Um konsistente Entwicklungspfade kenntlich zu machen, wurden da-
bei zwei farbliche Markierungen und Pfeile eingesetzt. Die Nuancierung kennzeichnet jene Aus-
sagen, die konsistenter Teil einer (oder mehrerer) Kausalketten sind. Die gestrichelte Markie-
rung im Farbton der Pfeile, die ausschließlich bei den Feldern der dritten Runde (rechteckig) 
angewendet wurde, zeigt jene antizipierten Reaktionen zukünftiger Bundesregierungen, die Kau-
salketten abschließen. Die Pfeile markieren identifizierte Entwicklungspfade, die für die weitere 
Verarbeitung ausgewählt wurden. Sie berühren dabei jene Felder, die dem Entwicklungspfad zu-
geordnet werden. Zur Dokumentation der Zwischenergebnisse wurden die Kausalketten mit 
einem Buchstaben-Zahlen-Code benannt. Die Buchstaben entsprechen dem Kürzel der Gruppe 
und die Zahlen werden im Uhrzeigersinn pro Wheel vergeben (Schüll & Gerhold 2015:97). 

Ein Beispiel ist CM8 (Abb. 10): 

Zunehmende Klimaklagen gegen Carbon Majors in Deutschland führen zu einer höheren juris-
tischen Expertise, was dazu führt, dass abermals ein Anstieg an kreativen und strategischen 
Klagen zu verzeichnen ist. Die Bundes- und Landesregierungen werden durch diese Entwick-
lung veranlasst die Kapazitäten der Gerichte zu erhöhen. 

Aus diesen Entwicklungspfaden wurden die Items für die Delphi-Befragung entwickelt. Dazu wur-
den im ersten Schritt die, in den drei Zukunftsrädern mit Pfeilen markierten, vollständigen Kau-
salketten (Abb. 10-12) zusammengetragen. Im zweiten Schritt wurden die insgesamt 28 identifi-
zierten Entwicklungspfade eng entlang der Formulierungen der Expert*innen auf den Moderati-
onskarten ausformuliert. Dabei wurden keine Veränderungen der Begrifflichkeiten vorgenom-
men. Im nächsten Schritt wurden sie auf Konsistenz und Kohärenz geprüft (Grunwald 2015:43-
44) und ihre Eignung für die Expert*innenbefragung im Sinne der Forschungsfrage dieser Arbeit 
untersucht (Peperhove & Bernasconi 2015:123). Bei einigen wenigen Entwicklungspfaden wurden 
inhaltliche Ergänzungen vorgenommen, bzw. die ausformulierten Entwicklungen auf zwei Pfade 
aufgeteilt um eine bewertbare Trennschärfe herzustellen. Im vierten Schritt wurden 21 Entwick-
lungspfade in das Itemdesign der Delphi-Studie (Kap. 3.3.2) übertragen. Die übrigen sieben waren 
nicht eindeutig genug um weiter bearbeitet zu werden. Von den 21 ausformulierten Entwick-
lungspfaden wurden wiederum sieben aussortiert, weil sie entweder keiner ausreichend eindeu-
tigen Kausalkette folgten oder die antizipierten Reaktionen der Bundesregierungen außerhalb 
des Kompetenzbereichs der Bundesregierung lagen. Zwei Entwicklungspfade aus dem Futures 
Wheel der CM-Gruppe wurden von der spezifischen Anspruchsgrundlage gelöst und als allge-
meine Entwicklungspfade, ausgehend von einem angenommenen Anstieg der Anzahl von Klima-
klagen, in der Gesamtbetrachtung in die Operationalisierung der Delphi-Befragung aufgenommen 
(CM8 und CM9). 



CLIMATE LAWSUITS AHEAD! 

     Schriftenreihe 02/24  40 

4.3 Auswahl der Entwicklungspfade für die Delphi-Befragung 
Für den Pretest der Delphi-Befragung wurden 14 Entwicklungspfade ausgewählt (CM:2,6,7,8,9 | 
KSG:1,5,6,7,8,9 | LkS:5,6,9), darunter drei Fragenpaare, die als analoge Entwicklungspfade zusätz-
lich Rückmeldung über dezidierte alternative Entwicklungen geben sollen (CM 6 und 7 | KSG 7 
und 8 | LkS 5 und 6). Die ausgewählten Entwicklungspfade lassen sich in drei Kategorien einteilen, 
die ausgehend vom Inhalt der antizipierten Maßnahmen zukünftiger Bundesregierungen, geclus-
tert wurden. 

Die erste Kategorie umfasst Entwicklungspfade mit Maßnahmen, die sich auf finanzielle Ressour-
cen beziehen. Dazu zählen der Entwicklungspfad aus der CM-Gruppe, der eine Steigerung der 
Ressourcen für die Gerichte identifiziert (CM8) sowie aus der KSG-Gruppe, die drei alternativen 
Entwicklungen mit denen der Staat möglichen zukünftigen Kompensationsverpflichtungen nach-
kommen könnte, aufzeigt. Dies sind Steuererhöhungen (KSG7), der Abbau klimaschädlicher Sub-
ventionen (KSG8) und die Aufnahme neuer Schulden (KSG9). 

Die zweite Kategorie beinhaltet Entwicklungspfade, die Gesetzesänderungen als Maßnahmen zu-
künftiger Bundesregierungen als Reaktionen auf die Folgewirkungen zunehmender Klimaklagen 
antizipieren. Dazu gehören, aus dem Futures Wheel der CM-Gruppe, die Entwicklungspfade zur 
Abschwächung des Verbandsklagerechts (CM2), zu Gesetzesänderungen zum Schutz von Unter-
nehmen (CM2&6), zu Gesetzesänderungen gegen SLAPP-Klagen15 (CM7) und die Änderung des 
Deutschen Richtergesetzes (CM9). Aus dem Zukunftsrad der KSG-Gruppe sind dies die Entwick-
lungspfade zur antizipierten Strafrechtsverschärfung für Klimaaktivisten (KSG5) sowie zur Be-
schränkung von Klagemöglichkeiten gegen den Staat (KSG6). 

Die dritte Kategorie umfasst Entwicklungspfade, die Maßnahmen zur Anpassung beinhalten. Aus 
der KSG-Gruppe ist dies der Entwicklungspfad zur Ausbildungsinitiative und Schaffung neuer 
Lehrgänge (KSG1). Aus der LkS-Gruppe wurden die Entwicklungspfade zur Einführung von Kli-
mageld (LkS5), zur Etablierung von Klima- und Entwicklungspartnerschaften (LkS6) sowie zur 
Etablierung von Transformationsförderprogrammen für Unternehmen (LkS9) ausgewählt. 

Nach dem Pretest wurde entschieden die Anzahl der Entwicklungspfade für die Delphi-Befragung 
auf zehn zu reduzieren, damit die Bearbeitungszeit der Befragung 15-20 Minuten nicht über-
schreitet. Die Auswahl der vier Items erfolgte unter dem Gesichtspunkt der vermuteten Aussa-
gekraft der Befragungsergebnisse. Der Pfad zur Etablierung von Transformationsförderprogram-
men (LkS9) wurde in diesem Zusammenhang aus dem Fragebogen herausgenommen, weil spe-
zifische Transformationsprogramme zur Förderung klimaschonender Produktionsprozesse zum 

 
15  Der Zweck von SLAPP-Klagen (Pring und Canan 1988) ist nicht, Gerechtigkeit zu erreichen, sondern 

die Beklagten einzuschüchtern, sie zum Schweigen zu bringen sowie ihre finanziellen und materiellen 
Ressourcen zu erschöpfen. Die Abkürzung steht für: strategic lawsuit against public participation. 
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Teil schon heute bestehen16. Angesichts dieser aktuellen politischen Förderprogramme wurde 
angenommen, dass die Aussagekraft der Ergebnisse der Delphi-Befragung zu diesem Entwick-
lungspfad weniger aussagekräftig in Bezug auf die Zukunftsorientierung der Studie sein könnte. 
Außerdem wurden die Entwicklungspfade zur Abschwächung des Verbandsklagerechts (CM2) 
sowie zur Beschränkung von Klagemöglichkeiten gegen den Staat (KSG6) herausgenommen, da 
eine solche Reaktion der Bundesregierung auf eine zunehmende Anzahl von Klimaklagen gegen 
staatliche Akteure im deutschen Rechtsstaatssystem sehr unwahrscheinlich erscheint und damit 
auch hier die Aussagekraft der Ergebnisse in Frage gestellt wurde. Der vierte herausgenommene 
Entwicklungspfad war die Annahme, dass die Bundesregierung neue Schulden (KSG9) aufnimmt, 
um erhöhte Verpflichtungen für Ausgleichs- und Entschädigungszahlungen zu tragen. Dieser Ent-
wicklungspfad wurde aus der Operationalisierung entfernt, da er der am wenigsten interessan-
teste der drei Annahmen zu dieser Herausforderung war. In der Befragung verblieben in diesem 
Zusammenhang die Annahmen, dass die Bundesregierung klimaschädliche Subventionen abbaut, 
um erhöhten Zahlungsaufforderungen nachkommen zu können, sowie dass die Bundesregierung 
die Steuern anhebt, um diesen Verpflichtungen nachzukommen. 

Für die Delphi-Befragung wurden demzufolge jeweils vier Entwicklungspfade aus der CM-Gruppe 
(CM2&6, CM7, CM8, CM9) und der KSG-Gruppe (KSG1, KSG5, KSG7, KSG8) sowie zwei Ent-
wicklungspfade aus der LkS-Gruppe (LkS5 und LkS6) ausgewählt.  

  

 
16  Bspw. Bundesförderung für Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft des BMWK oder auch 

das Programm „Electrochemical Materials and Processes for Green Hydrogen and Green Chemistry“ 
(ECCM) des BMWK und BMBF. https://www.wettbewerb-energieeffizienz.de/WENEFF/Naviga-
tion/DE/Foerderwettbewerb/FAQ/faq.html  (Zuletzt aufgerufen am 3.6.2023) und 
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2022/10/20221004-bmbf-und-bmwk-star-
ten-gemeinsamen-foerderaufruf-zu-gruenem-wasserstoff-und-gruener-chemie.html (Zuletzt aufgeru-
fen am 3.6.2023). 

https://www.wettbewerb-energieeffizienz.de/WENEFF/Navigation/DE/Foerderwettbewerb/FAQ/faq.html
https://www.wettbewerb-energieeffizienz.de/WENEFF/Navigation/DE/Foerderwettbewerb/FAQ/faq.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2022/10/20221004-bmbf-und-bmwk-starten-gemeinsamen-foerderaufruf-zu-gruenem-wasserstoff-und-gruener-chemie.html
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2022/10/20221004-bmbf-und-bmwk-starten-gemeinsamen-foerderaufruf-zu-gruenem-wasserstoff-und-gruener-chemie.html
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5. Ergebnisse der Delphi-Studie 
In diesem Kapitel werden die Ergebnisse der Delphi-Befragung dargestellt und ausgewertet. In 
Kapitel 5.1 wird dazu ein Überblick über die erhobenen Daten gegeben. Danach folgt in Kapitel 
5.2 die quantitative Auswertung der Delphi-Daten. In Kapitel 5.3 werden jene Entwicklungspfade 
detailliert ausgewertet, die von dem Delphi-Panel die höchsten Relevanzbewertungen erhalten 
haben17. Abschließend erfolgt in Kapitel 5.4 die Zusammenfassung der Ergebnisse. Die Auswer-
tung der erhobenen Daten zur Selbsteinschätzung erfolgt aufgrund ihrer Bedeutung für die Re-
flexion der Ergebnisse erst in Kapitel 6.1.1. 

 

5.1 Erhobene Daten 
Im Rahmen der Befragung wurden ausschließlich quantitative Daten erhoben. Der Fragebogen 
gliederte sich in drei Abschnitte (Kap. 3.3.2). Der erste Abschnitt diente der Einführung in das 
Thema und die Methode sowie dem Datenschutz. Der zweite Abschnitt enthielt die Items zur 
Bewertung der Entwicklungspfade. Die Angaben wurden in einem Streudiagramm erfasst, auf 
dessen x-Achse die Wahrscheinlichkeit der vorgestellten Maßnahme als Reaktion zukünftiger 
Bundesregierungen bewertet werden sollte und auf dessen y-Achse die Relevanz dahingehend 
bewertet werden sollte, ob sich die aktuelle Bundesregierung bereits in der laufenden Legisla-
turperiode programmatisch mit der Maßnahme auseinandersetzen sollte. Die Expert*innen 
konnten ihre Bewertungen kontinuierlich entlang der Achsenabschnitte abgeben. Die Abfrage 
erfolgte mittels der Live2D-Fragemaske, bei der den Teilnehmer*innen unmittelbar nach der Ein-
gabe ihrer eigenen Einschätzung die Bewertungen der weiteren Expert*innen grafisch im Streu-
diagramm sowie durch statistische Maße neben dem Diagramm angezeigt wurden. Im dritten 
Abschnitt wurden die Expert*innen um eine Selbsteinschätzung ihres Fachwissens und ihres Zu-
kunftsdenkens in Bezug auf die Befragung sowie zur Häufigkeit ihrer Beschäftigung mit Klimakla-
gen gebeten. 

Von den 52 Expert*innen, die an der Befragung teilgenommen haben (Kap. 3.3.3), haben zwei 
Expert*innen die Befragung nicht abgeschlossen. Sie haben den Fragebogen nach der Bewertung 
des dritten Entwicklungspfades verlassen. Alle Teilnehmer*innen hatten die Möglichkeit, Fragen 
zu überspringen, wenn sie der Meinung waren, dass sie zu der jeweiligen Frage keine Einschät-
zung abgeben konnten. Von dieser Möglichkeit hat eine Person bei der Bewertung des zweiten 
Entwicklungspfades Gebrauch gemacht, zwei andere bei der Bewertung des vierten Entwick-
lungspfades sowie bei der Selbsteinschätzung zur Frage des Zukunftsdenkens. 

  

 
17  Die übrigen Entwicklungspfade wurden in gleicher Weise analysiert und in die Zusammenfassung der 

Ergebnisse in Kapitel 5.4 einbezogen. 
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5.2 Quantitative Analyse 
Das Forschungsdesign wurde mit dem Ziel aufgesetzt, die Entwicklungspfade aus dem Futures 
Wheel-Workshop im Rahmen der Delphi-Befragung nach Wahrscheinlichkeit und Relevanz be-
werten zu lassen. Das Resultat ist eine nach Relevanz gewichtete Liste (Tab. 4), anhand derer es 
möglich ist, Aussagen darüber zu treffen, welche Handlungsoptionen sich für die aktuelle Bun-
desregierung unter Berücksichtigung der antizipierten Folgewirkungen möglicher zukünftiger Kli-
maklagen ergeben könnten. Dieses Kapitel widmet sich der quantitativen Analyse der Ergebnisse 
der Delphi-Befragung. Die Auswertung der erhobenen Daten erfolgt durch die Analyse mit 
Streu- und Kastendiagrammen für die einzelnen Entwicklungspfade. Das Streudiagramm dient 
der visuellen Analyse der Verteilung der Expert*innenbewertungen. Dies erscheint angemessen, 
weil die Erfassung der Bewertungen kontinuierlich erfolgte. 

Als Maß für die Einordnung der Wahrscheinlichkeits- und Relevanzbewertung wird der Median 
herangezogen (Tab. 2). Aussagen über den Grad des Konsenses des Expert*innenpanels werden 
entlang des Interquartilabstandes (IQA) getroffen (Tab. 3). Mit dem IQA wird der Abstand zwi-
schen dem dritten und dem ersten Quartil abgebildet und umfasst somit die mittleren 50 Prozent 
der abgegebenen Bewertungen. Je geringer der IQA desto größer ist der Konsens. Die Werte 
für den Bemessungsmaßstab des Konsenses wurden im Abgleich zwischen den IQA und der 
Verteilung der Bewertungen in den Streudiagrammen festgelegt. Beispielhaft wird dies im Ver-
gleich der Abbildungen 15 und 16 gegenüber der Abbildungen 18 und 19. 

 

Tabelle 2: Bemessungsmaßstab - Median 

Bemessungsmaßstab - Median 

Wahrscheinlichkeit 

1,00 – 1,99 sehr unwahrscheinlich 

2,00 – 2,99 unwahrscheinlich 

3,00 – 3,99 wahrscheinlich 

4,00 – 5,00 sehr wahrscheinlich 

Relevanz 

1,00 – 1,99 überhaupt nicht relevant 

2,00 – 2,99 nicht relevant 

3,00 – 3,99 relevant 

4,00 – 5,00 sehr relevant 
 

Tabelle 3: Bemessungsmaßstab - IQA 

Bemessungsmaßstab -  
Interquartilsabstand 

bis 1,2  Konsens 

1,3 – 1,5 tendenzieller Konsens 

ab 1,6 kein Konsens 
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Tabelle 4: Nach Relevanz gewichtete Liste der Entwicklungspfade 

Gewichtung 

nach Relevanz 

Titel des Entwicklungspfades Median 

Relevanz 
Wahrscheinlichkeit 

IQA 

Relevanz  
Wahrscheinlichkeit 

1. Ausbildungsinitiative und Schaffung 
neuer Lehrgänge 

4,01 

3,84 

0,46 

1,19 

2. Abbau klimaschädlicher Subventionen, 
um Kompensationsverpflichtungen zu 
erfüllen 

3,86 

2,99 

1,61 

1,66 

3. Klima- und Entwicklungspartnerschaften 3,71 

3,89 

1,15 

1,04 

4. Einführung von Klimageld 3,50 

2,99 

1,62 

1,83 

5. Änderung des Deutschen Richtergeset-
zes 

3,00 

2,01 

1,96 

1,31 

6. Gesetzesänderungen gegen SLAPP-Kla-
gen 

3,00 

2,41 

1,47 

1,45 

7. Steuererhöhungen, um Kompensations-
verpflichtungen zu erfüllen 

2,51 

1,99 

1,40 

0,82 

8. Steigerung der Ressourcen für die Ge-
richte 

2,40 

1,99 

1,04 

0,84 

9. Gesetzesänderungen zum Schutz von 
Unternehmen 

2,37 

3,00 

1,08 

1,48 

10. Strafrechtsverschärfung hin zur Krimina-
lisierung der Klimabewegung 

2,01 

2,99 

1,44 

1,89 

 

In den folgenden Unterkapiteln werden zunächst die Interquartilsabstände analysiert, und daraus 

die Stärke des Konsenses der Expert*innen abgeleitet (Kap. 5.2.1). Danach erfolgt die statistische 
Auswertung aller Entwicklungspfade anhand der Medianwerte für die Relevanz und die Wahr-
scheinlichkeit (Kap. 5.2.2). Zum Abschluss dieses Kapitels werden die Ergebnisse der Fragen-
paare ausgewertet (Kap. 5.2.3). 
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5.2.1 Analyse der Interquartilsabstände zur Bemessung des Konsenses 

Die Analyse der Interquartilsabstände ergibt, dass die Expert*innen die Bewertungen der Rele-
vanz im Durchschnitt mit einem IQA von 1,32 und die Bewertungen der Wahrscheinlichkeit im 
Durchschnitt mit einem IQA von 1,35 beantwortet haben. Daraus lässt sich ableiten, dass sie für 
beide Dimensionen im Durchschnitt aller Entwicklungspfade tendenziell im Konsens geantwortet 
haben (Tab. 3). 

Der Tabelle 4 kann entnommen werden, dass die Expert*innen zu den Entwicklungspfaden Aus-
bildungsinitiative und Schaffung neuer Lehrgänge (IQA-Relevanz: 0,46| IQA-Wahrscheinlichkeit: 
1,19), Klima- und Entwicklungspartnerschaften (IQA-Relevanz: 1,15| IQA-Wahrscheinlichkeit: 1,04) 
sowie Steigerung der Ressourcen für die Gerichte (IQA-Relevanz: 1,04| IQA-Wahrscheinlichkeit: 
0,84) einen deutlichen Konsens gefunden haben. Bei der Bewertung des Entwicklungspfades Steu-
ererhöhungen, um Kompensationsverpflichtungen zu erfüllen hat das Panel hinsichtlich der Einschät-
zung, dass diese Entwicklung nicht wahrscheinlich ist, im Konsens geantwortet. Hinsichtlich der 
Relevanzbewertung haben sie aber keinen Konsens gefunden (IQA-Relevanz: 1,40| IQA-Wahr-
scheinlichkeit: 0,82). 

Uneinigkeit in der Bewertung beider Dimensionen herrschte bei den Expert*innen bei den Ent-
wicklungspfaden Einführung von Klimageld (IQA-Relevanz: 1,62| IQA-Wahrscheinlichkeit: 1,83) 
und Abbau klimaschädlicher Subventionen, um Kompensationsverpflichtungen zu erfüllen (IQA-Rele-
vanz: 1,61| IQA-Wahrscheinlichkeit: 1,66) vor. Bei den Entwicklungspfaden Änderung des Deut-
schen Richtergesetzes (IQA-Relevanz: 1,96| IQA-Wahrscheinlichkeit: 1,31) und Strafrechtsverschär-
fung hin zur Kriminalisierung der Klimabewegung (IQA-Relevanz: 1,44| IQA-Wahrscheinlichkeit: 
1,89) antwortete das Expert*innenpanel für jeweils eine Dimension mit der höchsten Uneinigkeit 
hinsichtlich aller Entwicklungspfade. 

5.2.2 Analyse des Medians für die Gewichtung der Relevanz 

Von den zehn Entwicklungspfaden haben die Expert*innen sechs Entwicklungspfade mit einem 
Median von 3,00 oder mehr für die Relevanz bewertet (Tab. 4). Mit dieser Bewertung geht die 
Aussage einher, dass sich bereits die aktuelle Bundesregierung in der laufenden Legislaturperiode 
programmatisch mit den antizipierten Maßnahmen befassen sollte. Diese Maßnahmen sind: Eine 
Ausbildungsinitiative und Schaffung neuer Lehrgänge für die Herausforderungen der Klimaanpassung 
(Median-Relevanz: 4,01), der Abbau klimaschädlicher Subventionen, um Kompensationsverpflichtun-
gen zu erfüllen (Median-Relevanz: 3,86), die Initiierung von Klima- und Entwicklungspartnerschaften 
(Median-Relevanz: 3,71), die Einführung von Klimageld (Median-Relevanz: 3,50), die Änderung des 
Deutschen Richtergesetzes (Median-Relevanz: 3,00) sowie Gesetzesänderungen gegen SLAPP-Klagen 
(Median-Relevanz: 3,00). 

Die übrigen vier Entwicklungspfade wurden von den Expert*innen als nicht relevant eingeschätzt 
(Tab. 4). Keiner der Entwicklungspfade hat dabei einen Medianwert, der sich im Bereich der 
Bewertung überhaupt nicht relevant (1,00 - 1,99) befindet. Demnach sehen die Expert*innen für 
die laufende Legislaturperiode keinen Handlungsbedarf für Steuererhöhungen, um 



CLIMATE LAWSUITS AHEAD! 

     Schriftenreihe 02/24  46 

Kompensationsverpflichtungen zu erfüllen (Median-Relevanz: 2,51), für eine Steigerung der Ressour-
cen für die Gerichte (Median-Relevanz: 2,40), für Gesetzesänderungen zum Schutz von Unternehmen 
(Median-Relevanz: 2,37) und auch nicht für eine Strafrechtsverschärfung hin zur Kriminalisierung der 
Klimabewegung (Median-Relevanz: 2,01). 

Insgesamt wurden nur drei der zehn Entwicklungspfade als wahrscheinlich eingestuft, davon zwei 
mit einer hohen Wahrscheinlichkeit (Tab. 4). Diesen beiden Entwicklungspfaden hat auch das 
Expert*innenpanel eine hohe Relevanz beigemessen. Dies ist zum einen der Entwicklungspfad 
zur Initiierung von Klima- und Entwicklungspartnerschaften mit einem Median für die Wahrschein-
lichkeit von 3,89 (IQA: 1,04) und zum anderen der Entwicklungspfad zur Ausbildungsinitiative und 
Schaffung neuer Lehrgänge mit einem Median für die Wahrscheinlichkeit von 3,84 (IQA: 1,19). Bei 
beiden Bewertungen haben die Expert*innen im Konsens geantwortet. Der Entwicklungspfad 
Gesetzesänderungen zum Schutz von Unternehmen fällt mit einem Median für die Wahrscheinlich-
keit von 3,00 (IQA: 1,48) an die untere Grenze der Bewertung. Dies ist insbesondere unter dem 
Aspekt interessant, dass sich die Expert*innen in dieser Aussage im Gegensatz zu den beiden 
vorher beschriebenen Bewertungen nicht einig waren. Die Maximalwerte für die Wahrschein-
lichkeit dieses Entwicklungspfades reichen von 1,02 – 5,00. Der Abstand zwischen dem Median 
und dem dritten Quartil ist deutlich enger (0,44) als der Abstand zwischen dem Median und dem 
ersten Quartil (1,04). Daraus lässt sich ableiten, dass jene Expert*innen, die den Entwicklungs-
pfad für wahrscheinlich halten, sich deutlich einiger darüber sind, als jene, die den Pfad als un-
wahrscheinlich bewertet haben (Abb. 13).  

 

Abbildung 13: Kastendiagramm – Gesetzesänderungen zum Schutz von Unternehmen 

Die weiteren sieben Entwicklungspfade bewertete das Expert*innenpanel zwischen den Skalen-
werten 1,99 und 2,99 und damit als nicht wahrscheinlich bzw. knapp überhaupt nicht wahrscheinlich 
(Tab. 2). Zwei dieser Entwicklungspfade wurden von den Expert*innen, trotz der geringen 
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Wahrscheinlichkeitsbewertung eine hohe Relevanz beigemessen. Dies sind der Abbau klimaschäd-
licher Subventionen, um Kompensationsverpflichtungen erfüllen zu können (Median-Wahrscheinlich-
keit: 2,99 | Median-Relevanz: 3,86) und die Einführung von Klimageld (Median-Wahrscheinlichkeit: 
2,99 | Median-Relevanz: 3,50). 

5.2.3 Analyse der Fragenpaare 

Der Delphi-Fragebogen enthielt sechs Entwicklungspfade, die in drei Paaren miteinander vergli-
chen werden konnten, da sie hinsichtlich der Zukunftsannahme entweder identisch oder analog 
formuliert waren. Neben der Möglichkeit mit diesen Fragenpaaren alternative Entwicklungen 
direkt zu vergleichen, kann die Analyse auch Auskunft darüber geben, ob die Formulierung der 
Items verstanden wurde. Dies lässt sich daraus ableiten, dass die Paare jeweils eine Differenz des 
Medians für die Wahrscheinlichkeit in der Größenordnung von 0,59 bis 1,00 aufweisen. Für zwei 
der Paare resultiert daraus, dass ein Entwicklungspfad als wahrscheinlich und der andere als 
unwahrscheinlich beurteilt wurde. Insofern lässt sich feststellen, dass das Itemdesign funktioniert 
hat und die Expert*innen tatsächlich die Wahrscheinlichkeit der Reaktion zukünftiger Bundesre-
gierungen bewertet haben und nicht die Zukunftsannahme nach der Wahrscheinlichkeit, dass sie 
eintritt. 

Die Entwicklungspfade zur Einführung von Klimageld (Median-Relevanz: 3,50) und zur Initiierung 
von Klima- und Entwicklungspartnerschaften (Median-Relevanz: 3,71) haben analoge Zukunftsan-
nahmen, von der ausgehend alternative Maßnahmen als Reaktion zukünftiger Bundesregierungen 
im Futures-Wheel-Workshop antizipiert wurden. Die Annahmen gehen davon aus, dass sich 
Unternehmen, mit Produktionsstandorten in Schwellen- und Entwicklungsländern, ausgehend 
von einem steigenden Prozessrisiko im Kontext von Lieferkettensorgfaltspflichten, aus Ländern 
zurückziehen, in denen die Einhaltung der Sorgfaltspflichten unsicher ist. Eine solche Entwicklung 
würde entlang der Zukunftsannahmen in der Folge entweder zu Lieferengpässen und Preisstei-
gerungen auf dem deutschen Markt führen oder zu erhöhtem wirtschaftlichen, gesellschaftlichen 
und politischen Druck in den Schwellen- und Entwicklungsländern. Zukünftige Bundesregierun-
gen könnten auf diese Entwicklungen einerseits mit der Einführung von Klimageld reagieren oder 
andererseits mit der Initiierung von Klima- und Entwicklungspartnerschaften, um dem erhöhten 
ökonomischen Druck auf die Strukturen in diesen Ländern zu begegnen. Beide Reaktionen wur-
den im Rahmen der Delphi-Studie als relevant eingeschätzt, wobei die Entwicklungspartnerschaf-
ten als relevanter (Median-Relevanz: 3,71) und deutlich wahrscheinlicher (Median-Wahrschein-
lichkeit: 3,89) beurteilt wurden, als die Einführung von Klimageld (Median-Relevanz: 3,50 | Me-
dian-Wahrscheinlichkeit: 2,99). 

Dem zweiten Fragenpaar lag eine identische Zukunftsannahme zugrunde. Ausgehend von einer 
angenommenen Zunahme von Klimaklagen gegen den Staat wird erwartet, dass es zu einem 
hohen Finanzbedarf, aufgrund zunehmender Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland zu 
Kompensationsmaßnahmen bzw. Schadensersatzzahlungen im Ausland kommt. Die zur Bewer-
tung gestellten alternativen Reaktionen zukünftiger Bundesregierungen waren einerseits Steuer-
erhöhungen und andererseits der Abbau klimaschädlicher Subventionen, um die Kosten, die sich aus 
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den Verpflichtungen ergeben unter Einhaltung der sog. Schuldenbremse18 tragen zu können. Die 
Steuererhöhungen wurden von den Expert*innen als weder relevant (Median-Relevanz: 2,51) 
noch wahrscheinlich (Median-Wahrscheinlichkeit: 1,99) bewertet. Auch der Abbau von klima-
schädlichen Subventionen als Reaktion auf die Zukunftsannahme wird von den Expert*innen als 
eher unwahrscheinlich (Median-Wahrscheinlichkeit: 2,99) bewertet. Für die Relevanz (Median-
Relevanz: 3,86) hingegen lässt sich aus den Ergebnissen des Delphi ableiten, dass sich bereits die 
aktuelle Bundesregierung mit dem Abbau klimaschädlicher Subventionen befassen sollte. 

Während sich die beiden eben vorgestellten Paare darin ähneln, dass dem als wahrscheinlicher 
eingeschätzten Entwicklungspfad auch die höhere Relevanz zugewiesen wurde, zeichnet sich das 
dritte Paar dadurch aus, dass dem Entwicklungspfad, der als weniger wahrscheinlich bewertet 
wurde, eine höhere Relevanz beigemessen worden ist. Ausgehend von der Zukunftsannahme, 
dass die Klimaklagen gegen Carbon Majors zukünftig weiter zunehmen könnten und dies häufiger 
auch zu Urteilen gegen die Unternehmen führen würde, geht die eine Zukunftsannahme davon 
aus, dass die beklagten Unternehmen mit SLAPP-Klagen gegen ihre Kläger*innen vorgehen und 
die andere Zukunftsannahme geht davon aus, dass die Unternehmen mit Standortverlagerungen 
ins Ausland reagieren würden (Carbon Leakage). Als Reaktionen zukünftiger Bundesregierungen 
auf diese beiden Annahmen wurden einerseits Gesetze gegen SLAPP-Klagen und andererseits Ge-
setzesänderungen zum Schutz von Unternehmen antizipiert. Während der Reaktion mit Gesetzen 
gegen SLAPP-Klagen eine geringere Wahrscheinlichkeit beigemessen wurde (Median-Wahrschein-
lichkeit: 2,41) als den Gesetzesänderungen zum Schutz von Unternehmen (Median-Wahrscheinlich-
keit: 3,00), zeigt die Bewertung der Relevanz beider Reaktionen, dass sich die aktuelle Bundes-
regierung programmatisch eher mit Gesetzen gegen SLAPP-Klagen (Median-Relevanz: 3,00) als mit 
Gesetzesänderungen zum Schutz von Unternehmen (Median-Relevanz: 2,37) befassen sollte. 

 

5.3 Detaillierte Analyse der relevantesten Maßnahmen 
In den folgenden Unterkapiteln werden die Auswertungen der vier Entwicklungspfade vorge-
stellt, die von dem Delphi-Panel als am relevantesten bewertet wurden. Dies erfolgt einschließ-

lich der Darstellung der Items aus der Delphi-Befragung mit den jeweiligen Zukunftsannahmen 
und Fragestellungen. Die Entwicklungspfade Änderung des deutschen Richtergesetzes und Gesetzes-
änderungen gegen SLAPP-Klagen wurden aufgrund der geringen Relevanz von 3,00 im Median, so-

wie der Tatsache, dass diese Entwicklungen als unwahrscheinlich eingeschätzt wurden (Tab. 4) 
nicht in die detaillierte Auswertung aufgenommen. 

 
18  Verfassungsrechtlich verankerte Regelung zur Begrenzung der Neuverschuldung. https://www.bun-

desfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Schulden-
bremse/kompendium-zur-schuldenbremse-des-bundes.pdf?__blob=publicationFile&v=11 (Zuletzt 
aufgerufen am 3.6.2023). 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Schuldenbremse/kompendium-zur-schuldenbremse-des-bundes.pdf?__blob=publicationFile&v=11
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Schuldenbremse/kompendium-zur-schuldenbremse-des-bundes.pdf?__blob=publicationFile&v=11
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Schuldenbremse/kompendium-zur-schuldenbremse-des-bundes.pdf?__blob=publicationFile&v=11
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5.3.1 Ausbildungsinitiative und Schaffung neuer Lehrgänge 

Der Entwicklungspfad Ausbildungsinitiative und Schaffung neuer Lehrgänge (Abb. 14) basiert auf ei-
ner Kausalkette, die im Futures-Wheel-Workshop von der KSG-Gruppe antizipiert wurde. Das 
Item wurde in der Delphi-Befragung von 50 Expert*innen beantwortet. Dieser Entwicklungspfad 
wurde im Vergleich zu den übrigen neun Entwicklungspfaden als der relevanteste bewertet (Tab. 
4).  

 

Abbildung 14: Item - Ausbildungsinitiative und Schaffung neuer Lehrgänge 

Ausgehend von der Beurteilung der Relevanz mit einem Median von 4,01 lässt sich ableiten, dass 
die Expert*innen der Meinung sind, dass sich die aktuelle Bundesregierung bereits in der laufen-
den Legislaturperiode programmatisch mit Maßnahmen zur Schaffung neuer Ausbildungsplätze 
sowie eines breiten Weiterbildungsangebots für Berufe zur Klimaanpassung befassen sollte. Der 
IQA von 0,46 für die Relevanz zeigt, dass die Expert*innen bei dieser Bewertung im Konsens 
geantwortet haben. Die Ausreißer, die als Punkte unterhalb der Antenne des Kastens zur Rele-
vanz dargestellt sind, unterstreichen diesen Konsens des Panels, der sich auch im Streudiagramm 
gut nachvollziehen lässt. Nur vier der 50 Expert*innen messen den genannten Maßnahmen keine 
Relevanz bei (Abb. 15). 
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Abbildung 15: Kastendiagramm - Ausbildungsinitiative und Schaffung neuer Lehrgänge 

Die Hälfte der Expert*innen bewertete die Wahrscheinlichkeit zwischen 2,99 und 4,13 und hält 
damit das Eintreten einer solchen Entwicklung in der Zukunft für wahrscheinlich bis sehr wahr-
scheinlich. Der Median von 3,84 für die Wahrscheinlichkeit unterstreicht dies (Abb. 15).  

 

Abbildung 16: Streudiagramm - Ausbildungsinitiative und Schaffung neuer Lehrgänge 

Mit Blick auf das Streudiagramm (Abb. 16) lässt sich feststellen, dass die Mehrzahl der Daten-
punkte im Bereich sehr relevant liegt, sich aber die Datenpunkte zur Wahrscheinlichkeit sowohl 
oberhalb des Skalenpunktes von 3,00 als auch darunter über die Breite von 1,12 – 4,84 verteilen. 
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Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Expert*innen darin übereinkommen, dass sich 
die aktuelle Bundesregierung programmatisch mit einer Ausbildungsinitiative im Beschäftigungs-
feld der Klimaanpassung befassen sollte. Es wird als wahrscheinlich eingeschätzt, dass eine zu-
künftige Bundesregierung auf eine Zunahme gerichtlicher Verpflichtungen zu Klimaanpassungs-
maßnahmen mit den oben genannten Maßnahmen reagieren könnte. 

5.3.2 Abbau klimaschädlicher Subventionen, um Kompensationsverpflichtungen zu 
erfüllen 

Der Entwicklungspfad Abbau klimaschädlicher Subventionen, um Kompensationsverpflichtungen zu 
erfüllen (Abb. 17) basiert auf einer Kausalkette, die im Futures-Wheel-Workshop von der KSG-
Gruppe antizipiert wurde. Das Item wurde in der Delphi-Befragung von 50 Expert*innen beant-
wortet.  

 

Abbildung 17: Item - Abbau klimaschädlicher Subventionen,  
um Kompensationsverpflichtungen zu erfüllen 

Die breite Verteilung der Bewertungen, sowohl auf der x-Achse für die Wahrscheinlichkeit als 

auch auf der y-Achse für die Relevanz, zeigt (Abb. 19), dass das Expert*innenpanel weder für die 
Wahrscheinlichkeit, noch für die Relevanz einen Konsens gefunden hat. Die Interquartilsab-
stände bestätigen mit 1,66 für die Wahrscheinlichkeit und 1,61 für die Relevanz (Abb. 18 und 

Tab. 4) die Uneinigkeit des Expert*innenpanels.  
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Abbildung 18: Kastendiagramm - Abbau klimaschädlicher Subventionen, 
 um Kompensationsverpflichtungen zu erfüllen 

Mit einem Median für die Relevanz von 3,86 bewerten die Expert*innen die Relevanz dieser 
Maßnahme als hoch (Abb. 18), so dass als Ergebnis abgeleitet werden kann, dass sich die aktuelle 
Bundesregierung bereits in der laufenden Legislaturperiode mit Maßnahmen zum Abbau klima-
schädlicher Subventionen befassen sollte, um mögliche zukünftige Kompensationsverpflichtun-
gen erfüllen zu können. 

  

Abbildung 19: Streudiagramm - Abbau klimaschädlicher Subventionen,  
um Kompensationsverpflichtungen zu erfüllen 
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Bemerkenswert ist diese Relevanzbewertung im Zusammenhang mit der Einschätzung, dass es 
als eher unwahrscheinlich angesehen wird (Median-Wahrscheinlichkeit: 2,99), dass eine zukünf-
tige Bundesregierung auf die, in der Zukunftsannahme beschriebene, Entwicklung mit dem Abbau 
klimaschädlicher Subventionen reagieren würde. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Expert*innen diesen Entwicklungspfad als eher 
unwahrscheinlich, die zeitnahe Befassung mit dem Abbau klimaschädlicher Subventionen, dem-
gegenüber aber als relevant einschätzen. 

5.3.3 Klima- und Entwicklungspartnerschaften 

Der Entwicklungspfad Klima- und Entwicklungspartnerschaften (Abb. 20) basiert auf einer Kausal-
kette, die im Futures-Wheel-Workshop von der LkS-Gruppe antizipiert wurde. Das Item wurde 
in der Delphi-Befragung von 50 Expert*innen beantwortet.  

 

Abbildung 20: Item - Klima- und Entwicklungspartnerschaften 

Die Expert*innen nehmen an, dass die Initiierung von Klima- und Entwicklungspartnerschaften als 

Folge des Rückzugs von Unternehmen aus risikobehafteten Märkten wahrscheinlich ist (Median-
Wahrscheinlichkeit: 3,89) und beurteilen diese als relevant genug (Median-Relevanz: 3,71), dass 
sich bereits die aktuelle Bundesregierung damit befassen sollte (Abb. 21). Bemerkenswert ist, 

dass das dritte Quartil für die Bewertung der Wahrscheinlichkeit mit 0,13 extrem klein ist, wo-
hingegen das zweite Quartil mit 0,91 deutlich größer ist. Diese Konzentration der Expert*innen-
bewertungen zwischen 3,89 und 4,02 verdeutlicht über den IQA von 1,04 für die Wahrschein-

lichkeit hinaus, dass die Expert*innen im Konsens geantwortet haben. Bemerkenswert an diesen 
Beurteilungen zur Wahrscheinlichkeit ist überdies, dass sie über die Breite der Skala von sehr 
unwahrscheinlich (1,77) bis sehr wahrscheinlich (4,99) verteilt sind (Abb. 21 und 22).  
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Abbildung 21: Kastendiagramm - Klima- und Entwicklungspartnerschaften 

Auch in der Bewertung der Relevanz haben die Expert*innen einen Konsens (IQA-Relevanz: 
1,15). Wenngleich dieser im Vergleich zur Wahrscheinlichkeit (IQA-Wahrscheinlichkeit: 1,04) 
etwas geringer ausfällt. Etwa drei Viertel der Expert*innen bewerten die Klima- und Entwicklungs-
partnerschaften zwischen relevant (3,01) und sehr relevant (4,99) (Abb. 21 und 22).  

 

Abbildung 22: Streudiagramm - Klima- und Entwicklungspartnerschaften 
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Daraus lässt sich die Aussage ableiten, dass sich die aktuelle Bundesregierung bereits in der lau-
fenden Legislaturperiode mit diesen spezifischen Partnerschaftsprogrammen auseinandersetzen 
sollte.  

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Initiierung von Klima- und Entwicklungspartner-
schaften, als Folgewirkung einer Zunahme von Klimaklagen im Kontext von Lieferkettensorg-
faltspflichten sowohl als wahrscheinlich als auch relevant eingeschätzt wird. 

5.3.4 Einführung von Klimageld 

Der Entwicklungspfad Einführung von Klimageld (Abb. 23) basiert auf einer Kausalkette, die im 
Futures-Wheel-Workshop von der LkS-Gruppe antizipiert wurde. Das Item wurde in der Del-
phi-Befragung von 50 Expert*innen beantwortet.  

 

Abbildung 23: Item - Einführung von Klimageld 

In der Beurteilung dieses Entwicklungspfades haben die Expert*innen weder für die Einschätzung 
der Wahrscheinlichkeit (IQA-Wahrscheinlichkeit: 1,83), noch für die Relevanz (IQA-Relevanz: 
1,62) einen Konsens gefunden (Tab. 3). Der Abbildung 24 ist zu entnehmen, dass der höchste 
für die Wahrscheinlichkeit vergebene Wert bei 4,99 (sehr wahrscheinliches Eintreten) und der 
niedrigste Wert bei 1,00 (sehr unwahrscheinliches Eintreten) liegt. Für die Relevanz liegt der 
höchste Wert bei 4,89 (sehr relevant) und der niedrigste Wert bei 1,02 (überhaupt nicht rele-
vant). Die Hälfte der Expert*innen bewertet das Eintreten der Reaktion der Bundesregierung 
zwischen unwahrscheinlich (1,99) und wahrscheinlich (3,89) (Abb. 24). Dies zusammengenom-
men und mit dem Median für die Wahrscheinlichkeit von 2,99 muss festgestellt werden, dass 
über die Einschätzung der Wahrscheinlichkeit des Eintretens keine Aussage getroffen werden 
kann. 
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Abbildung 24: Kastendiagramm - Einführung von Klimageld 

Hinsichtlich der Relevanz lässt sich demgegenüber feststellen, dass die Hälfte der Expert*innen 
den Entwicklungspfad zwischen nicht relevant (1. Quartil: 2,38) und relevant (Quartil 3: 4,00) ein-
schätzt (Abb. 24). Mit einem Median für die Relevanz von 3,50 wird dieser Entwicklungspfad vom 
Expert*innenpanel jedoch als relevant genug eingeschätzt, dass sich bereits die aktuelle Bundes-
regierung programmatisch mit dem Klimageld befassen sollte.  

 

Abbildung 25: Streudiagramm - Einführung von Klimageld 
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Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Einführung von Klimageld von den Expert*innen 
als eine relevante Maßnahme eingeschätzt wird, dass über das Eintreten dieses Entwicklungspfa-
des auf Grundlage der erhobenen Daten allerdings keine Aussage getroffen werden kann. 

 

5.4 Zusammenfassung der Ergebnisse 
Die nächsten Unterkapitel widmen sich der Zusammenfassung der Ergebnisse der durchgeführ-
ten Zukunftsstudie. Dazu werden die Ergebnisse der Delphi-Befragung unterteilt nach Maßnah-
men, die von der aktuellen Bundesregierung initiiert werden sollten (Kap. 5.4.1), Maßnahmen, 
die von der aktuellen Bundesregierung initiiert werden könnten (Kap. 5.4.2) und Maßnahmen, 
für die kein Handlungsbedarf für die aktuelle Bundesregierung festgestellt wurde (Kap. 5.4.3), 
vorgestellt. Alle genannten Maßnahmen wurden in der dritten Runde des Futures Wheel-Work-
shops von den Expert*innen als Reaktionen zukünftiger Bundesregierungen auf die zuvor identi-
fizierten Kausalketten möglicher zukünftiger Entwicklungen (Runde 1 und 2) antizipiert. Sie wur-
den in den Delphi-Items jeweils mit den Fragen nach der Wahrscheinlichkeit einer solchen Re-
aktion zukünftiger Bundesregierungen auf den angenommenen Entwicklungspfad sowie nach der 
Relevanz, dass sich bereits die aktuelle Bundesregierung programmatisch mit der jeweiligen Maß-
nahme befassen sollte, abgefragt. 

5.4.1 Maßnahmen, die von der Bundesregierung auf den Weg  
gebracht werden sollten 

Als Ergebnis der Delphi-Befragung lässt sich festhalten, dass die Expert*innen es als wahrschein-
lich einschätzen, dass eine zukünftige Bundesregierung auf die Zunahme von Verpflichtungen zu 
umfänglichen Klimaanpassungsmaßnahmen, die aus einer steigenden Anzahl von Klimaklagen ge-
gen den Staat resultieren und mit einem starken Anstieg des Bedarfs an Fachkräften für die 
Erfüllung dieser Verpflichtungen einhergehen, mit einer Ausbildungsinitiative sowie der Schaffung 
eines breiten Weiterbildungsangebotes für Berufe der Klimaanpassung reagiert (Kap. 5.3.1). Dieser 
Reaktion wird von dem Delphi-Panel eine sehr hohe Relevanz beigemessen, woraus die Aussage 
gezogen werden kann, dass sich bereits die aktuelle Bundesregierung in der laufenden Legisla-
turperiode mit den genannten Maßnahmen befassen sollte. 

Ebenfalls als wahrscheinlich und relevant wurde die Initiierung von Klima- und Entwicklungspartner-
schaften von den Expert*innen eingeschätzt (Kap. 5.3.3). Diese speziellen Partnerschaften sollen 
dazu beitragen, vor Ort die Etablierung notwendiger Standardproduktionsnormen und -prozesse 

zur Einhaltung der Anforderungen der Lieferkettensorgfalt zu unterstützen. Die Expert*innen 
gehen davon aus, dass eine zukünftige Bundesregierung mit diesen Partnerschaften auf den Rück-
zug von Unternehmen aus risikobehafteten Märkten und den daraus folgenden Produktengpäs-

sen und Preissteigerungen reagiert. Als alternative Reaktion auf diese Zukunftsannahme antizi-
pierten die Expert*innen im Futures Wheel-Workshop die Einführung von Klimageld (Kap. 5.3.4). 
Ausgehend von der Annahme, dass ein Rückzug aus risikobehafteten Märkten unter anderem zu 
Preissteigerungen auf dem deutschen Markt führen könnte, nimmt dieser Entwicklungspfad an, 
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dass eine zukünftige Bundesregierung mit der Einführung von Klimageld reagieren würde. Entgegen 
der eindeutig als wahrscheinlich bewerteten Klima- und Entwicklungspartnerschaften (Kap. 5.3.3), 
kann aus den Ergebnissen des Delphis für diesen Pfad keine Aussage zur Einschätzung der Wahr-
scheinlichkeit getroffen werden, da die Bewertungen der Expert*innen für diesen Entwicklungs-
pfad über den gesamten Wertebereich verstreut liegen. Hingegen lässt sich zur Relevanz aus den 
Ergebnissen ableiten, dass auch die Einführung von Klimageld als so relevant eingeschätzt wird, 
dass sich bereits die aktuelle Bundesregierung damit befassen sollte. 

Gleiches gilt für den Abbau klimaschädlicher Subventionen (Kap. 5.3.2), als Reaktion einer zukünf-
tigen Bundesregierung auf mögliche Kompensationsmaßnahmen bzw. Schadensersatzzahlungen, 
die die Bundesrepublik ausgehend von einer zunehmenden Anzahl an Klimaklagen gegen den 
Staat, vor einen hohen Finanzbedarf stellen könnte. Auch dieser Maßnahme wurde von den Ex-
pert*innen im Rahmen der Delphi-Befragung eine so hohe Relevanz beigemessen, dass sich be-
reits die aktuelle Bundesregierung mit dieser Maßnahme programmatisch befassen sollte. Entge-
gen den anderen relevanten Maßnahmen wurde dieser Entwicklungspfad jedoch als eher unwahr-
scheinlich bewertet (Tab. 4). 

5.4.2 Maßnahmen, die von der Bundesregierung auf den Weg  
gebracht werden könnten 

Zwei Entwicklungspfade wurden von den Expert*innen mit einem Median für die Relevanz von 
3,00 bewertet (Tab. 4). Damit werden sie gerade als relevant genug erachtet, dass sich bereits 
die aktuelle Bundesregierung mit den antizipierten Maßnahmen programmatisch befassen sollte. 
Da die Entwicklungspfade von den Expert*innen jedoch als unwahrscheinlich bewertet wurden, 
werden die antizipierten Maßnahmen als solche zusammengefasst, mit denen sich die aktuelle 
Bundesregierung bereits in der laufenden Legislaturperiode befassen könnte. Dies ist zum einen 
die Änderung des deutschen Richtergesetzes, dahingehend, dass es mehr Klimainhalte umfasst und 
zum anderen der Erlass von Gesetzen gegen SLAPP-Klagen. 

Der Entwicklungspfad, der zur Änderung des deutschen Richtergesetzes (Anhang: S. 126) führt, 
antizipiert, dass es durch eine zunehmende Anzahl an Klimaklagen zu einer höheren Attraktivität 
von Umwelt- und Klimarecht für den juristischen Nachwuchs in Deutschland kommt. Mit dieser 
erhöhten Nachfrage und Relevanz des Klimarechts folgt für die Universitäten eine inhaltliche 
Anpassung der juristische Ausbildung und der Prüfungsordnungen, worauf eine zukünftige Bun-
desregierung mit der Änderung des Deutschen Richtergesetzes reagieren könnte. 

Eine zukünftige Bundesregierung könnte, ausgehend von dem antizipierten Entwicklungspfad, mit 

dem Erlass von Gesetzen gegen SLAPP-Klagen reagieren, wenn mit einem Anstieg von Klimaklagen 
gegen Carbon Majors in Deutschland, es zu einem Anstieg von strategischen Gegenklagen der 
beklagten Unternehmen gegen die Kläger*innen käme.  
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5.4.3 Maßnahmen, zu denen kein Handlungsbedarf für die Bundesregierung festge-
stellt wurde 

Für die übrigen vier Entwicklungspfade ergibt die Analyse der Delphi-Ergebnisse, dass das Ex-
pert*innenpanel ihnen keine Relevanz beimisst, weswegen sich für die aktuelle Bundesregierung 
keine Handlungsbedarfe ergeben (Tab. 4). 

Dies gilt für Steuererhöhungen, um Kompensationsverpflichtungen zu erfüllen, für Maßnahmen zur 
Erhöhung der Ressourcen für die Gerichte sowie für Gesetzesänderungen zum Schutz von Unterneh-
men als auch Gesetzesänderungen, die zu einer Strafrechtsverschärfung mit einer Kriminalisierung 
der Klimabewegung einhergehen könnte. 

Hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit werden die vier genannten Entwicklungspfade unterschied-
lich bewertet. Während die Entwicklungspfade Steuererhöhungen und Steigerung der Ressourcen 
für die Gerichte als unwahrscheinlich eingeschätzt wurden, bewerteten die Expert*innen Geset-
zesänderungen zum Schutz von Unternehmen sowie Gesetzesänderungen, die zu einer Strafrechtsver-
schärfung führen könnten, jeweils an der Grenze von wahrscheinlich zu unwahrscheinlich (Me-
dian: 3,00 und 2,99).  
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6. Reflexion und Diskussion der Ergebnisse und des For-
schungsdesigns zur Befassung mit politischen Auswirkun-
gen von Klimaklagen 

Dieses Kapitel dient der Reflexion und Diskussion der Ergebnisse der durchgeführten Zukunfts-
studie zu vorausschauender Regierungsführung im Kontext von möglichen Folgewirkungen von 
Klimaklagen. Dazu erfolgt in Kapitel 6.1 zunächst eine kritische Reflexion der Ergebnisse. An-
schließend werden in Kapitel 6.2 die Ergebnisse der Studie, insbesondere die Maßnahmen, mit 
denen sich bereits die aktuelle Bundesregierung nach Einschätzung der Expert*innen program-
matisch befassen sollte, entlang der Anticipatory Governance diskutiert. 

 

6.1 Kritische Reflexion der Ergebnisse einer  
empirischen Zukunftsstudie 

Die durchgeführte Studie basiert auf den Ergebnissen eines zweistufigen empirischen For-
schungsdesigns, dessen Ergebnisse in Abhängigkeit von den Aussagen der teilnehmenden Ex-
pert*innen stehen. Aus diesem Grund werden die Delphi-Ergebnisse unter Berücksichtigung der 
Selbsteinschätzungen des Delphi-Panels reflektiert (Kap. 6.1.1) und anschließend die Entwick-
lungspfade selbst unter Rückbezug auf ihre Bewertungen aus der Delphi-Befragung kritisch be-
trachtet (Kap. 6.1.2). 

6.1.1 Selbsteinschätzungen der Expert*innen 

Folgend wird, vorbereitend auf die Diskussion der Forschungsergebnisse, auf die Selbsteinschät-
zung der Expert*innen eingegangen. Im letzten Teil der Delphi-Befragung wurde ermittelt, wie 
kompetent sich die Expert*innen bei der Beantwortung einschätzten, ob sie den Eindruck hatten 
sich in die Zukunft gedacht zu haben und wie oft sie sich in den letzten zwölf Monaten mit 
Klimaklagen befasst hatten. 

Dazu wird zunächst die Verteilung der Antworten auf die drei Fragen in Histogrammen darge-
stellt. Danach wird für eine detaillierte Auseinandersetzung mit den Ergebnissen auf die Daten-
reihen einzelner Teilnehmer*innengruppen eingegangen. Die Datenreihen ermöglichen keine 
Rückschlüsse auf die Personen, sie zeigen aber an, wie die einzelnen Teilnehmer*innen den ge-
samten Fragebogen beantwortet haben. Dies ermöglicht es, die Auswertung der Ergebnisse für 
die Entwicklungspfade in Relation zu den Selbsteinschätzungen der Expert*innen zu setzen und 
daraus Schlüsse für die Qualität der Studienergebnisse zu ziehen. 

Die Frage nach der Fähigkeit sich in die Zukunft zu denken, beantworteten 49 Teilnehmer*innen, 
davon gaben 71,4 Prozent an, sich in die Zukunft gedacht zu haben. Die übrigen 28,6 Prozent 
verneinten diese Frage (Abb. 26). 
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Abbildung 26: Histogramm – Selbsteinschätzung Zukunftsdenken 

Mit 70 Prozent hat der größte Teil des Panels angegeben, dass sie sich eher kompetent bei der 
Beantwortung der Fragen fühlten. Jeweils zwölf Prozent der Teilnehmer*innen gab an, dass sie 
sich entweder sehr kompetent oder eher nicht kompetent gefühlt haben. Die übrigen sechs 
Prozent gaben an, dass sie diese Einschätzung nicht vornehmen konnten (Abb. 27).  

 

Abbildung 27: Histogramm – Selbsteinschätzung Kompetenz zur Beantwortung der Fragen 

Aus den Antworten auf die Frage zur Häufigkeit der Befassung mit Klimaklagen lässt sich ablesen, 
dass sich 24 Prozent der Expert*innen in den vergangenen Monaten mehr als 10-Mal und 16 
Prozent zwischen 6- und 10-Mal mit Klimaklagen befasst haben (Abb. 28). Der größte Anteil des 
gesamten Delphi-Panels (52 Prozent) hat sich zwischen 1- und 5-Mal mit Klimaklagen befasst. 
Vier Expert*innen, was einem Anteil von acht Prozent entspricht, gaben an, sich gar nicht mit 
Klimaklagen befasst zu haben. 
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Abbildung 28: Balkendiagramm – Selbsteinschätzung Befassung mit Klimaklagen 
 in den letzten 12 Monaten 

In der kombinierten Betrachtung der drei Fragen auf Basis der Datenreihen zeigt sich, dass die 
Einschätzung der eigenen Kompetenz zur Beantwortung des Fragebogens der Zukunftsstudie 
unabhängig von der Einschätzung des eigenen Zukunftsdenkens sowie unabhängig von der eige-
nen Beschäftigung mit Klimaklagen erfolgte. Exemplarisch wurden dazu jeweils sechs Datenrei-
hen von Expert*innen verglichen, die sich selbst entweder als sehr kompetent (Abb. 29) oder als 
eher nicht kompetent (Abb. 30) eingeschätzt haben. In beiden Gruppen finden sich zwei Expert*in-
nen, die angaben, dass sie sich nicht in die Zukunft denken konnten. Interessant ist, dass diese 
vier Expert*innen das gesamte Spektrum der Befassung mit Klimaklagen von gar nicht bis mehr 
als 10-Mal abdecken.  

 

Abbildung 29: Datenreihe – Selbsteinschätzung sehr kompetent 

 

 

Abbildung 30: Datenreihe – Selbsteinschätzung eher nicht kompetent 

Der Vergleich der Antworten zur Beschäftigung mit Klimaklagen zwischen den beiden Gruppen 
ergibt, dass jene Expert*innen, die sich bereits öfter mit Klimaklagen befasst haben, sich auch 
kompetenter in der Beantwortung der Fragen gefühlt haben. Wobei ein Gleichstand zwischen 
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den beiden Gruppen besteht, wenn man jene Expert*innen vergleicht, die sich zwischen 1- und 
5-Mal mit Klimaklagen befasst haben. Sowohl in der Gruppe jener Expert*innen, die sich als sehr 
kompetent einschätzten, als auch in der Gruppe derjenigen Expert*innen, die sich als eher nicht 
kompetent gefühlt haben, hat sich jeweils die Hälfte der Expert*innen zuvor nicht oft (mehr als 
5-Mal) mit Klimaklagen befasst. Dem gegenüber steht aber die Tatsache, dass in der Gruppe der 
Personen, die angaben sich sehr kompetent gefühlt zu haben, kein*e Expert*in war, die sich in den 
letzten zwölf Monaten gar nicht mit Klimaklagen befasst hat. 

Zur Bewertung der Kompetenz des gesamten Panels wurden auch die Antworten der drei Ex-
pert*innen analysiert, die angegeben haben, dass sie nicht wissen, ob sie die für die Befragung 
nötige Kompetenz hätten (Abb. 31). Zwei von ihnen gaben an, sich in die Zukunft gedacht zu 
haben. Bei der Angabe der Häufigkeit der Befassung mit Klimaklagen variiert diese zwischen den 
drei Personen, zwischen gar nicht über 1- bis 5-Mal bis hin zu mehr als 10-Mal. Es lässt sich insofern 
nicht ableiten, dass weder die Häufigkeit der Befassung mit Klimaklagen, noch die selbsteinge-
schätzte Fähigkeit, sich in die Zukunft zu denken, ein belastbares Indiz für die Kompetenz zur 
Beantwortung der Fragen sind.  

 

Abbildung 31: Datenreihe – Selbsteinschätzung ich weiß es nicht 

In einem letzten Schritt wurde eine Analyse des Datensatzes für die zehn Entwicklungspfade 
unter Ausschluss derjenigen Datenreihen der Expert*innen ausgeführt, die bei der Selbstrefle-
xion eher nicht kompetent oder ich weiß es nicht angegeben haben. Die Analyse ergab nur minimale 
Veränderungen der Medianwerte. Für die Wahrscheinlichkeit veränderte sich der Median bei 
vier Entwicklungspfaden um Werte zwischen 0,05 und 0,28, was in keinem der Fälle zum Errei-
chen des nächsten Skalenwertes geführt hat. Für die Relevanz veränderte sich der Median bei 
neun Entwicklungspfaden. Dabei wurde der Median bei fünf Entwicklungspfaden um 0,01 verän-
dert und bei vier Entwicklungspfaden (andere Entwicklungspfade als bei der Wahrscheinlichkeit) 
um Werte zwischen 0,07 und 0,24. Auch hierbei wurde in keinem Entwicklungspfad der nächste 
Skalenwert erreicht. 

Abschließend lässt sich damit festhalten, dass das Expert*innenpanel in der Zusammensetzung 
geeignet war, die Fragen kompetent zu beantworten und aus den Ergebnissen belastbare Aussa-
gen gezogen werden können. 

6.1.2 Kritische Betrachtung der Ergebnisse 

In diesem Kapitel sollen die Entwicklungspfade selbstkritisch reflektiert werden, da sie im Rah-
men des empirischen Forschungsdesigns unter Einsatz einer Antizipationsmethode (Futures 
Wheel) entwickelt wurden. Dementsprechend stehen die Entwicklungspfade in einer Abhängig-
keit zu den teilnehmenden Expert*innen des Workshops. Bei der Einladung der Expert*innen 
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wurde darauf geachtet, dass in der gesamten Gruppe eine breite juristische und politische Ex-
pertise vorherrscht, um sich dem Ziel der Antizipation politischer Folgewirkungen von Klima-
klagen in der Zukunft basierend auf Fach- und Erfahrungswissen zu nähern. 

Dieses Kapitel zielt darauf ab, die Ergebnisse der Delphi-Studie in Relation zu möglichen Kritik-
punkten an einzelnen Entwicklungspfaden rückzukoppeln, um sich für die Formulierung des Fazits 
der Arbeit über diese bewusst zu sein. An erster Stelle soll dazu auf die teilweise auftretende 
begriffliche Unschärfe hingewiesen werden. Diese ergibt sich daraus, dass die Ergebnisse der 
Zukunftsräder aus dem Futures-Wheels-Workhsop als Grundlage für die Entwicklungspfade ver-
wendet wurden, ohne dass sie konkretisiert oder verändert worden sind (Kap. 4.2).  

Für den Entwicklungspfad Ausbildungsinitiative sowie Schaffung eines breiten Weiterbildungsangebotes 
kann hinterfragt werden, ob dieser Entwicklungspfad tatsächlich nur als Teil der Kausalkette, die 
aus den Folgewirkungen einer angenommenen Zunahme von Klimaklagen besteht, entwickelt 
wurde, oder ob die allgegenwärtige Notwendigkeit von Anpassungsmaßnahmen (BMWK 
2022:11; Die Bundesregierung 2021) sowie die vorherrschende Herausforderung des Fachkräf-
temangels (BMAS 2022:7; BMWK 2022:53) sowohl bei der Entwicklung im Futures Wheel-
Workshop als auch bei der Bewertung der Relevanz in der Delphi-Befragung Einfluss hatten. 
Analog stellt sich diese Frage für die Bewertung der Wahrscheinlichkeit des Eintritts des Ent-
wicklungspfades, die mit einem Medianwert von 3,73 den zweithöchsten Wert aller Entwick-
lungspfade erreicht hat. 

Für die Entwicklungspfade Abbau klimaschädlicher Subventionen, Klima- und Entwicklungspartner-
schaften sowie Einführung von Klimageld lassen sich im Koalitionsvertrag der amtierenden Bun-
desregierung vom 24. November 2021 Aussagen finden, denen zu entnehmen ist, dass sich die 
Bundesregierung zumindest vorgenommen hat, sich mit diesen Maßnahmen programmatisch zu 
befassen. Im Kapitel Zukunftsinvestitionen und nachhaltige Finanzen des Koalitionsvertrags findet 
sich die Übereinkunft, dass die Bundesregierung "[…] zusätzliche Haushaltspielräume dadurch 
gewinnen [möchte], dass [sie] im Haushalt überflüssige, unwirksame und umwelt- und klima-

schädliche Subventionen und Ausgaben abbau[t].“ (SPD, Bündnis ‘90/Die Grünen & FDP 
2021:162) 

Zum Klimageld ist zu lesen, dass die Koalition plant „[u]m einen künftigen Preisanstieg zu kom-
pensieren und die Akzeptanz des Marktsystems zu gewährleisten, […] einen sozialen Kompen-
sationsmechanismus über die Abschaffung der EEG-Umlage hinaus [zu] entwickeln (Klimageld).“ 
(SPD, Bündnis ‘90/Die Grünen & FDP 2021:63). Anlass für dieses geplante Klimageld ist dabei 
kein, wie im Entwicklungspfad angenommener Preisanstieg durch Verknappung und Preiserhö-
hung, weil Unternehmen ihre Produktionsstätten aus Schwellen- und Entwicklungsländern wegen 
des Risikos von Klimaklagen zurückziehen. Vielmehr beziehen sich die Verfasser*innen des Ko-

alitionsvertrages auf mögliche Preisanstiege aufgrund von steigenden Energie- und CO2-Preisen. 

Drittens beinhaltet der Koalitionsvertrag die Aussage, dass die Bundesregierung „[m]it Klima- 
und Entwicklungspartnerschaften […] beidseitigen Wissens- und Technologietransfer, den 
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Ausbau Erneuerbarer Energien mit eigenständiger Wertschöpfung und lokalen Nutzungsmög-
lichkeiten, nachhaltige Infrastruktur und weitere Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen in [ih-
ren] Partnerländern“ (SPD, Bündnis ‘90/Die Grünen & FDP 2021:151) fördert. 

Wenngleich also die Herleitungen und Ziele, die der Aufnahme dieser Maßnahmen im Koaliti-
onsvertrag zu Grunde liegen, andere sind als jene in den Entwicklungspfaden dieser Studie, gilt 
es, diese bereits existierenden programmatischen Vorhaben der Bundesregierung offenzulegen. 
Denn bemerkenswert ist, dass es genau jene Entwicklungspfade sind, die von dem Delphi-Panel 
als relevant eingestuft wurden, deren Maßnahmen sich bereits im Koalitionsvertrag befinden. 
Hierzu kann die Frage aufgeworfen werden, inwiefern diese Maßnahmen losgelöst vom gegen-
wärtigen politischen Programm und dem allgemeinen Erfordernis von Klimaschutzmaßnahmen 
tatsächlich als mögliche Folgewirkungen von Klimaklagen einerseits im Futures Wheel-Work-
shop antizipiert und andererseits von den Expert*innen in der Delphi-Studie bewertet wurden. 
Ebenso lässt sich in Frage stellen, inwieweit die jeweils auf einen bis zwei Sätze begrenzten Text-
passagen aus dem Koalitionsvertrag den Teilnehmer*innen des Futures-Wheel-Workshops und 
ebenso dem Delphi-Panel bekannt waren und bei der Bewertung eingeflossen sind. Gleichsam 
lässt sich aber festhalten, dass diese Entwicklungspfade aktuelle politische Problemlagen adres-
sieren und ihnen möglicherweise vor diesem Hintergrund eine gewisse Relevanz zugesprochen 
wurde.  

Unabhängig von den oben aufgeworfenen Fragen, kann als interessantes Ergebnis betrachtet wer-
den, dass die Grundzüge der Klima- und Entwicklungspartnerschaften sowie des Klimageldes antizi-
piert wurden, um sie als Lösungen für andere als die im Koalitionsvertrag dargestellten Probleme 
anzuwenden. 

Für die weiteren Entwicklungspfade wurden keine offen zugänglichen Hinweise dazu gefunden, 
ob die antizipierten Maßnahmen von der Bundesregierung bereits programmatisch bearbeitet 
werden. 

  

6.2  Diskussion der Ergebnisse 

6.2.1 Vorausschauende Regierungsführung im Kontext von Klimaklagen 

Das durchgeführte Forschungsvorhaben hat sich ausgehend von der Annahme, dass Klimaklagen 
ein emergentes Phänomen sind und ihre Anzahl in der Zukunft weiter zunehmen könnte, mit 
möglichen Folgewirkungen dieser Klagen auf die Politik der Bundesregierung befasst. Die ge-
troffene Annahme einer Zunahme von Klimaklagen stützt sich auf beobachtbare Entwicklungen 
und Trends der letzten Jahre, sowie auf gegenwärtige gerichtliche Sachverhalte und Normen 
(Kap. 2.2). Dazu zählt der enorme Anteil der Klimaklagen der letzten drei Jahre im Vergleich zu 
allen bis dahin eingereichten Klimaklagen (Setzer u.a. 2022:5). Außerdem lässt sich festhalten, 
dass Klimaklagen weltweit als zusätzliches Instrument von Klimaaktivist*innen genutzt werden, 
um Einfluss auf politische Entscheidungen und gesellschaftliche Verhaltensänderungen zu nehmen 
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(Rodi & Kalis 2022:5; Bouwer & Setzer 2020:14). Angesichts der jüngsten Erkenntnisse des IPCC 
und den Szenarien für die Erderwärmung unter Berücksichtigung der aktuellen, geplanten und 
notwendigen Klimaschutzmaßnahmen (IPCC 2023a:7 und 17) kann damit gerechnet werden, 
dass Klimaklagen auch in Zukunft dazu genutzt werden, um höhere Ambitionen bei der Umset-
zung von Klimaschutzmaßnahmen sowohl von privatwirtschaftlichen als auch von staatlichen 
Akteuren einzufordern (Higham et al. 2023:28). Das Übereinkommen von Paris wirkte auf die 
Entwicklung von Klimaklagen wie ein Katalysator (Preston 2021:228). Erste Klimaklagen haben 
den nationalen Rechtsweg durchlaufen und stehen vor dem EGMR, wie beispielsweise die Kli-
maseniorinnen (Keller & Bornemann 2021:126). Meilensteine der Klimarechtsentwicklung, wie 
das Urteil gegen Shell (Weller & Tran 2022:16) und gegen die Niederlande sind Inspiration für 
ähnliche Klagen vor weiteren nationalen Gerichten (Toussaint 2021:20). Auch aktuelle interna-
tionale Entwicklungen zum Ausgleich von Schaden und Verlusten (UNFCC 2022) sowie der Prü-
fung der Anwendbarkeit menschenrechtlicher Schutzinstrumente auf Fragen der Klimaschutz-
verpflichtungen von Staaten (Wewerinke-Singh & Salili Hinge 2020; Vanuatu ICJ Initiative 2022) 
sind Indizien dafür, dass, mit stärkerem Bezug auf den Schutz und Erhalt der persönlichen Le-
bensgrundlagen, Klimaklagen weiter zunehmen werden. 

Aufbauend auf diesen erwartbaren Entwicklungen lässt sich festhalten, dass es im Sinne der AG 
als sinnvoll erachtet werden kann, sich bereits in der Gegenwart mit den damit einhergehenden 
alternativen Zukünften und explizit den von ihnen ausgehenden möglichen Konsequenzen zu 
befassen. Die Vorausschau kann ein Werkzeug sein, mit dem Reaktionen visualisiert, geprobt 
und verfeinert werden können (Fuerth 2009:16). Dies erscheint hinsichtlich möglicher Auswir-
kungen von Klimaklagen insbesondere unter dem Aspekt relevant, dass Klimaklagen in den letz-
ten Jahren zu einem Schlüsselfaktor der Klimaschutzbestrebungen geworden sind (Burger et al. 
2017:40), dem sich immer mehr Anknüpfungspunkte für neue Verfahren zur Einforderung eines 
plausiblen Klimaschutzes eröffnen und zu vielfältigen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und po-
litischen Folgewirkungen führen. 

Da in dieser Arbeit nicht detailliert auf die Umsetzungsanforderungen entlang des Policy-Cycles 
(Lasswell 1956; Jann & Wegrich 2014) eingegangen werden kann, wurde im Rahmen der vorlie-
genden Arbeit die Bearbeitung der Antizipation und Zukunftsanalyse als erste Stufe der AG 
durchgeführt. Nachfolgend soll eine kurze Einordnung hinsichtlich der möglichen Wirkungsent-
faltung derjenigen Maßnahmen, die von den Expert*innen im Rahmen des Futures-Wheels-
Workshops entwickelt und im Rahmen der Real-Time Delphi-Befragung als relevant bewertet 
wurden, vorgenommen werden. 

Die Ausbildungsinitiative und Schaffung neuer Lehrgänge (Kap. 5.3.1) wird als Reaktion auf mögliche 
gerichtliche Verpflichtungen des Staates zu Klimaschutz- und Anpassungsmaßnahmen vorgeschla-

gen. Die Reaktion der Bundesregierung könnte ein Maßnahmenprogramm umfassen, das in der 
Umsetzung dazu beitragen könnte, dass Klimaklagen in diesem Kontext nicht weiter zunehmen, 
weil der Klimaschutz durch geeignete Maßnahmen bereits aktiv vorangetrieben wird. Diese Maß-
nahme wäre insofern als eine vorbeugende Maßnahme einzuordnen. 
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Der Vorschlag zum Abbau klimaschädlicher Subventionen (Kap. 5.3.2) ist eine Maßnahme, die be-
reits im aktuellen Koalitionsvertrag enthalten ist. Die amtierende Regierung bezweckt mit die-
sem Vorhaben, Haushaltsspielräume zu gewinnen (Kap. 6.1.2). Unter Rückbezug auf die Ergeb-
nisse der durchgeführten Zukunftsstudie, könnten die frei werdenden Haushaltsmittel zum Auf-
bau von Rücklagen genutzt werden, um mögliche Kompensationsverpflichtungen, die aus Klima-
klagen in der Zukunft resultieren könnten, unter Einhaltung der Schuldenbremse zu bedienen. 
Diese Maßnahme könnte insofern als eine Maßnahme eingeordnet werden, die den Bundeshaus-
halt resilienter machen könnte. 

Klima- und Entwicklungspartnerschaften (Kap. 5.3.3) sind ebenfalls bereits im Koalitionsvertrag ent-
halten (Kap. 6.1.2). Aufbauend auf den Ergebnissen der durchgeführten Zukunftsstudie könnten 
diese Partnerschaften programmatisch um einen Strukturaufbau zur Etablierung von Standard-
produktionsnormen, welche die erwartbaren Maßgaben einer zukünftigen europäischen Sorg-
faltspflichten-Richtlinie (Rat der EU 2022a und b) erfüllten, ergänzt werden. Mit diesem Vorge-
hen könnten die, in der Zukunftsannahme antizipierten, Folgewirkungen von Carbon Leakage 
dadurch abgeschwächt werden, dass sich das Risiko verklagt zu werden verringere. Bei diesem 
Vorschlag würde es sich insofern um eine vorbeugende Maßnahme handeln. 

Das Klimageld wird im Koalitionsvertrag als Kompensation für künftige Preisanstiege im Bereich 
der Energiekosten aufgeführt (SPD, Bündnis ‘90/Die Grünen & FDP 2021:63). In Anbetracht der 
Ergebnisse, der durchgeführten explorativen Untersuchung möglicher Folgewirkungen von Kli-
maklagen, könnte eine Ausweitung des Klimageldes, für den Fall von unerwarteten Preisanstiegen 
von Produkten auf dem inländischen Markt, die auf Folgewirkungen von Klimaklagen zurückzu-
führen wären, vorbereitet werden. Mit dieser Maßnahme könnte eine höhere Resilienz der so-
zialen Sicherung aufgebaut werden. 

Für die durchgeführte Studie sind dies Vorschläge, mit denen die Resilienz des Systems einerseits 
durch den Aufbau von Strukturen und andererseits durch die Vorbereitung von Lösungskonzep-
ten für mögliche zukünftige Ereignisse erhöht werden könnte. 

6.2.2 Antizipation und Zukunftsanalyse mit dem Futures Wheel 

Über die inhaltlichen Erkenntnisse hinaus kann festgehalten werden, dass die intuitive Struktu-
rierung der Futures-Wheel-Methode eine Öffnung der strategischen Vorausschau über die poli-
tischen Akteur*innen hinaus ermöglicht. Der durchgeführte Futures-Wheel-Workshop hat ge-
zeigt, dass die Zusammensetzung des Expert*innenpanels aus den Bereichen Rechtswissenschaf-
ten, Nichtregierungsorganisationen (Klima- und Umweltverbände) und Politik dazu führt, dass 
sich das Blickfeld auf die Zukunft weitet, dass zusätzliche Herausforderungen und Entwicklungs-
möglichkeiten identifiziert werden und dass ursprüngliche Annahmen nicht mehr so gelten, wie 
vor der systematischen Auseinandersetzung.  

In der Feedbackrunde nach dem Futures Wheel-Workshop äußerten die Teilnehmer*innen un-
ter anderem, dass sie trotz jahrelanger Befassung mit dem Thema neue Verknüpfungen erkannt 
haben, dass sich Rückkopplungen von Klimaklagen in vielfältige Bereiche abgezeichnet haben, die 
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bisher nicht mitgedacht wurden, dass die eigenen Annahmen zu den Grenzen des Phänomens 
der Klimaklagen um ein vielfaches enger waren, als es durch das Futures Wheel offenbar wurde, 
dass mit der Methode die enorme Komplexität von Wechselwirkungen offengelegt wurde, und 
dass es sinnvoll ist, sich Zeit zu nehmen, um in Alternativen zu denken. 

Eine besonders wichtige Rückmeldung mit konkretem Bezug zur inhaltlichen Befassung war die 
Erkenntnis einer Teilnehmerin, dass die Annahme: Mehr Klimaklagen heißt automatisch mehr Kli-
maschutz - so nicht mehr haltbar ist, da Klimaklagen deutlich vielschichtigere Auswirkungen ha-
ben können. 

Diese Erfahrungen decken sich mit jenen, wie sie auch Toivonen (2021) schildert. Bei ihm heißt 
es, dass die Methode als nützlich zur Identifizierung und Darstellung alternativer Zukünfte ange-
sehen wurde (:160) sowie durch die visuelle Anordnung der Folgewirkungen kausale Zusammen-
hänge verdeutlicht wurden, die eine ganzheitliche Sichtweise auf das Thema ermöglichen (:161). 

Gleicht man diese Erkenntnisse aus der Erprobung des Futures Wheels mit der AG ab, 
lässt sich festhalten, dass die Methode geeignet ist, um mittels der Antizipation von Im-
plikationen möglicher zukünftiger Ereignisse zur vorausschauenden Erstellung von Akti-
onsplänen beizutragen (Fuerth 2009:20). Fuerth (2009) nennt mit „Aufgeschlossenheit, 
dem Hinterfragen von Annahmen und der Bereitschaft, alternative Möglichkeiten zu prü-
fen“ (:24) drei grundlegende Eigenschaften der AG, die mit den Grundlagen und der 
Durchführung des Futures Wheels kongruent sind (Glenn 2009:2-5). Mehr noch ist es 
vorstellbar, die Futures-Wheel-Methode in partizipativen Foresight-Prozessen anzuwen-
den, um die Erkenntnisgewinne dieser Vorhaben auszuweiten, in dem die Teilnehmer*in-
nen sich von Annahmen lösen, die in den einzelnen Disziplinen vorherrschen und Zu-
kunftsbilder im Dialog mit der Gesellschaft entwickeln (Rutting et al. 2022a:8). 

7. Mit Weitsicht politische Weichen für die Zukunft stellen – 
Impulse für eine zukunftsorientierte Politikgestaltung 

Im durchgeführten Forschungsvorhaben wurden aufbauend auf den Erkenntnissen zur Entwick-
lung von Klimaklagen (Kap. 2.2) und angelehnt an die Grundlagen der AG (Kap. 2.1) alternative 
Entwicklungspfade antizipiert und bewertet (Muiderman et al. 2020:2). Durch diese Auseinan-

dersetzung mit ungewissen Zukünften wurden Maßnahmen zur Anpassung oder Gestaltung zu-
künftiger Ereignisse identifiziert.  

Die Ergebnisse der Zukunftsstudie sind als ein erster Schritt im komplexen Gefüge der voraus-
schauenden Regierungsführung einzuordnen. Sie zeigen, dass die zukunftsorientierte Untersu-
chung eines emergenten Phänomens, wie dem des Anstiegs der Anzahl von Klimaklagen, geeignet 
ist, um sich den Möglichkeitsraum zukünftiger Entwicklungen zu vergegenwärtigen. Die 
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Kombination der Zukunftsforschungsmethoden des Futures Wheels und der Delphi-Befragung 
ermöglicht es, die Erkenntnisse der AG-Theorie praktisch anzuwenden und konkrete Impulse 
für eine proaktive Zukunftsgestaltung zu formulieren. 

Das in dieser Zukunftsstudie generierte Orientierungswissen, kann als Grundlage dazu dienen 
bereits in der gegenwärtigen Legislaturperiode Maßnahmen zu entwickeln, um wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Folgewirkungen von Klimaklagen abzufedern (Klima- und Entwicklungspart-
nerschaften, Kap. 5.3.3; Klimageld, Kap. 5.3.4) oder vorsorglich Strukturen zu schaffen, die zur 
einer Resilienz des jeweiligen Teilsystems führen könnten (Ausbildungsinitiative und Schaffung 
neuer Lehrgänge, Kap. 5.3.1; Änderung des Deutschen Richtergesetzes, Kap. 5.3.5). Über diese 
Impulse für strukturelle sowie vorbereitende Maßnahmen hinaus bieten die Forschungsergeb-
nisse eine breite Übersicht der Vielfalt möglicher Folgewirkungen von Klimaklagen. Dazu zählen 
einerseits die nicht weiter untersuchten Entwicklungspfade aus dem Futures-Wheel-Workshop, 
aber auch jene Policy-Auswirkungen, die von dem Delphi-Panel als weder relevant noch wahr-
scheinlich eingestuft wurden. Es wird deutlich, dass eine zunehmende Anzahl an Klimaklagen das 
Potenzial hat, neue Rechtsfragen aufzuwerfen. Beispielsweise zum Schutz von Unternehmen o-
der auch gegen sog. SLAPP-Klagen (Kap. 5.2.2), und ebenso, dass die Bundesregierung Folgewir-
kungen von Klimaklagen auf internationaler Ebene begegnen wird19. Es kann davon ausgegangen 
werden, dass angesichts der fortschreitenden Folgen des Klimawandels ein realpolitischer Hand-
lungsdruck von einer zunehmenden Anzahl von Klimaklagen ausgehen wird. Die Untersuchung 
denkbarer Möglichkeitsräume im Kontext der Auswirkungen von Klimaklagen kann insofern zu 
einem bewussteren Umgang mit zukünftigen Entwicklungen beim Handeln in der Gegenwart 
dienen, und dazu führen, mögliche Veränderungen früher wahrzunehmen. 

Diese Erkenntnis entspricht dem Ziel dieser Studie. Sie war nicht darauf ausgerichtet, konkrete 
Aussagen darüber zu treffen, welche Entwicklungen in der Zukunft eintreten werden, sondern 
alternative Entwicklungspfade ausgehend von einem emergenten Phänomen zu antizipieren und 
mit diesem Zukunftswissen eine Übersicht möglicher Maßnahmen für politische Weichenstel-
lungen in der Gegenwart zu erstellen (Quay 2010:498-499). 

Mit dem gewählten Forschungsdesign wurde gezeigt, dass das Futures Wheel als Ausgangsme-
thode eines Vorhabens, das sich an der AG orientiert, geeignet ist, um Erkenntnisse für ein auf 
zukünftige Entwicklungen ausgerichtetes Agenda-Setting zu generieren. Damit leistet die vorlie-
gende Arbeit einen Beitrag für die praktische Anwendung des Konzeptes der AG. 

Das zweistufige empirische Vorgehen schloss eine Reihe von Expert*innen der unterschiedlichs-
ten Disziplinen ein und gewährleistet damit, dass mit den Ergebnissen eine Vielfalt möglicher 

Auswirkungen aufgedeckt werden konnte. Die Analyse der Selbsteinschätzungen des Delphi-
Panels verweist darauf, dass die Expert*innen mit ihrem Fach- und Erfahrungswissen, unabhängig 
davon, ob sie konkrete Berührungspunkte mit Klimaklagen haben, die Kompetenz vereinen, Ge-

staltungsimpulse für ungewisse zukünftige Entwicklungen zu geben. Aus den Rückmeldungen der 

 
19  Siehe Kausalitätsketten aus dem Futures Wheel Workshop, S. 115 – 118. 
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Teilnehmer*innen des Futures Wheel-Workshops lässt sich abschließend festhalten, was bereits 
die stiftung neue verantwortung (Brockmann et al. 2013) in ihrem Policy Brief Denken auf Vorrat – 
Strategische Vorausschau macht Deutschland fit für die Zukunft in zehn Punkten zusammengetragen 
hat - und zwar, dass es im politischen Tagesgeschäft lohnenswert ist, sich Zeit zu nehmen für die 
Befassung mit zukünftigen Entwicklungen, dass es die eigene Perspektive bereichert, in Alterna-
tiven zu denken und Annahmen zu hinterfragen, dass sich Akteur*innen verschiedener Diszipli-
nen vernetzten, dass Methoden der Zukunftsforschung erprobt und im Alltag angewendet wer-
den und zu guter Letzt, dass von Zukünften statt von der einen Zukunft  gesprochen wird 
(Brockmann et al. 2013:10). 

 

7.1 Ausblick auf mögliche weitere Forschungen 
Der Durchführung eines empirischen Forschungsprojektes im Rahmen einer Masterarbeit sind 
zeitliche Grenzen gesetzt. Die gewonnenen Erkenntnisse werden keinem Praxistest unterzogen, 
so dass diese Arbeit vor allem einen theoretischen Mehrwert für die wissenschaftliche Ausei-
nandersetzung mit zukunftsorientierter Politik leistet. Im Folgenden werden Forschungsansätze 
vorgestellt, die aufbauend auf den Daten und Erkenntnissen der vorliegenden Arbeit weiterver-
folgt werden könnten. 

Anhand der als relevant erachteten Maßnahmen sind qualitative Untersuchungen durchgeführt 
worden.  Denkbar ist, Folgewirkungen der einzelnen Maßnahmen jeweils mit der Futures-Wheel-
Methode zu explorieren und eine Delphi-Befragung anzuschließen, die qualitative Daten erhebt, 
indem sie einen argumentativen Austausch des Expert*innenpanels durchführt, um die Überset-
zung in eine politische Strategie zur Umsetzung zu untermauern. Anknüpfend an die Idee von 
Rutting und anderen (2022a), AG mit Responsible Research and Innovation zu verbinden (:8), 
könnte die Zusammensetzung des Panels inklusiv und partizipativ aufgesetzt werden, um auf 
pluralistische Perspektiven einzugehen (:6). Die Methode des Futures Wheel eignet sich hierfür 
aufgrund ihrer intuitiven und schrittweisen Durchführung (Kap. 6.6.2). Partiell ergänzt werden 
könnte eine solche Studie durch Fragestellungen, die aus einer vertieften Analyse der in dieser 
Studie erhobenen Datenreihen entwickelt werden könnten. Beispielsweise könnte der Erkennt-
nis nachgegangen werden, dass etwa zwei Drittel der Expert*innen die Entwicklungspfade im 
Durchschnitt mit einer höheren Relevanz gegenüber der Wahrscheinlichkeit eingeschätzt haben. 

Der Fokus eines weiteren Forschungsvorhabens könnte es sein, die antizipierten Gesetzesände-
rungen (Kap. 5.4.2), die in dieser Studie als schwache Signale identifiziert werden konnten, bei-
spielsweise in einem Horizon Scanning oder mit Methoden der Data-Driven Foresight weiter zu 
verfolgen. Gerade im Kontext der (strategic) climate litigation bietet sich die Verknüpfung der 
Rechtswissenschaften mit der Disziplin der Zukunftsforschung an. Eine Orientierung kann dabei 
die aktuelle Studie von Byrne et al. (2023) sein, die eine datengestützte Zukunftsstudie für den 
Bereich des Asylrechts und der Asylrechtssprechung durchgeführt haben. 
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